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Der Klimawandel ist schon heute in Deutschland ange-
kommen. Das wiederholte Auftreten von Extremwetter- 
ereignissen, die es statistisch gesehen nur alle 100 Jahre  
geben sollte, macht dies mehr als deutlich. Selbst bei Ein-
haltung der Ziele des Pariser Klimaabkommens, also bei 
einer Begrenzung der globalen Erwärmung auf 1,5 Grad 
Celsius, ist zu erwarten, dass sie an Intensität und Häufig-
keit noch weiter zunehmen werden. Eine zunehmende  
Anzahl an Prognosen geht derweil davon aus, dass die glo-
balen Durchschnittstemperaturen zumindest zeitweise diese 
Zielmarke überschreiten werden. Die Auswirkungen wer-
den wir in Deutschland und Europa aufgrund der Trägheit 
des Klimasystems zwar mit einer gewissen Verzögerung 
spüren, aber sie sind schon heute nicht mehr aufzuhalten. 

Egal ob Hitzewellen oder Starkregen, der Klimawandel 
ist inzwischen soweit fortgeschritten, dass wir umfassende 
Anpassungsmaßnahmen ergreifen müssen. Der Klimawan-
del gehört zu den neuen sozialen Fragen des 21. Jahrhun-
derts. Denn seine Auswirkungen treffen nicht alle Menschen 
gleich. Vielmehr werden sozial benachteiligte Personen  
besonders darunter leiden. Die vorliegende Studie arbeitet 
dies klar heraus. Klimaanpassungspolitik kann sich daher 
nicht nur darauf beschränken, physische Infrastrukturen 
vor den direkten Folgen des Klimawandels, beispielsweise 
den Auswirkungen von Flutereignissen, zu schützen, son-
dern muss eine ganzheitliche Perspektive einnehmen. Sie 
muss auch die Ursachen für die unterschiedliche Betrof-
fenheit, nämlich die soziale Ungleichheit berücksichtigen. 

Die Autor:innen machen deutlich, dass eine effektive 
Klimaanpassungspolitik vor allem die lokalen Gegebenhei-
ten in den Blick nehmen muss. Erfolgreiche Klimapolitik 
findet maßgeblich in den Kommunen statt, um den Be-
dürfnissen vor Ort gerecht zu werden. Das bedeutet aber 
auch, dass Städte und Gemeinden über die notwendigen 
finanziellen und personellen Kapazitäten verfügen müssen, 
um dieser neuen Aufgabe gerecht zu werden. Strukturstar-
ke und -schwache Kommunen haben dafür unterschied-
liche Voraussetzungen. Vor dem Hintergrund des Gebots 
gleichwertiger Lebensverhältnisse ist es daher notwendig, 
alle Kommunen in die Lage zu versetzen, sich dieses The-
mas anzunehmen. Eine gerechte und auskömmliche Finan-
zierung, möglicherweise im Rahmen einer neuen Gemein-
schaftsaufgabe, ist daher dringend notwendig.

Klimaanpassungspolitik ist Politik für mehr soziale Ge-
rechtigkeit. Sie muss sicherstellen, dass sozial benachtei-
ligte Menschen nicht auch noch besonders stark von den 
Folgen des Klimawandels getroffen werden. Ihre Finanzie-
rung muss wiederum solidarisch erfolgen. Denn Klimaan-
passung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Ein Um-
denken in der Finanzpolitik ist daher dringend geboten. 

Klimaanpassung stellt uns schon heute vor große He-
rausforderungen. Dabei ist wichtig, im Hinterkopf zu be-
halten, dass die vorliegende Studie lediglich die direkten 
und nicht mehr abwendbaren Folgen des Klimawandels für 
Deutschland in den Blick nimmt. Fluchtbewegungen, re-
gionale Konflikte, unterbrochene Lieferketten, steigende 
Nahrungsmittelpreise auf den Weltmärkten – all das sind 
die globalen Auswirkungen, die auch Deutschland und Eu-
ropa zusätzlich treffen können. Sollten sich die Anstren-
gungen zur Begrenzung des globalen Temperaturanstiegs 
nicht erhöhen, drohen noch weit gravierendere Konse-
quenzen – sowohl lokal wie auch global. 

Klimaanpassungspolitik ist daher kein Ersatz für ambi-
tionierten Klimaschutz. Sie ist vielmehr notwendig ge- 
worden, weil die Dekarbonisierung zu langsam voranschrei- 
tet. Die Herausforderungen, mit denen wir uns in der Kli-
maanpassung schon heute konfrontiert sehen, sollten uns 
daran erinnern, dass wir uns eine weitere Zuspitzung der 
Klimakrise nicht werden leisten können.  

Max Ostermayer
Friedrich-Ebert-Stiftung
Abteilung Analyse, Planung und Beratung

VORWORT
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1
HINTERGRUND:  
KLIMAANPASSUNG – WARUM UND WIE?

Das Ahrtal-Hochwasser 2021 war ein außergewöhnliches 
Jahrhundertereignis mit einem bis dahin unbekannten 
Ausmaß an Schäden und Verlusten (Fekete/Sandholz 2021; 
Tradowsky et al. 2023). Es führte zu über 200 Todesopfern; 
Einschätzungen der finanziellen Gesamtschadenshöhe ran-
gieren von 40 bis 46 Milliarden Euro (Trenczek et al. 2022; 
Nordmann 2022). Der Klimawandel hat die Eintrittswahr-
scheinlichkeit für diese Art von Extremwettereignissen er-
höht (Tradowsky et al. 2023). Neben der Notwendigkeit 
einer Stärkung des Bevölkerungsschutzes hat die Katastro-
phe im Ahrtal gesellschaftliche und politische Verwund-
barkeiten offengelegt und aufgezeigt, dass bisherige Vor-
kehrungen für die Anpassung an Klimawandelfolgen nicht 
ausreichend sind (BMI 2022). Dabei dürfen die physisch-
klimatischen Ereignisse nicht isoliert betrachtet werden, 
denn die extremen Verheerungen sind oftmals eine Folge 
der komplexen Interaktion meteorologischer Entwicklun-
gen mit gegebenen historischen, sozialen, politischen, kul-
turellen, ökonomischen und ökologischen Verhältnissen 
vor Ort (Hulme 2023). So haben beispielsweise im Ahrtal 
menschengemachte Änderungen am Flusslauf, dichte Be-
bauung im Talboden und eine Vielzahl historischer Brü-
cken zusammen mit einer durch Waldschäden bedingten 
übergroßen Menge an angeschwemmtem Totholz maßgeb-

1 Sozioökologische Systeme sind voneinander abhängige und miteinander verbundene Systeme aus Mensch und Natur (siehe auch Glossar, Anhang 3).

lich zu den extrem hohen Wasserständen beigetragen 
(Dietze/Ozturk 2021; Vorogushyn et al. 2022; Schulzki-
Haddouti 2022).

Auf globaler Ebene ist zu beobachten, dass sich der Kli-
mawandel schneller entwickelt als erwartet. Während ein 
Bericht des Weltklimarats noch 2018 davon ausging, dass 
eine globale Erwärmung von 1,5 Grad Celsius zwischen 
2030 und 2052 erreicht würde (IPCC 2018, 2022; WMO 
2023), zeigt ein Update der Weltorganisation für Meteoro-
logie aus dem Jahr 2023, dass die globalen Temperaturen 
bereits in den nächsten fünf Jahren auf Rekordniveau an-
steigen werden (IPCC 2018; WMO 2023). So liegt die 
Wahrscheinlichkeit, dass die jährliche durchschnittliche 
oberflächennahe globale Temperatur zwischen 2023 und 
2027 für mindestens ein Jahr mehr als 1,5 Grad Celsius 
über dem vorindustriellen Niveau liegen wird, bei 66 Pro-
zent (WMO 2023). Diese Erwärmung korrespondiert mit 
einer erhöhten Anfälligkeit sozioökologischer Systeme1 auf 
der ganzen Welt (IPCC 2022). Schon für das Jahr 2023 do-
kumentiert der Klimawandeldienst der EU „Copernicus“, 
dass die globalen Durchschnittstemperaturen im Jahr 2023 
an beinahe 50 Prozent aller Tage mehr als 1,5 Grad Celsius 
über dem vorindustriellen Referenzzeitraum 1850–1900 
lagen (Copernicus 2024) – siehe Abbildung 1.

 Abweichung der globalen Tageswerte 2023 vom vorindustriellen Niveau

QUELLE: Copernicus 2024.

Abb. 1
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Der Referenzzeitraum „vorindustrielles Niveau” bezieht sich auf die Jahre 1850–1900. Die Farbgebung der Punkte bedeutet: rot größer als 1,5 °C, orange kleiner als 1,5 °C.
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In der weltweiten Diskussion um Klimapolitik stand bis 
in die frühen 2000er Jahre der Klimaschutz (Mitigation) 
im Fokus. Dagegen wurde eine Auseinandersetzung mit 
Fragen der Klimawandelanpassung (Adaptation) weitge-
hend vermieden, weil man befürchtete, dass dadurch An-
strengungen für einen ambitionierten Klimaschutz unter-
miniert würden (Pielke et al. 2007). Auch in Deutschland 
stehen in öffentlichen Debatten um Klimapolitik weitge-
hend Klimaschutzmaßnahmen, vor allem die Reduktion 
von CO2-Emissionen im Vordergrund. Maßnahmen, die 
helfen sollen, sich auf bereits eingetretene oder klar ab- 
sehbare Folgen des Klimawandels vorzubereiten, werden 
vielfach noch ausgeblendet (siehe z. B. bpb 2022). Vor  
diesem Hintergrund hat die Bundesregierung seit 2008 
eine „Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel“ 
(DAS; Bundesregierung 2008) ausgearbeitet, die zwischen-
zeitlich immer wieder aktualisiert, durch Aktionspläne 
weiterentwickelt (BMU 2011; Bundesregierung 2015, 2020) 
und durch Monitoring- und Evaluationsberichte (UBA 
2015, 2019, 2023b; Gaus et al. 2019) überprüft wurde. 2021 
wurde die Weiterentwicklung der DAS zu einer vorsorgen-
den Anpassungsstrategie im Rahmen des Koalitionsver-
trags der Ampelparteien beschlossen (SPD et al. 2021) und 
ein Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) erarbeitet, das 
im November 2023 vom Bundestag verabschiedet wurde 
(Bundesgesetzblatt 2023). Mit diesem Gesetz soll der Stellen- 
wert von Klimaanpassung auf allen Regierungsebenen 
(Bund, Länder, Gemeinden) breit und verbindlich veran-
kert werden (Adaptation Mainstreaming).2 

Gleichzeitig hat die Betrachtung der Frage, wie die Be-
troffenheit durch Klimawandelfolgen und soziale Un-
gleichheiten zusammenhängen, an Bedeutung gewonnen 
(z. B. Olsson et al. 2014; EEA 2022a, 2022b; IPCC 2023; 
Cappelli 2023). So wurde beispielsweise am Ahrtal-Hoch-
wasser deutlich, dass – wie in vielen anderen Fällen auch – 
die Folgen der Katastrophe nicht alle sozialen Gruppen in 
gleichem Maße trafen (Nordmann 2022): 106 von 135  
Todesopfern waren über 60 Jahre alt, und zwölf der Todes-
opfer waren in Pflegeheimen untergebracht (DKKV 2022; 
Thieken 2022). Allgemeiner gesprochen: Unterschiedliche 
Bevölkerungsgruppen leben unter unterschiedlichen Be-
dingungen, aufgrund derer sie durch Klimawandelfolgen 
verwundbar sind, und sie verfügen über unterschiedliche 
Voraussetzungen, um menschliches Leid sowie finanzielle 
Verluste zu vermeiden oder zumindest abzumildern. Bei-
des wird im Begriff „soziale Vulnerabilität“3 zusammenge-
fasst. So kann argumentiert werden, dass nicht der Klima-
wandel die eigentliche Ursache für Verluste und Schäden 
ist, sondern dass klimabedingte Katastrophen viel mehr 
eine Folge sozialer, ökonomischer und politischer Bedin-
gungen als natürlicher Faktoren sind (z. B. O‘Keefe et al. 

2 Adaptation Mainstreaming bezeichnet das Ziel, Klimaanpassung in die Breite zu tragen (siehe auch Glossar, Anhang 3).
3 Zur Erläuterung siehe Glossar, Anhang 3.
4 Zur Erläuterung siehe Glossar, Anhang 3.
5 Governance meint allgemein die „Führung, Lenkung und Steuerung eines Staates, einer Organisation, eines Unternehmens o. Ä.“ 
(Digitales Wörterbuch der Deutschen Sprache: www.dwds.de/wb/Governance – 28.3.2024). In diesem Bericht bezieht sich Governance nicht  
nur auf das Handeln staatlicher Regierungsakteure (Government) auf den unterschiedlichen sozialräumlichen Ebenen (lokal, regional, national, 
multilateral), sondern ebenso auf Interventionen nichtstaatlicher Akteure wie beispielsweise Verbände, Vereinigungen, Netzwerke etc.

1976; Raju et al. 2022; Ribot 2022; Hulme 2023). In Anpas-
sungsdiskursen wird daher darauf hingewiesen, dass die 
Betrachtung sozialer Ungleichheit eine wesentliche Vo- 
raussetzung für die Effizienz von Klimaanpassungsmaßnah-
men ist (z. B. Breil et al. 2018; Barnett 2020; Chu/Cannon 
2021; IPCC 2022, 2023). Wie Untersuchungen gezeigt ha-
ben, treffen fehlerhafte Anpassungsmaßnahmen (Maladap-
tation)4 insbesondere ohnehin schon benachteiligte Be- 
völkerungsgruppen und führen für diese zu einer erhöhten 
statt verringerten Vulnerabilität (Thomas/Warner 2019; 
Anguelovski et al. 2019; Shokry et al. 2022; IPCC 2023). 
Dabei reicht es nicht aus, besonders vulnerable Gruppen 
nur zu benennen (wie beispielsweise DKKV 2022), son-
dern es müssen die soziopolitischen und sozialstrukturel-
len Faktoren, die Vulnerabilität erst hervorbringen, also 
die tiefer liegenden Ursachen (Root Causes) in den Blick 
genommen werden. Diesen wird aber in bisherigen öffent-
lichen und politischen Diskursen zur Klimawandelanpas-
sung noch wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Insofern  
erhalten Akteure jenseits der umweltpolitischen Fach-
Communitys – insbesondere sozialpolitische Akteure – für 
die Gestaltung von effizienten und sozial gerechten Anpas-
sungsstrategien eine zunehmende Bedeutung. 

Vor diesem Hintergrund will das vorliegende Papier ei- 
nen Überblick über den Stand der wissenschaftlichen For-
schung und der politischen Diskussionen zur Klimawan-
delanpassung geben – eine Übersicht, die im gegebenen 
Rahmen notwendigerweise kursorisch ausfallen und daher 
in vielerlei Hinsicht unvollständig bleiben muss, jedoch 
darauf abzielt, gerade sozialpolitisch wichtige und in den 
bisherigen Diskursen mitunter noch unterbelichtete As-
pekte zu fokussieren. Ein Schwerpunkt der Darstellung 
liegt daher auf den sozialen Dimensionen von Klimawan-
delfolgen und -anpassung. Zunächst werden bereits einge-
tretene und zu erwartende Klimawandelfolgen skizziert 
(Kapitel 2). Anschließend werden die relevanten Akteure 
und der Stand der Anpassungspraxis auf den verschiede-
nen Governance-Ebenen5 dargestellt (Kapitel 3). Des Weite- 
ren wird die Diskussion zu zentralen soziopolitischen  
Aspekten der Klimaanpassung vorgestellt (Kapitel 4). Ab-
schließend formuliert der Bericht einige – vorläufige – 
Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen, insbe-
sondere für der Sozialen Demokratie und Gerechtigkeit 
verpflichtete Akteure (Kapitel 5). Mit zahlreichen Hinweisen 
auf relevante Literatur und Policy-Dokumente möchte die-
ses Papier gleichzeitig ermöglichen, bei interessierenden 
Themen weiterzulesen und die Auseinandersetzung mit 
der Klimaanpassungspolitik in Deutschland zu vertiefen. 
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2.1  BEOBACHTETER UND ZU ERWARTENDER 
KLIMAWANDEL

Deutschland erwärmt sich stärker, als das im globalen 
Durchschnitt der Fall ist (Kahlenborn et al. 2021b; DWD 
2022, 2023; UBA 2023b). Seit Beginn der flächendecken-
den systematischen Temperaturaufzeichnungen im Jahr 
1881 hat sich Deutschland um 1,7 Grad Celsius erwärmt, 
während die weltweite Erwärmung (nur) 1,1 Grad betrug 
(siehe Abbildung 2: Diese zeigt die Abweichungen der 
Temperaturen im Zeitraum 1881–2021 vom langjährigen 
globalen Mittelwert – zum einen in Deutschland und zum 
anderen weltweit; Referenz hierfür ist der langjährige  
globale Mittelwert des Zeitraums 1961–1990).

Der aktuellste Monitoringbericht zur DAS (UBA 
2023b) zeigt neben den bislang beobachteten Klimaent-
wicklungen auch mögliche Klimazukünfte auf. Auch in  
diesen Szenarien zeichnet sich eine stärkere Temperatur-
zunahme ab, als das in früheren Projektionen angenom-
men wurde.

Die Erwärmung hat starke Veränderungen bei Extrem-
wettern zur Folge. So ist in Deutschland eine Zunahme 
ausgeprägter Hitzeperioden zu beobachten und gleichzeitig 
eine Abnahme strenger Fröste (DWD 2023). Dabei gibt es 
innerhalb Deutschlands klare regionale Unterschiede: Insbe- 
sondere der Süden ist stark von einer Zunahme heißer 
Tage betroffen – wie Abbildung 3 zeigt.

Heiße Sommer und geringe Niederschläge führten  
zu starken Dürren und massiven Verlusten in der Wasser-
bilanz zwischen 2018 und 2020 (UBA 2023b). Vielerorts 
wurden Rekordunterschreitungen in bereits langjährig 
niedrigen Grundwasserständen ermittelt (UBA 2023b). Be-
sonders in Norddeutschland, Nordrhein-Westfalen, Thüringen 
und Bayern fallen die Grundwasserstände beträchtlich. 
Trotz Dürren kam es jedoch in den vergangenen Jahren 
teilweise auch zu erheblichen Überschwemmungen. Der 
letzte Monitoringbericht weist in diesem Zusammenhang 
auf den Wirkungszusammenhang hin, dass durch wärmere 
Luft mehr Feuchtigkeit aufgenommen wird, die das Stark-
regenrisiko erhöht. Die durch erhöhte Trockenphasen aus-
getrockneten Böden wiederum können bei Starkregen das 
Wasser nicht aufnehmen und speichern, sodass es zu einem 
schnellen Wasseranstieg in Flüssen kommen kann. Neben 
dem signifikanten Anstieg der maximalen Höchsttempera-
turen im Sommer haben auch die minimalen Tagestiefst-
temperaturen in den Wintermonaten zugenommen (Kah-
lenborn et al. 2021a). Bezüglich der Niederschläge und 
Winde sind die Folgen weniger eindeutig, und es gibt jah-
reszeitlich und räumlich große Unterschiede (DWD 2023).

Zusammenfassend lässt sich aus aktueller Sicht sagen, 
das klimabedingte Risiken stärker und schneller zugenom-
men haben, als in früheren Risikoanalysen angenommen 
wurde, dass also die Häufigkeit und Schwere von Extrem-
wetterereignissen mit massiven Schäden für Menschen  
und Güter bislang eher unterschätzt wurde. Entsprechend 
dringlicher ist eine Klimawandelanpassung geworden.

2
KLIMAWANDEL UND KLIMA- 
ANPASSUNG IN DEUTSCHLAND
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 Temperaturanomalien in Deutschland 1881–2021

QUELLE: nach Copernicus 2024.
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QUELLE: DWD 2024. 
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2.2  FOLGEN DES KLIMAWANDELS UND 
ANPASSUNGSBEDARFE

Beobachtete und projizierte Klimafolgen korrespondieren 
mit einer Vielzahl von Betroffenheiten von Menschen  
und Ökosystemen und können aus unterschiedlichen Pers-
pektiven empirisch erfasst und deskriptiv gerahmt werden. 
Sie „haben Auswirkungen auf alle gesellschaftlichen Be- 
reiche des Lebens“ (UBA 2023b: 1). Eine umfassende Be-
standsaufnahme der bereits eingetretenen Folgen der Erd-
erwärmung in Deutschland enthalten die im Auftrag des 
Umweltbundesamtes (UBA) erstellten Monitoringberichte 
(UBA 2015, 2019, 2023b).6 Mit den in Zukunft zu erwar-
tenden Folgen, einer Abschätzung der daraus resultierenden 
Risiken für Umwelt und Gesellschaft und möglichen An-
passungsmaßnahmen befasst sich die ebenfalls im Auftrag 
des UBA erarbeitete Klimawirkungs- und Risikoanalyse 
(KWRA: Kahlenborn et al. 2021a; Kahlenborn et al. 2021c; 
Kahlenborn et al. 2021b; UBA 2022a).7 Zentrales Element 
der Klimaanpassung (sowohl in wissenschaftlichen Stu-
dien, die in öffentlichem Auftrag erstellt wurden, wie z. B. 
die Monitoringberichte oder die KWRA, als auch in staat-
lichen Strategiedokumenten – siehe hierzu Kapitel 3) sind 
verschiedene Handlungsfelder, die in Clustern zusammen-
gefasst werden. Diese sind in Textbox 1 dargestellt.8 

Um die wichtigsten Anpassungsbedarfe zu skizzieren, 
sollen im Folgenden zentrale Befunde des derzeit aktuells-
ten Monitoringberichts und der Klimawandel- und Risiko-
analyse dargestellt werden. 

MONITORINGBERICHT 2023 

Der UBA-Monitoringbericht (UBA 2023b) stellt fest,  
dass extreme Wetterereignisse in Deutschland in den ver-
gangenen vier Jahren häufiger vorkommen. Insgesamt wa-
ren die Niederschläge geringer als in früheren Perioden, 
wodurch Ertragseinbußen in der Landwirtschaft die Folge 
waren. Gleichzeitig hat sich aufgrund der Trockenheit und 
einer damit verbunden stärkeren Anfälligkeit für Schäd- 
linge der Zustand der Wälder deutlich verschlechtert, wo-
durch ganze Wälder abgestorben und mehr und größere 
Waldbrände entstanden sind. Durch das wärmere Klima 
wandern neue Tier- und Pflanzenarten nach Deutschland 
ein, die gesundheitliche Gefahren für die Menschen mit 
sich bringen können (z. B. die Tigermücke). Im Verkehr 
verursachten Hitze und Trockenheit sowohl beim Güter- 
als auch beim Personentransport Funktionsstörungen (in 
der Schifffahrt durch niedrige Wasserstände, beim Schie-
nenverkehr durch verbogene Gleise und Weichen, beim 
Straßenverkehr durch aufgeweichte Asphaltdecken etc.). 

Der Bericht konstatiert aber auch, dass trotz einer  
Zunahme von extrem heißen Tagen im Sommer, die Zahl 

6 Diese Monitoringberichte erscheinen alle vier Jahre.
7 Die KWRA 2021 beruht inhaltlich und methodisch auf einer im Jahr 2015 durchgeführten „Vulnerabilitätsanalyse“ (Buth et al. 2015) und 
schreibt diese fort. Zukünftig soll eine KWRA alle sechs Jahre erneut durchgeführt werden.
8 Diese Handlungsfelder wurden zuerst 2008 in der DAS definiert, in den darauffolgenden Aktionsplänen und Monitoringberichten 
mehrfach modifiziert und zuletzt im Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) festgeschrieben – die Systematik der Textbox entspricht der 
aktuellsten Version des KAnG (Bundesgesetzblatt 2023: 2).

der Hitzetoten seit 2003 abgenommen hat. Dies wird auf 
bereits erfolgte Anpassungsmaßnahmen z. B. im Gesund-
heitswesen und durch Hitzewarndienste zurückgeführt. 
Ebenso konnte der Wasserverbrauch durch private Haushal-
te, Industrie und Gewerbe kontinuierlich reduziert wer-
den. Als prioritäre Aufgaben für die zukünftige Anpas-
sungspolitik werden ein klimaangepasster Städtebau und 
eine verstärkte thermische Isolierung von Gebäuden ge-
nannt. Letzteres ist dabei nicht nur eine Adaptationsmaß-

Textbox 1

Klimaanpassungsrelevante Cluster 
und Handlungsfelder

QUELLE: Bundesgesetzblatt 2023.

1. Cluster Infrastruktur mit folgenden
Handlungsfeldern:
a) Energieinfrastruktur
b) Gebäude
c) Verkehr und Verkehrsinfrastruktur

2. Cluster Land und Landnutzung mit
folgenden Handlungsfeldern:
a) biologische Vielfalt
b) Boden
c) Landwirtschaft
d) Wald und Forstwirtschaft

3. Cluster menschliche Gesundheit und Pflege
4. Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung

und Bevölkerungsschutz mit folgenden Hand-
lungsfeldern:
a) Bevölkerungs- und Katastrophenschutz
b) Raumplanung
c) Stadt- und Siedlungsentwicklung

5. Cluster Wasser mit folgenden Handlungs- 
feldern:
a) Fischerei
b) Küsten- und Meeresschutz
c) Wasserhaushalt und Wasserwirtschaft, ein-
schließlich Hoch- und Niedrigwasserrisikomana- 
gement sowie Starkregenrisikomanagement

6. Cluster Wirtschaft mit folgenden Handlungs-
feldern:
a) Finanzwirtschaft
b) Industrie und Gewerbe

7. Cluster mit übergreifenden Handlungsfeldern
wie beispielsweise vulnerable Gruppen oder
Arbeitsschutz

8 SOZIALE FRAGE KLIMAWANDEL JULI 2024 FES diskurs



nahme, die im Sommer für geringere Hitzebelastung sorgt, 
sondern ebenso eine wichtige Mitigationsmaßnahme, die 
dazu beiträgt, CO2-Emissionen durch einen geringeren Heiz- 
energieverbrauch im Winter zu reduzieren. Die thermische 
Isolierung von Wohngebäuden kann insofern als typisches 
Beispiel für Synergien von Klimaschutz und Klimaanpassung 
gesehen werden – die als „zwei untrennbare Bereiche der 
Vorsorge“ zu verstehen sind (Born et al. 2016). Zudem 
wird eine Stärkung des Bevölkerungs- und Katastrophen-
schutzes gefordert. Als weiter bestehende Herausforderung 
wird eine „Weiterentwicklung des Gesundheitswesen ein-
schließlich der Pflege im Sinne von Klimaanpassung“ ge-
nannt (UBA 2023b: 36).

KLIMAWIRKUNGS- UND RISIKOANALYSE 2021 

Die Klimawirkungs- und Risikoanalyse (KWRA) unter-
sucht Anpassungsbedarfe entsprechend der oben genann-
ten Handlungsfelder sowie in einigen weiteren Quer-
schnittsfeldern.9 In den einzelnen Clustern und Hand-
lungsfeldern sind folgende Punkte zentral:  

• Im Cluster Land wird die Bedeutung der biologischen 
Vielfalt als „existenzielle Grundlage für das mensch-
liche Leben“ (Renner et al. 2021: 36) herausgehoben. 
Diese sei neben den ohnehin zunehmenden Bedrohun-
gen durch direkte menschliche Einflüsse zusätzlichen 
Stressfaktoren durch den Klimawandel ausgesetzt. 
Durch das Neuauftreten invasiver Arten könnten Be-
drohungen sowohl für Land- und Forstwirtschaft als 
auch für menschliche Gesundheit und Wohlbefinden 
entstehen. Für Böden wird auf die zunehmende Erosion 
und abnehmende Fruchtbarkeit hingewiesen. Durch 
Extremwetterereignisse erhöht sich das Risiko von Ern-
teausfällen. Als Anpassungsmaßnahme werden dies- 
bezüglich Mehrgefahrenversicherungen empfohlen, die 
allerdings aufgrund der hohen Kosten staatlich geför-
dert werden müssten.

• Im Cluster Wasser (Fritsch et al. 2021) werden Risiken 
für die Fischerei sowie Aufgaben im Küstenschutz und 
bei der Wasserwirtschaft thematisiert. Als besonders 
gefährdet werden küstennahe Siedlungsräume und Sied- 
lungen mit höherer Besiedlungsdichte genannt. Hin-
sichtlich des Wasserhaushalts in Deutschland sei mit 
einer zukünftig deutlich geringeren Menge verfügbaren 
Wassers zu rechnen. Zur Anpassung werden Maßnah-
men zur Wassereinsparung in privaten Haushalten so-
wie bei Industrie und Gewerbe empfohlen.

• Zum Cluster Infrastruktur (Voß et al. 2021) wird her-
vorgehoben, dass Wärmeinseleffekte in städtischen Bal-
lungsräumen durch häufigere und länger andauernde 

9 Die Systematik der Cluster und Handlungsfelder in der KWRA 2021 entspricht nicht immer exakt derjenigen des KAnG 2023, sondern 
folgt einer früheren Version.
10 Intermodaler oder auch kombinierter Verkehr bezeichnet die Verknüpfung verschiedener Verkehrsmittel innerhalb eines Reisewegs oder 
einer Transportkette. Auf diese Weise können die jeweils günstigsten Eigenschaften der einzelnen Verkehrsmittel ausgenutzt werden.
11 In der KWRA 2021 noch als ein Handlungsfeld-Cluster betrachtet – nicht zuletzt aufgrund vielfältiger Interventionen von Sozial- und 
Gesundheitsorganisationen wurde „Menschliche Gesundheit“ im KAnG dann als eigenständiges Cluster aufgenommen.
12 Als Tropennächte gelten Nächte, in denen die Minimaltemperatur nicht unter 20 Grad Celsius sinkt.

Hitzeperioden verstärkt werden. Zudem wird der steigen- 
de Energiebedarf für Kühlungen angesprochen. Bezüg-
lich der Verkehrsinfrastruktur wird auf Risiken für die 
Binnenschifffahrt durch Niedrigwasser hingewiesen. 
Aber auch beim Straßen- und Schienenverkehr werden 
Bedrohungen durch Überschwemmungen, Erdrutsche 
sowie Kälte- und Hitzewellen deutlich gemacht. Zur An- 
passung werden Maßnahmen zur Flexibilisierung emp-
fohlen, wie beispielsweise eine Stärkung des intermoda-
len Verkehrs10 und eine vermehrt modulare Bauweise 
bei den Verkehrswegen.

• Die Untersuchung im Cluster Wirtschaft und Gesund-
heit (Wolf et al. 2021)11 betont die wirtschaftliche Ab-
hängigkeit Deutschlands von Außenhandel und ver-
weist auf globale Klimawandelfolgen, die Einfluss auf 
Lieferketten und Absatzmärkte haben können. Für das 
Handlungsfeld Industrie und Gewerbe werden Extrem-
wetterereignisse als Risiko für die Produktion und ins-
besondere Hitzewellen als ein die Leistungsfähigkeit 
der Beschäftigten einschränkender Faktor genannt. Ins-
besondere Personen, die Tätigkeiten mit hoher physi-
scher Belastung ausführten, und Beschäftigte mit ar-
beitsrechtlich prekärem Status (z. B. befristet, nicht  
sozialversicherungspflichtig oder auch illegal) seien be-
sonders vulnerabel, weil sie Hitzeschutz schwerer ein-
fordern könnten. Diesbezüglich wird eine Ergänzung 
von arbeitsrechtlichen Regelungen für den Hitzeschutz 
empfohlen. 

• Im Handlungsfeld Gesundheit (Wolf et al. 2021) werden 
sowohl physische Folgen (z. B. Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen und zunehmende Todesfälle) als auch psychische 
Folgen (z. B. zunehmende Aggressivität in Tropen-
nächten)12 durch Hitzewellen genannt. Insofern seien 
vermehrte Investitionen in das Gesundheitswesen er-
forderlich, insbesondere in die Aus- und Weiterbildung 
von medizinischem und Pflegepersonal, ein allgemein 
breiter und gleicher Zugang zur Gesundheitsversorgung 
und Präventionskampagnen.  

Zu den übergreifenden Querschnittsfeldern kommt die 
KWRA zu folgenden Befunden (Kahlenborn et al. 2021a, 
2021b, 2021c; UBA 2022a):

• Es werden drei Raummuster ausgemacht, die sozial-
räumliche Unterschiede in Deutschland bedingen: Ein 
Süd-Nord-Gefälle hinsichtlich der wirtschaftlichen und 
technischen Voraussetzungen (welche in Süddeutsch-
land stärker gegeben sind als im Norden Deutschlands), 
ein West-Ost-Gefälle hinsichtlich der finanziellen Aus-
stattung (wobei die westlichen/alten Bundesländer bes-
sergestellt sind als die östlichen/neuen) und ein Stadt-
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Land-Gefälle hinsichtlich finanzieller und Wissens- 
ressourcen (welche in großstädtischen Gebieten ausge-
prägter vorhanden sind als im ländlichen Raum). 

• Bezüglich Raumordnung und Bauleitplanung wird auf 
Förderung von Biodiversität sowie auf Regelungen zur 
Verringerung des Flächenverbrauchs, insbesondere der 
Flächenversiegelung hingewiesen. Zudem sei die Be-
grünung innerstädtischer Bereiche und die Verbesse-
rung von Kaltluftschneisen zu berücksichtigen. 

• Beim Bevölkerungsschutz sei die Vorbereitung auf Ex-
tremwetterereignisse zu optimieren. Hierfür seien  
sowohl Behörden und Institutionen auf kommunaler, 
Landes- und Bundesebene als auch nichtstaatliche  
Organisationen zu beteiligen. Außerdem wird der Ver-
fügbarkeit kleinräumlicher meteorologischer, geogra- 
fischer und sozialstruktureller Daten eine wichtige Rol-
le zugeschrieben – derartige Daten seien derzeit aller-
dings noch nicht ausreichend und nicht flächendeckend 
verfügbar. Für den Selbstschutz der Bevölkerung wer-
den verbesserte Informations- und Kommunikations-
dienste, die zielgruppenspezifisch auszugestalten seien, 
gefordert.  

Insgesamt werden soziale Dimensionen in der KWRA 
und im Monitoringbericht nur vereinzelt angesprochen –  
es überwiegt eine sektorale und technikorientierte Betrach- 
tung. Außer im Freien Berufstätige und Menschen mit 
Vorerkrankungen werden noch Kleinkinder und Ältere als 
besonders vulnerabel benannt. Gerade letzteren wird vor 
dem Hintergrund einer alternden Gesellschaft eine zukünf- 
tig steigende Relevanz zugesprochen.

2.3  WAHRNEHMUNG VON KLIMAWAN- 
DELFOLGEN UND ANPASSUNGSBEDARFEN 
DURCH DIE BEVÖLKERUNG

Die Wahrnehmung von klimawandelbedingten Risiken 
und entsprechenden Anpassungsnotwendigkeiten durch 
die Öffentlichkeit ist deswegen relevant, weil sich daraus 
Rückschlüsse auf die Akzeptanz von Maßnahmen ziehen 
lassen. Eine ausgeprägte(re) Wahrnehmung der Bedrohun-
gen kann zudem zu einer stärkeren Eigenvorsorge führen. 
Und nicht zuletzt spielt das Anpassungsbewusstsein eine 
Rolle, wenn es darum geht, durch zivilgesellschaftliche Pro- 
zesse und soziale Bewegungen politischen Druck für mehr, 
effizientere und sozial sensiblere Anpassungsstrategien zu 

13 Befragt wurden 1.000 Personen, die repräsentativ für die deutschsprachige Wohnbevölkerung ab 18 Jahren waren.
14 Anteil der Befragten, die der Ansicht waren, die Folgen des Klimawandels könnten der eigenen Gesundheit „stark“ oder „äußerst  
stark“ schaden.
15 Entsprechende Fragen wurden in Vorgängerstudien nicht erhoben, sodass diesbezüglich kein Zeitvergleich möglich ist.
16 Informationen zum Wissenstand über den Klimawandel (Climate Literacy) in der Bevölkerung liegen kaum vor. Verschiedene Studien deuten 
darauf hin, dass zwischen der subjektiven Selbsteinschätzung und dem tatsächlichen Wissensstand zu klimatischen Realitäten oftmals eine 
ausgeprägte Kluft besteht. So zeigte sich in einer qualitativen Studie der FES, dass viele der Teilnehmenden an Fokusgruppen zum Thema von 
sich selbst meinten, sehr gut informiert zu sein, während weitere Äußerungen derselben Teilnehmenden darauf schließen ließen, dass – zu-
mindest in vielen Fällen – kaum substanzielles Wissen zum Thema vorhanden war (Hagemeyer et al. 2024). Eine Analyse zur subjektiven Infor- 
miertheit nach verschiedenen „Umwelttypen“ in der repräsentativen Umweltbewusstseinsstudie 2020 ergab, dass insbesondere einer am- 
bitionierten Umwelt- und Klimaschutzpolitik „ablehnend“ oder „skeptisch“ eingestellte Befragte für sich selbst eine überdurchschnittliche 
Informiertheit zum Thema angaben (Stieß et al. 2022).

erzeugen. Allerdings gibt es für Deutschland bisher nur 
wenige repräsentative Daten zur Wahrnehmung von Klima- 
wandelfolgen (Grothmann et al. 2024). Diesbezüglich ist 
noch erheblicher Forschungsbedarf zu konstatieren. 

Aus einer Befragung, die das Umweltbundesamt im 
Rahmen seiner regelmäßigen Umweltbewusstseinsstudien 
im Jahr 2020 durchgeführt hat (UBA 2021), ergab sich, 
dass 53 Prozent befürchten, in Zukunft durch Hitzewellen 
in ihrem gesundheitlichen Wohlbefinden beeinträchtigt  
zu werden, und dass 24 Prozent erwarten, in Zukunft 
Schäden an ihrer Wohnung oder ihrem Wohnhaus durch 
Hochwasserereignisse oder Stürme zu erleiden.13 Ein Zeit-
vergleich auf Basis der Umweltbewusstseinsstudien 2016 
und 2022 zeigt, dass die Wahrnehmung von Risiken für die 
eigene Gesundheit aufgrund des Klimawandels von 59 auf 
73 Prozent deutlich angestiegen ist (Grothmann et al. 2024: 
104).14 Die Wahrnehmung weiterer klimawandelbedingter 
Gefahren im Jahr 202215 ergibt sich aus der Abbildung 4.

Insgesamt fühlten sich (im Jahr 2020) über zwei Drittel 
der Bevölkerung über die mit dem Klimawandel verbun- 
denen Risiken gut informiert (UBA 2021). Zu den konkre-
ten Inhalten und Quellen dieser Informiertheit und den 
daraus resultierenden individuellen Handlungsbereitschaf-
ten können aufgrund der bestehenden Datenlage keine 
Aussagen getroffen werden.16 
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2.4  RESÜMEE: DER KLIMAWANDEL UND 
SEINE FOLGEN IN DEUTSCHLAND

Mit 1,7 Grad Celsius Temperaturzunahme hat sich Deutsch- 
land über dem globalen Mittel und schneller als bisher  
angenommen erwärmt. In den einzelnen Regionen Deutsch- 
lands zeigt sich der Klimawandel unterschiedlich ausge-
prägt. Insgesamt hat die Wahrscheinlichkeit für Extrem-
wetterereignisse deutlich zugenommen. Vor diesem Hinter- 
grund gewinnen Maßnahmen zur Anpassung an den Kli-
mawandel, die die gesellschaftliche Resilienz erhöhen kön-
nen, an Bedeutung. Jedoch werden die Anforderungen an 
Klimaanpassungspolitik zunehmend komplexer: Die ge-
sellschaftliche Betroffenheit gegenüber Klimafolgen ergibt 
sich aus einem Zusammenspiel klimatischer und nicht- 
klimatischer Faktoren (historisch, kulturell, ökonomisch, 
ökologisch, politisch, sozial). Das Bewusstsein der Bevöl- 
kerung für Klimawandelfolgen und entsprechende Anpas-
sungsbedarfe in Deutschland ist dabei noch wenig er-
forscht. 

Die Folgen des Klimawandels und die damit verbunde-
nen Risiken betreffen alle politischen Handlungsbereiche 
und alle gesellschaftlichen Gruppen – aber nicht alle in 

demselben Maße. Vulnerabilitäts- und Risikoanalysen, 
welche die Grundlage für politische Klimaanpassungsstra-
tegien liefern, untersuchen entsprechend der Handlungs-
feldlogik der DAS vorrangig sektorale, regionale und tech-
nische Aspekte. Besonders verwundbare soziale Gruppen 
werden allenfalls am Rande adressiert (häufiger erwähnt: 
ältere Menschen, Frauen, Kinder und Menschen mit Vor-
erkrankungen). Am meisten beachtet werden soziale Di-
mensionen im Gesundheitsbereich, vor allem mit Bezug auf 
hitzebedingte Belastungen. Tieferliegende sozialstrukturel-
le Ursachen von Vulnerabilität werden bisher kaum unter-
sucht. Anpassungsmaßnahmen, die nur die unmittelbaren 
Folgen des Klimawandels bewältigen, ohne die damit in 
Wechselwirkung stehenden gesellschaftlichen Ungleichhei-
ten zu bearbeiten, laufen Gefahr, soziale Marginalisierungs- 
prozesse weiter zu verstärken und insofern nur zu sub- 
optimalen Ergebnissen zu führen (vgl. auch Abschnitte 4.2 
und 4.3 sowie Textbox 2). 

 Wahrnehmung von Klimawandelfolgen durch die Bevölkerung 2022

QUELLE: Grothmann et al. 2024: 105. 

Abb. 4

0 20 40 60 80 100Prozent

Trockenheit, Niedrigwasser 
und Dürren

Rückgang von Gletschern 
und Schneefall

Starkregen, Sturzfluten 
und Hochwasser

Hitze

Zustand natürlicher Lebensräume, 
von Tieren und Pflanzen

Meeresspiegelanstieg

Gesundheit und Wohlbefinden 
der Bevölkerung

43 42 11 2 2

39 38 14 4 5

38 45 13 2 2

37 44 15 2 2

29 47 18 3 3

15 30 37 10 8

13 39 39 5 4

sehr starke Auswirkungen

starke Auswirkungen

weniger starke Auswirkungen

keine Auswirkungen

weiß nicht

Frage: Wie nehmen Sie das wahr: Sind für Sie in Deutschland in den folgenden 
Bereichen bereits sehr starke, starke, weniger starke oder keine Auswirkungen 
des Klimawandels spürbar? Basis: Befragung von 2.073 Personen, repräsentativ 
für die deutschsprachige Wohnbevölkerung ab 14 Jahren.
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Mit der Verabschiedung der „Deutschen Anpassungsstra-
tegie an den Klimawandel“ (DAS; Bundesregierung 2008)17 
wurde die Notwendigkeit anerkannt, neben dem Klima-
schutz (Mitigation) auch die Anpassung an die unabwend-
baren Folgen des Klimawandels (Adaptation) als gleich- 
berechtigtes Politikfeld zu bearbeiten. Aufgrund der föde-
ralen Verfassung Deutschlands sind sowohl der Bund als 
auch die Länder und Kommunen mit jeweils eigenen Auf-
gaben und Kompetenzen beteiligt. Hinzu kommt eine ho- 
rizontale Differenzierung nach verschiedenen politischen 
Handlungsfeldern (vgl. Abschnitt 2.2, Textbox 1). Dabei 
wird jedoch schnell erkennbar, dass die Aufgaben nicht 
rein sektoral und nicht auf einer Regierungsebene allein zu 
lösen sind, sondern dass es sich um eine Querschnitts- und 
Gemeinschaftsaufgabe handelt, die eines koordinierten 
Zusammenwirkens verschiedenster staatlicher und nicht-
staatlicher Akteure auf den unterschiedlichen Politikebe-
nen bedarf (Kahlenborn et al. 2021c; Nalau et al. 2015). 
Hinzu kommt, dass Entscheidungen oft unter Bedingungen 
großer Unsicherheit gefällt werden müssen, denn trotz sich 
stetig verbessernder Modellierungen und Szenarien sind 
die tatsächlichen Folgen des Klimawandels nicht exakt vor-
hersehbar. Die Planung von Anpassungsmaßnahmen sieht 
sich daher mitunter vor sehr komplexe Herausforderungen 
gestellt, wobei Kosten und Risiken häufig nur schwer ein-
schätzbar sind (Held 2023).18 

Die Umsetzung von Klimaanpassung kann auf unter-
schiedlichen Governance-Ebenen erfolgen; sie betrifft eine 
Vielzahl von politischen Handlungsbereichen, in denen  
ein breites Spektrum von Akteuren involviert ist; sie kann 
sich diverser politischer Instrumente bedienen, die wieder-
um mit verschiedenen Eingriffstiefen einhergehen (Weiland 
2017; Vetter et al. 2017; Huber et al. 2022; Kern 2023).  
Tabelle 1 gibt hierzu einen Überblick.

Hinzu kommt der Kapazitätsaufbau, wie z. B. nationale, 
regionale oder lokale Klimaserviceplattformen, Agenturen 
und Netzwerke sowie Koordinierungsgremien. Außerdem 
spielen freiwillige Instrumente und Vereinbarungen, wie 
z. B. Zertifizierungen, Vereinbarungen, Verträge, Wettbe-
werbe und Preise (etwa das Kompetenzzentrum Klimafol-
gen und Anpassung – KomPass; vgl. UBA o. J.), eine Rolle.

17 Damit war Deutschland eines der ersten Länder innerhalb der Europäischen Union, das über eine Klimawandelanpassungsstrategie 
verfügte (King 2022).
18 Ein illustratives Beispiel dafür ist der Anstieg des Meeresspiegels: Zwar besteht Gewissheit, dass der Meeresspielgel ansteigen wird, das 
Ausmaß lässt sich derzeit aber nicht prognostizieren. Für Maßnahmen wie die Erhöhung von Deichen bedeutet dies einen Unsicherheitsfak-
tor, der entsprechende Planungen deutlich erschwert.

3.1  ZENTRALE REGIERUNGSAKTEURE

Zentrale Akteure in der Anpassungsgovernance auf Regie-
rungsebene sind zum einen diejenigen Behörden und  
Institutionen, die sich aufgrund ihrer primären, ressort-
spezifischen Aufgabenzuschreibung mit Umwelt- und Kli-
maschutz befassen – dazu gehören auf nationaler Ebene:

• Umweltbehörden wie das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbrau-
cherschutz (BMUV) und nachgeordnete Behörden wie 
das Umweltbundesamt (UBA) – diese sind derzeit fe-
derführend für die Erarbeitung einer vorsorgenden An-
passungsstrategie zuständig; 

• das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK), das für den klimagerechten Umbau 
der Wirtschaft federführend ist;

• das Bundesministerium für Gesundheit (BMG), das  
einen vorsorgenden Hitzeschutzplan erarbeitet hat 
(BMG 2023), der zunächst auf den Sommer 2023 zielt, 
jedoch das weitergehende Ziel verfolgt, (unter Beach-
tung der föderalen Zuständigkeiten) bis 2025 eine flächen- 
deckende Erstellung von Hitzeaktionsplänen für be- 
sonders vulnerable Gruppen in den Kommunen voran-
zutreiben;

• das Bundesministerium für Ernährung und Landwirt-
schaft (BMEL), welches sich mit den klimarelevanten 
Aspekten der Erzeugung und des Konsums von Lebens-
mitteln befasst und beispielsweise für Hilfen bei Ernte-
ausfällen zuständig ist;

• das Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit (BMZ), das vor allem Klimawandelanpassung im 
internationalen Kontext bearbeitet; 

• das Bundesamt für Bevölkerungs- und Katastrophen-
schutz (BBK), das im Bundesministerium des Inneren 
(BMI) angesiedelt ist und für Aufgaben wie die Vorbe-
reitung, Abwehr und Erholung angesichts von Extrem-
ereignissen zuständig ist. 

Andere Akteure, die für die Klimaanpassung relevant 
sind, aber in den entsprechenden Governancediskursen 
bislang weniger Betrachtung gefunden haben, sind das 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV), das 
Anpassung an den Klimawandel in Form von klimaresi-

3
KLIMAANPASSUNG ALS POLITIKFELD 
VON WACHSENDER BEDEUTUNG
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lienten Verkehrs- und Dateninfrastrukturen bearbeitet,19 
und das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwick-20 
lung und Bauwesen (BMWSB), welches die Klimaresilienz 
von Städten und Gemeinden in den Blick nimmt und eine 
wichtige Rolle für die Schaffung von bezahlbarem Wohn-
raum spielt. Mit Blick auf vulnerable Gruppen rückt auch 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
stärker in den Fokus, so z. B. beim Arbeitsschutz. Alle Bun- 
desministerien arbeiten unter Leitung des BMUV in der 
Interministeriellen Arbeitsgruppe zur Anpassung an den 
Klimawandel (IMAA) zusammen. Darüber hinaus gibt es 
seit 2017 das Behördennetzwerk Klimawandel und Anpas-
sung, das vom UBA geleitet wird und in dem 27 Behörden 
verschiedener Bundesressorts beteiligt sind, um die IMAA-
Anpassungsstrategieprozesse fachlich zu unterstützen. 
Grundsätzlich sind im Sinne des Adaptation Mainstrea-

19 Die Abgrenzung von Sektoren in der Literatur ist uneinheitlich; zudem gibt es zahlreiche Überschneidungen. Die sektorale Systematik,  
die dem Bundes-Klimaanpassungsgesetz zugrunde liegt, ist im Abschnitt 2.2 in der Textbox 1 dargestellt.
20 Unter „Nudging“ (engl. für Anstoßen, Schubsen oder Stupsen) versteht man Interventionen, die jemanden auf mehr oder weniger subtile 
Weise dazu bewegen, etwas Bestimmtes einmalig oder dauerhaft zu tun oder zu lassen. Dadurch wollen beispielsweise Regierungen, 
Verwaltungen oder Unternehmen eine Verhaltensänderung von Personen oder Gruppen erreichen (https://wirtschaftslexikon.gabler.de/
definition/nudging-99919 – 28.3.2024).
21 Siehe Fußnote 2 und Glossar, Anhang 3.
22 Aufgrund länderspezifisch unterschiedlicher Ressortzuschnitte fallen dabei aber die institutionellen Aufgabenzuschreibung oft unter- 
schiedlich aus.

mings21 alle Bundesministerien angehalten, in ihren Res-
sorts Klimaanpassungsziele zu definieren und deren Errei-
chung zu monitoren.

Auf Länderebene finden sich im Wesentlichen dieselben 
Aufgaben und Akteure wie bei den Bundesbehörden wie-
der.22 Ähnlich wie auf Bundesebene verfügen zahlreiche 
Länder über eigene Netzwerke, Kompetenz- und Informa-
tionszentren, welche die Klimaanpassungskapazitäten ko-
ordinieren und bündeln sollen. Ebenso gibt es länderspezi-
fische Förder- und Investitionsprogramme, um Kommu-
nen bei der Planung und Durchführung von Anpassungs-
maßnahmen zu unterstützen. Für die Koordination der 
Zusammenarbeit des Bundes mit den Ländern wurde der 
Ständige Ausschuss zur Anpassung an die Folgen des Kli-
mawandels (StA AFK) ins Leben gerufen, der Teil der Bund- 
Länder-Arbeitsgemeinschaft Klima, Energie, Mobilität und 

 Überblick über Bereiche und Arten der Klimaanpassung

QUELLE: eigene Darstellung, angepasst nach Teebken 2022: 38.

Tab. 1

Bereich Arten der Anpassung

Sozialräume –  lokal (kommunale oder bezirkliche Ebene: Gemeinde, Quartier, Ortsteil, Nachbarschaft etc.)
–  regional (Bundesländer, Metropolregionen, Verbandsgemeinden etc.)
–  national (Staat, Bundesregierung)
–  überstaatlich/international (z. B. EU)

Akteure –  staatliche Akteure (Regierung, Verwaltung, Behörden)
–  Nichtregierungsorganisationen, organisierte und nichtorganisierte Zivilgesellschaft, Privatwirtschaft etc.
–  Mischformen: Netzwerke, Zusammenschlüsse von Verwaltung und Gesellschaft

Sektoren –  Bau- und Raumplanung, Städtebau
–  Gesundheit und Pflege
–  Wirtschaft (Industrie, Handwerk, Dienstleistungen, Forst- und Landwirtschaft, Finanzwirtschaft etc.)
–  Infrastrukturen (Verkehr, Information und Kommunikation, Energieversorgung)
–  und zahlreiche andere19

Instrumente –  informatorisch (wie die Bereitstellung von Information und Kommunikation mit der Bevölkerung, aber auch 
Forschung, um evidenzbasierte Entscheidungen der Politik zu ermöglichen)
–  ökonomisch/fiskalisch (wie steuerliche Anreize, die Anpassungsmaßnahmen für wirtschaftliche und private 
Akteure attraktiv machen, finanzielle Förderung von Projekten)
–  regulatorisch, das heißt gesetzliche Vorschriften, welche die Umsetzung von Klimawandelanpassungsmaß- 
nahmen regeln und die Überwachung ihrer Wirksamkeit sicherstellen

Ansätze –  technologisch (z. B. Gebäudeisolierung, Hochwasserdeiche, Frühwarnsysteme etc.)
–  verhaltensbasiert, das heißt Steuerung des Verhaltens (in der Regel der Bürger:innen) durch bestimmte Anreize  
(z. B. „Nudging“)20 
–  ökosystem- oder naturbasiert, das heißt durch den Schutz oder die Wiederherstellung von Ökosystemen 
beispielsweise Kühlung oder Wasserspeicherung bewirken
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Nachhaltigkeit (BLAG KliNa) ist. Mitglieder sind Abtei-
lungsleiter:innen der obersten Behörden für Umwelt- und 
Klimaschutz der 16 Bundesländer sowie der Bund vertre-
ten durch BMUV und BMWK. Der Vorsitz von BLAG Kli-
Na wechselt alle zwei Jahre in alphabetischer Reihenfolge 
zum nächsten Bundesland (Bundesregierung 2020).23  

3.2  KLIMAANPASSUNGSSTRATEGIEN AUF 
BUNDESEBENE 

3.2.1  DIE „DEUTSCHE ANPASSUNGSSTRATE-
GIE AN DEN KLIMAWANDEL“ 

Die „Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel“ 
(DAS; Bundesregierung 2008), die 2008 erstmals formu-
liert und seitdem kontinuierlich weiterentwickelt wurde, 
hat das Ziel, „die Verwundbarkeit der Ökosysteme und der 
Gesellschaft gegenüber den Folgen des Klimawandels zu 
mindern und gleichzeitig die Widerstandskraft und An-
passungsfähigkeit dieser Systeme zu erhöhen“ (UBA 2023b: 
12). In der Folgezeit wurde die Umsetzung und Weiterent-
wicklung der DAS durch Fortschrittsberichte (Bundesre-
gierung 2015, 2020) und Evaluationen (Gaus et al. 2019) 
immer wieder zwischenbilanziert und aktualisiert. Tabelle 2 
skizziert kurz die wichtigsten Entwicklungsschritte.

3.2.2  DAS BUNDES-KLIMAANPASSUNGS- 
GESETZ (KANG 2023) 

Mit dem Ziel, „zum Schutz von Leben und Gesundheit, 
von Gesellschaft, Wirtschaft und Infrastruktur sowie von 
Natur und Ökosystemen negative Auswirkungen des Kli-
mawandels, insbesondere die drohenden Schäden, zu ver-
meiden oder, soweit sie nicht vermieden werden können, 
weitestgehend zu reduzieren“, hat der Deutsche Bundestag 
am 16.11.2023 ein nationales Klimaanpassungsgesetz 
(KAnG) beschlossen (Bundesgesetzblatt 2023: 1).24 Im fö-
deralen System Deutschlands handelt es sich dabei um ein 
Rahmengesetz,25 das den Bund, die Länder und die Kom-
munen zur Erarbeitung von eigenen Klimaanpassungsstra-
tegien und -konzepten verpflichtet. Ein wesentliches Ziel 
ist es, die Klimawandelanpassung in die Breite zu tragen 
(Adaptation Mainstreaming). Hierzu verpflichtet sich die 
Bundesregierung, „eine vorsorgende Klimaanpassungs- 
strategie mit messbaren Zielen“ vorzulegen (Bundesgesetz-
blatt 2023: 1). Das Gesetz selbst nennt noch keine konkre- 
ten Maßnahmen oder Aufgaben, sondern fordert, diese bis  

23 Für mehr Informationen zur Organisation des BLAG KliNa, siehe „Vorsitz“ verfügbar via: https://www.blag-klina.de/Organisation-Vorsitz.html 
(22.3.2024).
24 Das Gesetz wurde mit den Stimmen von SPD, Bündnis 90/Grünen und FDP gegen die Stimmen der CDU/CSU und AfD und bei Enthaltung 
der Linken beschlossen (Bundestag 2023b). Der Bundesrat hat dem Gesetz im November 2023 zugestimmt, es wurde am 20.12.2023 im 
Bundesgesetzblatt Nr. 393 veröffentlicht und wird am 1.7.2024 in Kraft treten.
25 Klimawandelrahmengesetzgebungen dienen der Einführung gesamtstaatlicher Ansätze mit Blick auf Anpassungsziele, Verbesserung der 
wissenschaftlichen Grundlagen für Entscheidungsprozesse, Durchführung von Klimarisiko- und Vulnerabilitäts-Assessments, institutionellem 
Kapazitätsaufbau, Zuweisung von Verantwortlichkeiten, Einrichtung von Finanzierungsmechanismen, Informationsaustausch, Monitoring und 
Evaluation (McDonald/McCormack 2021).
26 Das Bundesumweltministerium hat sich verpflichtet, dies bereits bis Ende 2024 auf den Weg zu bringen (BMUV 2023).

zum 30.9.2025 zu erarbeiten26 und danach „mindestens 
alle fünf Jahre unter Berücksichtigung aktueller wissen-
schaftlicher Erkenntnisse“ zu aktualisieren (Bundesgesetz-
blatt 2023: 5). Gleichzeitig haben die Bundesländer eigene 
Risikoanalysen „auf Grundlage von möglichst regionalen 
Daten nach dem aktuellen Stand der Wissenschaft“ (Bun-
desgesetzblatt 2023: 5) vorzunehmen und dem zuständigen 
Bundesministerium alle zwei Jahre zu berichten, in wel-
chen Gemeinden und Kreisen Klimaanpassungskonzepte 
vorliegen. Bezüglich sozialer Dimensionen formuliert das 
KAnG explizit die „Bewahrung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse“ sowie die Verhinderung einer „Zunahme sozialer 
Ungleichheiten durch die negativen Auswirkungen des Kli-
mawandels“ (Bundesgesetzblatt 2023: 1).

Das KAnG war während der Vorbereitung, bei Anhö-
rungen und Debatten im Bundestag sowie im Nachgang 
nach der Verabschiedung Gegenstand vielfältiger kritischer 
Interventionen sowohl im Bundestag als auch seitens der 
Zivilgesellschaft, bei denen soziale Aspekte der Klimaan-
passung eine wichtige Rolle spielten. Einige zentrale Inter-
ventionen sollen im Folgenden kurz dargestellt werden.

In der Bundestagsdebatte zur Verabschiedung des KAnG 
(am 17.11.2023) haben die dort vertretenen Parteien zu-
stimmend, ablehnend oder ergänzend folgende Akzente ge- 
setzt (Bundestag 2023b): 

• SPD (Zustimmung): Mit dem Gesetz werde ein „Beitrag
zu gleichwertigen Lebensverhältnissen“ in Deutschland
geleistet, damit aber sich alle Kommunen Klimaanpas-
sung leisten könnten, müsse über eine Bund-Länder-Ge- 
meinschaftsaufgabe die Finanzierung sichergestellt werden.

• Bündnis 90/Grüne (Zustimmung): Klimaanpassung sei
als „existenzieller Teil der Daseinsvorsorge“ zu begrei-
fen; zudem bestehe mit dem Gesetz nun ein Berück-
sichtigungsgebot, das heißt, alle Träger öffentlicher Be-
lange müssen künftig bei Planungen und Entscheidun-
gen Klimaanpassungsaspekte einbeziehen – und so z. B.
einer weiteren Flächenversiegelung entgegenwirken.

• FDP (Zustimmung): Klimaanpassung ermögliche, „Mil- 
liarden an (Klimawandel-)Folgekosten“ zu vermeiden.

• CDU/CSU (Ablehnung): Mit dem Gesetz würde ein „büro- 
kratischer Torso ohne Inhalt“ geschaffen; die Benen-
nung konkreter Maßnahmen fehle; zudem käme die ei-
gentliche Anpassungsstrategie (in zwei Jahren) zu spät.

• Die Linke (Enthaltung): Durch das Gesetz würden not-
wendige Entscheidungen bis 2025 „vertagt“, insbeson-
dere mit Blick auf den steigenden Flächenverbrauch in
Deutschland.
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• AfD (Ablehnung): Betont wird die fehlende Finanzie-
rung für die Kommunen; es solle bevorzugt in Klima-
anpassung investiert werden, anstatt in „sinnlose Kli-
maschutzmaßnahmen“. 

27 Die Systematik dieser Handlungsfelder wurde zwischenzeitlich immer wieder modifiziert, zur derzeit aktuellsten Definition entsprechend 
dem KAnG siehe Abschnitt 2.2, Textbox 1.

Seitens zivilgesellschaftlicher Akteure wurde im Vorfeld 
der Gesetzesverabschiedung kritisiert, dass der Schwer-
punkt des Gesetzes zu sehr auf Strategieentwicklung liege, 
während die finanzielle und rechtliche Umsetzung von An-
passungsmaßnahmen zu wenig konkretisiert sei. 27

 Strategische Policy-Dokumente auf Bundesebene

QUELLE: eigene Darstellung.

Tab. 2

Jahr Dokument

2008 Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel  
(DAS; Bundesregierung 2008)

Definition von Anpassungsbedarfen und Ableitung von 
Handlungsoptionen in einzelnen politischen Handlungs- 
feldern27

2011 Aktionsplan (Klima-)Anpassung (APA I; BMU 2011) Ergänzung der DAS mit konkreten Aktivitäten des Bundes 
insbesondere in vier Bereichen: Wissen, Informieren, Befähigen/ 
Rahmensetzung durch den Bund und Aktivitäten in direk- 
ter Bundesverantwortung/internationale Verantwortung

2015 Vulnerabilität Deutschlands gegenüber dem Klimawandel 
(Buth et al. 2015)

erstes Gesamtbild der Vulnerabilität Deutschlands gegen- 
über dem Klimawandel, sowohl sektoral als auch sektoren- 
übergreifend und räumlich

2015 Erster Fortschrittsbericht, gleichzeitig APA II (Bundes- 
regierung 2015)

Zwischenbilanz und Fortschreibung des Handlungsrahmens 
zur Anpassung an den Klimawandel in Deutschland

2015 Monitoringbericht 2015 – Bericht der IMAA (UBA 2015) Messdaten über beobachtete Folgen des Klimawandels und 
über bereits eingeleitete Anpassungsmaßnahmen

2016 Vorschlag für einen Policy-Mix für den Aktionsplan An- 
passung an den Klimawandel (Blobel et al. 2016)

wissenschaftlich fundierte Empfehlungen für die Fort- 
schreibung des APA

2019 Politikanalyse zur Evaluation der Deutschen Anpassungs- 
strategie an den Klimawandel (Gaus et al. 2019)

wissenschaftliche Evaluation der DAS für die Weiterent- 
wicklung und Optimierung

2019 Monitoringbericht 2019 – Bericht der IMAA (UBA 2019) Messdaten anhand ausgewählter Indikatoren über beobach- 
tete Folgen des Klimawandels und über bereits eingeleitete 
Anpassungsmaßnahmen

2020 Zweiter Fortschrittsbericht, gleichzeitig APA III (Bundes- 
regierung 2020)

Aktualisierung der DAS auf Basis wissenschaftlicher Er- 
kenntnisse, darauf aufbauende politische Schwerpunkt- 
setzungen

2021 Klimawirkungs- und Risikoanalyse 2021 (u. a.: Kahlenborn  
et al. 2021b; UBA 2022a)

umfassende Analyse von klimabedingten Risiken für 
Deutschland und Bewertung von Anpassungsmöglichkeiten

2023 Hitzeaktionsplan (BMG 2023) Hitzeschutzplan des Gesundheitsministeriums für den 
Sommer 2023 mit Schwerpunkt auf Kommunikation und  
der Sensibilisierung der Bevölkerung 

2023 Monitoringbericht 2023 – Bericht der IMAA (UBA 2023b) Information der Öffentlichkeit über beobachtete Folgen  
des Klimawandels und über bereits eingeleitete Anpassungs- 
maßnahmen

2023 Klimaanpassungsgesetz (Bundesgesetzblatt 2023) Rahmengesetz zur Steuerung von Klimaanpassung  
auf Bundesebene
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• Breit diskutiert wurden mit dem Gesetz verbundene Fi- 
nanzierungsfragen, so beispielsweise bei einer Expert:in- 
nen-Anhörung im Umweltausschuss am 8.11.2023 
(Bundestag 2023c): Der Deutsche Landkreistag wies 
darauf hin: Als eine gesamtgesellschaftliche Heraus- 
forderung müsse die Klimaanpassung als Gemein-
schaftsaufgabe nach Paragraf 91a, Grundgesetz, 28 fest-
geschrieben werden. Die Kosten seien allein durch  
Förderprogramme nicht zu decken. Ebenso hat die Kli-
ma-Allianz zu Protokoll gegeben, dass dort die erfor-
derlichen Ressourcen finanzieller und personeller Art 
sowie die verwaltungsrechtlichen Grundlagen (bisher) 
ungeklärt blieben; es müsse eine „flächendeckende, 
auskömmliche Finanzierung“ sichergestellt werden 
(Bundestag 2023c; Klima-Allianz 2023).

• Mit Bezug auf das – im Gesetzentwurf unspezifische – 
Cluster „mit übergreifenden Handlungsfeldern“ (vgl. 
Abschnitt 2.2, Textbox 1) hat der Umweltausschuss im 
Bundestag in einer Stellungnahme vorgeschlagen, hier 
explizit und „beispielhaft die Themen vulnerable Grup-
pen und Arbeitsschutz wegen ihrer besonderen Bedeu-
tung für den Schutz von Menschen“ zu nennen (Bun-
destag 2023a). 

• In einer Stellungnahme zum KAnG forderte die Deut-
sche Allianz für Klima und Gesundheit (KLUG) im  
Namen fast aller deutschen Gesundheits-, Pflege- und 
Sozialverbände, die Dimensionen Pflege, Gesundheit 
und Soziales stärker zu berücksichtigen, um eine „ge-
sundheitssensible sowie sozial gerechte Klimaanpas-
sung“ zu ermöglichen (KLUG et al. 2023).29 Insbeson-
dere sei ein eigenständiger Cluster „Gesundheit und 
Pflege“30 sowie ein weiteres eigenes Cluster für den „so-
zialen Sektor“ einzurichten, „um vulnerable Gruppen in 
ihren Lebenswelten zu schützen und die Klimaresi-
lienz der Einrichtungen und Dienste der freien Wohl-
fahrtspflege zu stärken“.31 Zudem wird eine „nachhal- 
tige und niedrigschwellig zugängliche Finanzierung“ 
von Klimaanpassungsmaßnahmen in sozialen Einrich-
tungen gefordert (KLUG et al. 2023).

• Die Gewerkschaften forderten, dass die Auswirkungen 
auf die Arbeitswelt und den arbeitsbezogenen Gesund-
heitsschutz stärker in den Blick genommen werden. In 
einer eigenen Stellungnahme zum Entwurf des Bundes-
KAnG bezeichnet es der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) als „nicht nachvollziehbar, dass das Klimaanpas- 
sungsgesetz Beschäftigung nicht adressiert“; dabei lägen 
„die Auswirkungen des Klimawandels auf die Arbeits-
welt […] auf der Hand“ (DGB 2023b: 2). Die im Gesetz 
thematisierten Handlungsfelder müssten daher „zwin-

28 Bei einer Gemeinschaftsaufgabe vereinbaren Bund und Länder bei Aufgaben, dass der Bund an der Planung und Finanzierung von 
Aufgaben mitwirkt, die zwar in die Kompetenz der Bundesländer fallen, aber von überregionaler Bedeutung und für die Verbesserung der 
Lebensverhältnisse erforderlich sind. Dies ist im Art. 91a GG geregelt.
29 KLUG e.V. ist ein Netzwerk von Organisationen aus dem Gesundheits-, Pflege- und Sozialwesen sowie der Freien Wohlfahrtspflege; die 
Stellungnahme wurde u. a. vom Deutschen Pflegerat, dem BKK-Dachverband (der Betrieblichen Krankenkassen), der Bundesärtzekammer, der 
AWO (Arbeiterwohlfahrt) und der Medizinische Fakultät Mannheim der Universität Heidelberg initiiert und von weiteren 60 Organisationen 
und Institutionen aus dem Gesundheits-, Pflege- und Sozialbereich unterstützt – ein vollständige Aufzählung dieser Organisationen findet sich 
unter www.klimawandel-gesundheit.de/stellungnahme-klimaanpassungsgesetz (28.3.2024).
30 Dem wurde im vom Bundestag verabschiedeten Gesetz letztlich Rechnung getragen (Bundesgesetzblatt 2023: 2).
31 Dieses Cluster wurde ins letztlich verabschiedete Gesetz nicht aufgenommen.

gend um das Cluster Arbeitswelt erweitert werden“ 
(DGB 2023b: 3). Arbeits- und Gesundheitsschutz müss-
ten als ein zentrales Handlungsfeld der Klimaanpas-
sung zusammengedacht werden. 

3.2.3  FACHGESETZLICHE VERANKERUNG DER 
KLIMAWANDELANPASSUNG 

Neben dem KAnG ist Klimaanpassung in zahlreichen 
Fachgesetzen verankert (regulatorisches Mainstreaming 
von Anpassung). So wurden in Ergänzungen zum Bauge-
setzbuch (BauGB) eine Stärkung von Klimaschutz- und 
-anpassungsbelangen in der Stadtentwicklung verankert 
(Klimaschutznovelle 2011), das Rückbau- und Entsiege-
lungsgebot erweitert (Innenentwicklungsnovelle 2013) 
oder zusätzliche Festsetzungsmöglichkeiten geregelt 
(BauGB-Novelle 2017). Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG), 
das Hochwasserschutzgesetz (HochwSchG) und das Um-
weltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) sind weitere 
Beispiele von Fachgesetzen, die Klimaanpassung regeln 
(Albrecht 2021). Insbesondere regelt das UVPG seit 2017, 
dass Umweltauswirkungen bestimmter Vorhaben auf Ge-
sundheit hin zu überprüfen und dabei die Belange vulne-
rabler Gruppen zu berücksichtigen sind (Schönthaler et al. 
2018). 

Jenseits des Handlungsfelds Gesundheit werden vulne-
rable Gruppen allerdings meist nur am Rande adressiert, 
während umgekehrt eine Vielzahl von Gesetzen, die sich ex- 
plizit mit dem Schutz vulnerabler Gruppen befassen, Erfor- 
dernisse der Klimaanpassung allenfalls implizit oder punk-
tuell erwähnen (Albrecht et al. 2022). Hierzu zählen etwa 
das Sozialrecht, das Berufsrecht, Gesetze über den öffentli-
chen Gesundheitsdienst, Krankenhausgesetze, Heimgesetze, 
Schulgesetze, Kita-Gesetze, das Mutterschutzgesetz oder 
Arbeitsschutzgesetze. Dabei bestehen große inhaltliche und 
formale Unterschiede in der Ausgestaltung dieser Gesetze. 
Des Weiteren liegen viele Regelungen in der Zuständigkeit 
der Bundesländer, und betroffene Behörden sind teilweise 
personell nicht in der Lage, Erfordernisse in Bezug auf Klima- 
anpassung in der Praxis umzusetzen (Albrecht et al. 2022).

3.2.4  SOZIALE DIMENSIONEN DER KLIMA- 
ANPASSUNG AUF BUNDESEBENE 

Auf Bundesebene sind unter sozialen Aspekten die Akti-
onspläne zur Anpassung an den Klimawandel (APA) be-
sonders relevant. Im ersten Aktionsplan (APA I; BMU 
2011) wurde dazu aufgefordert, sozial- und geisteswissen-
schaftliche Fragestellungen verstärkt in die Klimawandel-
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folgenforschung einzubeziehen. Dadurch sollte das Ver-
ständnis für soziale Ursachen und Wirkungen von Klima-
wandelfolgen vertieft werden, um so Information und 
Kommunikation zielgruppenspezifisch an den Bedürfnis-
sen unterschiedlicher, insbesondere vulnerabler Gruppen 
auszurichten. Dabei stand der Bereich „Menschliche Ge-
sundheit“ im Vordergrund, für den Informationskampagnen 
für die breite Öffentlichkeit sowie gezielt für besonders 
vulnerable Personengruppen geplant wurden. Auch im 
zweiten Aktionsplan (APA II; Bundesregierung 2015)32 
wurden Forschungsempfehlungen ausgesprochen, die da-
rauf abzielen, „soziale Implikationen [zu] berücksichtigen, 
insbesondere die sozialstrukturelle und sozialräumliche 
Differenzierung der Folgen des Klimawandels“ (Bundesre-
gierung 2015: 70). Insbesondere wird die Datenlage bezüg-
lich des „Zusammenhang[s] zwischen sozio-ökonomischen 
Merkmalen und der Empfindlichkeit gegenüber dem Kli-
mawandel“ sowie davon abhängigen „spezifischen Anpas-
sungskapazitäten“ als defizitär bezeichnet (Bundesregie-
rung 2015: 60f.). Der dritte Aktionsplan (APA III; Bundes-
regierung 2020)33 empfiehlt einen Ausbau von Bürger:in-
nen-Beteiligungsverfahren, „um Anpassung an den 
Klimawandel gesellschaftlich breiter zu verankern und um 
soziale Aspekte und Gerechtigkeitsfragen der Anpassung 
an den Klimawandel zu berücksichtigen“ (Bundesregierung 
2015: 42). Es wird eine künftig stärkere Berücksichtigung 
unterschiedlicher Ausgangslagen und die Ausrichtung von 
Maßnahmen an den Bedürfnissen unterschiedlicher gesell-
schaftlicher Gruppen gefordert (Bundesregierung 2015: 
48). Zudem werden Arbeitsschutzmaßnahmen bezüglich 
Hitze und UV-Strahlung empfohlen (Bundesregierung 
2015: 25).

Im Vorfeld der Fortschreibung des Aktionsplans Klima-
anpassung II hat das Ecologic Institut im Auftrag des Um-
weltbundesamts wissenschaftlich fundierte Empfehlungen 
erarbeitet (Blobel et al. 2016). Hierzu wurde ein Review 
der bereits umgesetzten oder in der Diskussion befindli-
chen Anpassungsmaßnahmen durchgeführt, geeignete Po-
litikinstrumente zusammengestellt und eine multikriteriel-
le Bewertungs- und Priorisierungsmethodik für Anpas-
sungsmaßnahmen und -instrumente inklusive einer Kosten- 
abschätzung entwickelt. Die Studie konstatiert, dass Ver-
teilungsgerechtigkeit, ein soziales Auffangnetz, faire Ar-
beitsbedingungen und Gleichberechtigung politische Ziele 
sind, die bei der Konzeption von Klimaanpassungsmaß-
nahmen beachtet werden müssten (Blobel et al. 2016: 72). 
Unter anderem sollten Sozialleistungen, Arbeitsschutzvor-
schriften und Kapazitäten von Pflegeeinrichtungen in Be-

32 Die APA II war Bestandteil des (ersten) „Fortschrittsberichts zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel“.
33 Die APA III war Bestandteil des „Zweiten Fortschrittsberichts zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel“.
34 Betreffend ärztlich verordneter „Behandlungspflege“ auf Kosten der Gesetzlichen Krankenkassen.
35 Betrifft die soziale Pflegeversicherung.
36 Das Städtebauförderungsprogramm „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt“ (später kurz: Soziale Stadt) be- 
stand zwischen 1999 und 2019. Getragen wurde es von dem jeweils für Bauwesen zuständigen Bundesministerium (seit 2018: Bundesministe- 
rium des Innern, für Bau und Heimat) und den Ländern. Ziele des Programms waren es, in städtebaulich oder sozial gefährdeten Gebieten 
„durch integrierte Ansätze unter Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen die Stadt- und Ortsteile zu stabilisieren, aufzuwerten und dort 
die Lebensqualität zu verbessern“ (Böhme et al. 2018; Difu o. J.). Das Programm in dieser Form wurde 2019 eingestellt und wird seit 2020  
im Programm „Sozialer Zusammenhalt“ in verändertem Rahmen fortgeführt.
37 Stand Januar 2024.

zug auf die Anforderungen der Klimaanpassung spezifisch 
ausgestaltet werden (Blobel et al. 2016: 130ff.). In diesem 
Zusammenhang wird angeregt, „die Sozialgesetzbücher V34 
und XI35 […] dahingehend zu prüfen, ob eine Integration 
von Klimaanpassung möglich ist“ (Blobel et al. 2016: 135). 
Ein weiteres wichtiges und mit hoher Priorität bewertetes 
Instrument sieht die Studie im – inzwischen eingestellten –  
Bund-Länderprogramm Soziale Stadt,36 dessen Integration 
in Klimaanpassungskonzepte geprüft und bei Vorhaben zum 
klimaresilienten Bauen in stadt- und bauplanerischen Ent-
scheidungen systematisch berücksichtigt werden solle (Blobel 
et al. 2016: 22, 99, 107, 137). Auch die „Politikanalyse zur 
Evaluation der Deutschen Anpassungsstrategie an den Kli-
mawandel“ (DAS-Evaluationsbericht; Gaus et al. 2019) 
empfiehlt, zur Förderung von Umweltgerechtigkeit die Po-
tenziale einer Integration von Klimaanpassung in das 
Bund-Länder-Programm Soziale Stadt zu prüfen (Gaus et 
al. 2019: 113, 124, 143).

3.3  KLIMAANPASSUNG AUF LÄNDEREBENE

Im föderalen System der Bundesrepublik sind die Bundes-
länder grundsätzlich für Verwaltungsangelegenheiten und 
hierbei insbesondere für das „Kommunalwesen, das heißt, das 
Organisationsrecht für Städte, Gemeinden und Landkreise“ 
zuständig (Woyke 2021). Hierunter fällt auch die Umset-
zung von Klimaanpassungsmaßnahmen. Der Bund kann 
bei Angelegenheiten von übergeordneter Bedeutung aller-
dings Rahmengesetze erlassen – so wie er es bei der Klima-
anpassung mit dem KAnG 2023 getan hat (vergleiche Ab-
schnitt 3.2.2). Die Finanzierung der konkreten Maßnah-
men bleibt dabei weitgehend Aufgabe der Länder und der 
Kommunen, denen die Bundesländer wiederum die nöti-
gen Mittel zuteilen müssen. Durch die Erklärung einer Ge-
meinschaftsaufgabe (nach Artikel 91a GG) könnte der 
Bund seinen Kompetenzrahmen erweitern (Woyke 2021), 
womit dann auch weitergehende Finanzierungsmöglich-
keiten und -verpflichtungen einhergehen. Im Zusammen-
hang mit dem KAnG ist dies bislang37 noch nicht erfolgt –  
wird jedoch von einer Vielzahl von kommunalpolitischen 
und zivilgesellschaftlichen Akteuren, nicht zuletzt, um Fi-
nanzierungsfragen zu klären, gefordert (vergleiche Ab-
schnitte 3.4 und 3.5). Den Ländern kommt insofern bei  
der Ausgestaltung von Klimaanpassung eine große Bedeu-
tung zu. 
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3.3.1  VIELFALT DER LÄNDERSPEZIFISCHEN 
KLIMAANPASSUNG 

Die 16 Bundesländer haben ihrerseits verschiedene Ansätze 
der Anpassungsgovernance entwickelt. Dazu zählen Strate-
giedokumente, Maßnahmen- und Aktionspläne sowie Ge-
setze und Regularien, welche die Klimaanpassung auf Län-
derebene regeln (King 2022; Albrecht 2021; 2024). Dabei 
variieren die Anpassungsansätze deutlichen zwischen den 
Ländern: Das Spektrum reicht von detailreichen Strate-
gien, die Prognosen zum Klimawandel, Risiken, Auswir-
kungen, potenzielle Maßnahmen und Bewertungsverfah-
ren umfassen, bis hin zu kurzen Absätzen in Strategiedo-
kumenten, die sich vorrangig auf Klimaschutz oder nach- 
haltige Entwicklungsziele (SDGs) und kaum explizit auf Kli-
mawandelanpassung beziehen. Darüber hinaus gibt es  
Unterschiede, ob Klimaanpassung gleichberechtigt neben 
Klimaschutz im Gesetzestitel erwähnt oder unter Klima-
schutz subsummiert wird. Als (bisher) einziges Bundesland 
hat Nordrhein-Westfalen ein eigenständiges Klimaanpassungs- 
gesetz (MULNV NRW 2023) erlassen. Alle Bundeslän- 
der haben jedoch in der ein oder anderen Form inzwischen 
gesetzliche Regelungen zur Klimaanpassung erlassen. 

Insgesamt hat sich die Auseinandersetzung mit der Kli-
maanpassungsproblematik in den Bundesländern in der 
zurückliegenden Dekade dynamisch entfaltet. Es ist zu be-
obachten, dass Klimaanpassung auf Länderebene verstärkt 
institutionell verankert wird, entweder im Rahmen politi-
scher Gesetze und Strategien oder durch neu geschaffene 
Fachabteilungen und Fachorganisationen in Umweltbehör-
den. Tabelle 3 gibt eine Übersicht über die in den Bundes-
ländern bisher38 verabschiedeten Gesetze und andere Pro-
gramme mit Regelungen zur Klimaanpassung.

3.3.2  SOZIALE DIMENSIONEN DER KLIMA- 
ANPASSUNG AUF LÄNDEREBENE 

Soziale Aspekte stehen zwar in der Klimawandelanpassung 
der Länder (bislang) ebenso wenig im Vordergrund wie auf 
Bundesebene. Jedoch finden sich in den ausgewerteten 
Strategiedokumenten zahlreiche Beispiele für konkrete und 
detailliertere Indikatoren zur Erfassung sozialer Betroffen-
heiten – so z. B. im Bayrischen „Handbuch Klimaanpas-
sung“ (StMUV Bayern 2021), im Berliner „Umweltatlas“ 
(Berlin.de 2023) und im „Klimaplan Hessen“ (HMUKLV 
2023: 51f.). Das nordrhein-westfälische Klimaanpassungs-
gesetz fordert explizit ein Monitoring der sozialen Auswir-
kungen (KlAnG – IM NRW 2023 § 9 (2) 2). Weitere explizit 
formulierte Anforderungen an eine sozial sensible und ge-
rechte Anpassungspolitik finden sich in den Anpassungs-
strategien von Baden-Württemberg (MUKE BW 2015: 
104), Bayern (StMUV Bayern 2021: 31), Berlin (Berlin.de 

38 Stand Januar 2024.
39 Das Bund-Länder-Städtebauförderungsprogramm Soziale Stadt bestand zwischen 1999 und 2019; seit 2020 wird es (eingeschränkt) im 
Programm Sozialer Zusammenhalt fortgeführt.
40 Dieser Abschnitt beschäftigt sich mit den administrativ-planerischen Ansätzen auf der kommunalen Ebene. Daneben gibt es jedoch 
gerade im kommunalen Bereich auch vielfältige Ansätze zur Klimaanpassung, die aus der Zivilgesellschaft und der Bevölkerung selbst 
hervorgehen (autonome Anpassung); auf diese Ansätze wird im Abschnitt 3.5 eingegangen.

2022: 9), Hessen (HMUKLV 2023: 29) und Niedersachsen 
(MUEK Niedersachsen 2022). Verteilungsaspekte von  
Anpassungsmaßnahmen, vornehmlich unter der Aufgaben- 
stellung, „Grüne Gentrifizierung“ zu vermeiden (verglei-
che hierzu Abschnitt 3.4.4), werden z. B. in Hessen und 
Bayern ebenfalls explizit adressiert (HMSI 2023: 30; 
StMUV Bayern 2021: 87). In Berlin mit dem „Umweltatlas“ 
(Berlin.de 2023) und in Bayern mit dem Portal GENESI-
Sonline (StMUV Bayern 2021: 93) stehen darüber hinaus 
spezifische Datenpools zur Verfügung, mit denen eine Pla-
nung von lokal und sozial passgenauen Anpassungsmaß-
nahmen vor Ort umgesetzt werden kann. Die Strategie zur 
Anpassung an den Klimawandel in Baden-Württemberg 
wirft die Frage auf, inwieweit Bund-Länder-Programme 
wie die Soziale Stadt39 zur Information, praktischer Unter-
stützung und aufsuchender Beratung von vulnerable Per- 
sonengruppen beitragen können (MUKE BW 2015: 110) – 
ein Aspekt, der auch in der Evaluation der Bundes-DAS 
angesprochen wurde (Gaus et al. 2019: 113,124,143; vgl. 
hierzu Abschnitt 3.2.4).

3.4  LOKALE UND KOMMUNALE EBENE 40 

Die Folgen des Klimawandels manifestieren sich lokal.  
Daher kommt der kommunalen Ebene eine besondere Be-
deutung bei der Umsetzung konkreter Klimaanpassungs-
maßnahmen zu (z. B. Riach et al. 2023). Gleichzeitig ist die 
kommunale Ebene jedoch von den Rahmenbedingungen, 
die auf Bundes- und Länderebene gesetzt werden und auf 
die lokale Situation einwirken, abhängig (z. B. Nalau et al. 
2015), so beispielsweise konkret bezüglich Verkehr, Raum-
ordnung und Forschung, aber auch allgemein hinsichtlich 
finanzieller Mittel und rechtlicher Regelungen. Insofern 
sind die Akteure auf der kommunalen Ebene überwiegend 
mit der planerischen und administrativen Umsetzung  
von Maßnahmen beauftragt; dennoch entwickeln sie auch 
vielfältige eigenständige, auf den lokalen Kontext bezogene 
Strategien zur Klimaanpassung. 

3.4.1  PLANUNGSPROZESSE 

Im Planungsprozess sind verschiedene Phasen zu unter-
scheiden (nach Born et al. 2016, vgl. dazu auch das Projekt 
„Klimalotse“ des Umweltbundesamtes: UBA 2022b und  
die Website „Kommunale Klimaanpassung im Dialog“; Zen- 
trum KlimaAnpassung o. J.): 

1. Vorbereitung: Beschlussfassung, Arbeitsgruppen, Fi-
nanzierung(smöglichkeiten), Abstimmung mit und Un-
terstützung durch übergeordnete Verwaltungsebenen 
(Länder, Bund).
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 Übersicht über gesetzliche Regelungen und weitere 
Maßnahmenpläne zur Klimaanpassung auf Länderebene

QUELLE: eigene Darstellung.

Tab. 3

Bundesland Gesetz, ggf. Novelle Weitere Maßnahmenpläne

Baden-
Württemberg

KSG BW 2013, KlimaG BW 2023 Anpassungsstrategie (2015, 2023), Monitoringberichte (2016, 2020)

Bayern BayKlimaG 2020 Bayrische Klimaanpassungsstrategie (2009, 2016), Monitoringbericht (2023)

Berlin EWG Bln 2016, EWG Bln Novelle 2021 Berliner Energie- und Klimaschutzprogramm 2030 (BEK 2018), der Fortschritt 
des BEK (2018) wird durch ein digitales Monitoring- und Informationssystem 
(diBEK) geprüft, jährliche Monitoringberichte (seit 2018)

Brandenburg Maßnahmenkatalog zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung (2008), 
Strategie zur Klimaanpassung (2023)

Bremen Klimaschutz- und Energiegesetz 
(BremKEG 2015), Novelle 2023 

Anpassungsstrategie Bremen und Bremerhaven (2018), Fortschreibung der 
Anpassungsstrategie unter breiter Beteiligung, Erstellung Hitzeaktionsplan 
(beides für 2024 anvisiert), Umsetzungsstand Klimaanpassungsstrategie 
(2020, 2021)

Hamburg HmbKliSchG 1997, HmbKliSchG 2020, 
Novellierung durch Klimaschutzstär-
kungsgesetz 2023

Hamburger Anpassungsstrategie (2011), Aktionsplan Anpassung an den 
Klimawandel (2013), Hamburger Klimaplan (2015), fortlaufendes Klima- 
folgen-Monitoring

Hessen HKlimaG 2023 Klimaplan Hessen (2018), Integrierter Klimaschutzplan Hessen 2025 (2019), 
Klimaplan 2030 (2023)

Mecklenburg-
Vorpommern

Gesetzesentwurf in Erarbeitung inkl. 
Bürger:innenbeteiligungsprozesse 
(2022–2023)

Klimaschutzkonzept (1997), Aktionsplan Klimaschutz (2010)

Nieder- 
sachsen

Niedersächsisches Klimagesetz 
(NKlimaG 2020), dritte Novelle (2023)

Klimapolitische Strategie des Landes (2012), Leitbild einer nachhaltigen Ener- 
gie- und Klimaschutzpolitik für Niedersachsen (2016), Maßnahmenpro-
gramm für Klimaschutz (2020), Niedersächsische Klimaschutzstrategie (2021), 
Niedersächsische Klimaanpassungsstrategie (2021), Erneuerung Klimaschutz-
strategie (2024)

Nordrhein-
Westfalen

Klimaschutzgesetz (KSG NRW 2013), 
Novellierung 2021, Klimaanpassungsge-
setz Nordrhein-Westfalen (KlAnG 2021)

Klimaschutzplan (2015), Anpassungsstrategie 2009, Klimafolgen und An- 
passungsmonitoring (seit 2021), 15-Punkte-Offensive zum klimaresilienten 
Umbau im Land (2023)

Rheinland-
Pfalz

Landesklimaschutzgesetz (LKSG RP 2014) Klimawandelbericht (2013), fortlaufende Integration von Schlüsselmaßnah-
men bzw. Anpassungsoptionen in das Klimawandelinformationssystem 

Saarland Saarländisches Klimaschutzgesetz 
(SKSG 2023)

Saarländisches Klimaschutzkonzept (2008–2013), aktuelle Erarbeitung eines 
Klimaschutzkonzepts (Fertigstellung 2024 erwartet)

Sachsen Energie- und Klimaprogramm 2021

Sachsen-
Anhalt

Gesetz in Planung, soll 2024 vorgelegt 
werden

Strategie zur Anpassung an den Klimawandel (2010, 2013, 2019, 2024), 
Klima- und Energiekonzept (2019), Umsetzungsberichte (2012, 2015, 2022)

Schleswig-
Holstein

Energiewende und Klimaschutzgesetz 
(EWKG-Novelle 2021)

Klimaschutzbericht (2009), Klimareport (2017), Generalplan Küstenschutz 
fünfte Fortschreibung (2022), Anpassung an den Klimawandel – Fahrplan für 
Schleswig-Holstein (2017), aktuelle Entwicklung einer langfristigen und struk- 
turierten Klimaanpassungsstrategie

Thüringen Klimagesetz (ThürKlimaG 2018) Thüringer Klima- und Anpassungsprogramm (2009), Integriertes Maßnahmen- 
programm zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels im Freistaat 
Thüringen (2013, 2019), Monitoringbericht (2017) 
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2. Betroffenheits- & Risikoanalyse: Verstehen und be-
schreiben, welche Klimaveränderungen in der jeweili-
gen Kommune und der Region zu erwarten sind: me-
teorologische Daten, Emissionen, Klimamodelle und 
-szenarien, kleinräumliche Mikroklimata, Auswirkun-
gen von Bebauung und Grünflächen, indirekte Wirkun-
gen beispielsweise auf bzw. durch Zu- und Wegzüge, 
demografische und wirtschaftliche Veränderungen etc. 
Bewerten, wer ist wo und wodurch (besonders) verwund- 
bar? Wo und bei wem bestehen welche Anpassungska-
pazitäten? Dabei sind insbesondere Hitzewellen und 
Hochwasser in den Blick zu nehmen. Idealerweise wer-
den Gefahren- und Risikokarten erstellt.

3. Ziele & Maßnahmen entwickeln, bewerten und verglei-
chen: Welche Anpassungsoptionen gibt es, und welche 
sind für die Kommune bzw. Region wichtig? Unter-
stützt werden kann die Maßnahmenentwicklung durch 
Leitfäden, Handbücher, Datenbanken, Förderprogram-
me. Ein Vergleich von Anpassungsoptionen hilft, op- 
timale Lösungen zu finden. 

4. Umsetzung: Hier geht es um die Bedingungen für die 
Umsetzung der ausgewählten Maßnahmen: Welche Ins-
trumente werden benötigt? Wie kann Akzeptanz geschaf-
fen und verbessert werden? Welche Barrieren und Kon-
flikte sind möglich? Welche Synergien können sich er- 
geben? Wie können die Maßnahmen als Querschnitts-
aufgabe in den verschiedenen Ressorts, wie in der Brei- 
te der Bevölkerung verankert werden. Welche Akteure 
und Stakeholder sind einzubeziehen und gegebenenfalls 
zu beteiligen? Welche Anreize können förderlich sein?

5.   Monitoring & Evaluation: Die tatsächlich eintretenden 
Klimafolgen sowie die umgesetzten Maßnahmen sind 
kontinuierlich zu beobachten und zu bewerten. Wie 

erfolgreich sind die durchgeführten Anpassungsmaß-
nahmen? Wo bestehen Lücken, wo weiterer Planungs- 
bedarf? Hierfür sind (messbare) Indikatoren zu entwi-
ckeln und Aktionspläne fortzuschreiben.

Die Abbildung 5 fasst diesen Prozess grafisch zusam-
men und verdeutlicht, dass es sich dabei nicht um einen 
einmaligen Ablauf handelt, sondern dass Klimaanpassung 
zirkulär und iterativ immer wieder neu anzugehen ist.

Dabei sind die Kommunen auf die Finanzierung durch 
übergeordnete Stellen (Bund, Länder) angewiesen, die  
in den vergangenen Jahren kontinuierlich ausgebaut wurde 
(UBA 2023a: 338). Dennoch bleibt das Problem, dass viele 
Maßnahmen aufgrund ihrer projektgebundenen Natur oft-
mals temporär sind und selten verstetigt werden. Sie rei-
chen insofern kaum aus, um eine kontinuierliche Planung 
und Implementation von Klimaanpassungsmaßnahmen zu 
gewährleisten (Teebken i. E.). 

3.4.2  ORGANISATION UND RESSOURCEN 
KOMMUNALER KLIMAANPASSUNG 

Städte und Gemeinden können auf vielfältige und – je nach 
ihrer geografischen Lage sowie ihrer sozialen und ökono-
mischen Struktur – sehr unterschiedliche Arten und Wei-
sen von Klimawandelfolgen betroffen sein. Darüber hinaus 
variieren die finanziellen und personellen Ressourcen, die 
für Klimaanpassung notwendig sind. Dabei ist zwischen 
kleinen Gemeinden, mittelgroßen und großen Städten zu 
unterscheiden (z. B. Häußler/Haupt 2021; Mitchell et al. 
2022; Fila et al. 2023). Üblicherweise haben Großstädte mehr 
institutionelle Kapazitäten und Ressourcen, um Klimawan-
delfolgen zu begegnen, als kleinere Kommunen (z. B. Otto 

 Idealtypisches Vorgehen bei der Klimaanpassung in Kommunen

QUELLE: eigene Darstellung. 

Abb. 5

Anpassung beobachten
und bewerten

Vorgehen
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Ziele und Maß-
nahmen formulieren

Maßnahmen 
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et al. 2021; Häußler und Haupt 2021).41 Insgesamt besteht 
auf der lokalen Ebene bei der Klimaanpassung noch eine 
immense Finanzierungslücke – ein Umsetzungsproblem, 
das auch nach der Verabschiedung des (Bundes-)KAnG 
noch ungeklärt ist (z. B. VKU 2023; vergleiche auch Anhö-
rung im Sachverständigenrat: Bundestag 2023c und siehe 
Abschnitt 3.2.2). Daneben wird eine ungenügende Anzahl 
an Mitarbeiter:innen in den Stadtverwaltungen als Hemm-
nis für eine erfolgreiche Anpassung gesehen (z. B. Fila et  
al. 2023, vergleiche auch die Intervention von ver.di 2021 
und siehe Abschnitt 3.5.2).42

Als klassische Querschnittsaufgabe erfordert die kom-
munale Klimaanpassung eine Zusammenarbeit unter-
schiedlichster Akteure und Stakeholder. Insofern wird die 
Bedeutung von amts-, fach- und ressortübergreifenden  
Arbeitsgruppen für die erfolgreiche Planung und Umsetzung 
hervorgehoben (Mahrenholz/Vetter 2019). Nach einer  
Umfrage hat ein knappes Viertel der Kommunen derartige 
Teams eingerichtet, und etwas mehr als zehn Prozent pla- 
nen dies für die Zukunft (Mahrenholz/Vetter 2019: 222).43 
Um die Kapazitäten von Kommunen bei der Klimaanpas-
sung zu stärken, existieren verschiedene Plattformen, wel-
che unterschiedliche Akteure zusammenbringen, den Aus-
tausch von Wissensbeständen ermöglichen und Beteili-
gung initiieren sollen. So hat die Bundesregierung 2018 
das Deutsche Klimavorsorgeportal (KLiVO – www.klivo-
portal.de) ins Leben gerufen, das Information und Bera-
tung bereitstellt und für Kommunen, Unternehmen sowie 
die Zivilgesellschaft ein Netzwerk bietet, in dem sich Ak-
teure austauschen können. Zudem hat das Bundesumwelt-
ministerium 2021 das Zentrum für KlimaAnpassung (ZKA)44 
eingerichtet. Es soll kommunale Akteure (Verwaltung,  
Politik, soziale Einrichtungen, Zivilgesellschaft etc.) bei der 
bedarfsgerechten Initiierung von Klimaanpassung unter-
stützen, z. B. durch die Bereitstellung von Informationen zu 
Fördermöglichkeiten, Aus- und Fortbildung oder beim Aus- 
tausch und der Vernetzung zur Umsetzung von Projekten. 

3.4.3  PRAXIS DER KOMMUNALEN KLIMA- 
ANPASSUNG: SCHLAGLICHTER 

Jetzt schon betreiben viele Städte und Gemeinden Anpas-
sung an den Klimawandel (Reckien et al. 2022; Otto et al. 
2021; Kern 2023) – die im Rahmen des vorliegenden Pa-
piers nicht umfassend, sondern nur an einzelnen typischen 
Beispielen dargestellt werden kann. Das Spektrum reicht 
von Begrünung von Straßen, Plätzen, Dächern und Fassa-
den über die Renaturierung von Gewässern bis zur Gebäu-
dedämmung, der Schaffung von Kaltluftschneisen und der 

41 Bezüglich der Anpassungsbemühungen in kleineren Städten und Gemeinden weist die Forschung derzeit noch Lücken auf  
(Hamin et al. 2014; Mitchell et al. 2022).
42 Bis dato gibt es keine vollständige Übersicht über die deutschlandweit auf kommunaler Ebene beschäftigten Klimaschutz- und -anpassungs- 
manager:innen. Schätzungen gehen von ca. 1.000 Klimaschutzmanager:innen und 150 Klimaanpassungsmanger:innen aus (Teebken i. E.). 
Die Bewertung der Zahlen ist insofern problematisch, weil viele Stellen drittmittel- und projektgebunden sind, selten verstetigt werden, und 
die Anzahl unbezahlter Aktiver unbekannt ist.
43 249 Kommunen haben an der Befragung teilgenommen.
44 Vgl. https://zentrum-klimaanpassung.de (3.3.2024).
45 Damit gemeint ist das Zusammenspiel von Grünflächen und Pflanzen einerseits und Gewässern bzw. Wassermanagement in der Stadt 
andererseits.

Verschattung. Es zeigt sich jedoch, dass Vorsorge- und 
Schadensminderungspotenziale auf der kommunalen Ebene 
bislang bei Weitem noch nicht hinreichend genutzt werden 
(Hasse/Willen 2019). Dabei gehen die meisten Gemeinden 
inkrementell vor, das heißt, Planungen und Maßnahmen 
werden schrittweise konzipiert, je nachdem, wo sich der 
größte Handlungsbedarf zeigt und entsprechend der jeweils 
verfügbaren Ressourcen (Mahrenholz/Vetter 2019). Eine 
Umfrage unter 249 deutschen Kommunen hat ergeben, dass 
diese vor allem dann im Sinne von Klimawandelanpassung 
aktiv wurden, wenn sie einmal selbst von Extremwetter-
ereignissen (Hitzewellen, Starkregen, Überflutung) betrof-
fen waren (Hasse/Willen 2019). 

Bedeutung der Quartiersebene 

Die Quartiere sind die kleinste Einheit der Stadtgesellschaft; 
sie sind die Orte, die im Alltag der Bewohner:innen un-
mittelbar erlebt werden; hier finden soziale Prozesse statt, 
welche die Stadtgesellschaft prägen (Schnur 2013). Auf der 
Quartiersebene sind die Auswirkungen von Wetterextre-
men unmittelbar spürbar. Deswegen kommt der Quartiers-
ebene bei der Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnah-
men eine wichtige Rolle zu. „Wenn das sozial-räumliche 
Amalgam ‚Quartier‘ lebendig und reagibel ist, macht es die 
Städte resilienter“ (Schmidt et al. 2023). Bei der Anpassung 
zu berücksichtigen seien daher mikrometeorologische eben- 
so wie kleinräumlich-sozialstrukturelle Daten, die wieder-
um mit Analysen zur Flächennutzung und Baustruktur zu 
kombinieren seien (Schmidt et al. 2023). Betont wird die 
Bedeutung einer partizipativen Beteiligung der Quartiers-
bewohner:innen bei der Klimaanpassung (Kabisch et al. 
2023). Hierdurch würden wertvolle Kenntnisse einbezogen, 
eine plurale Perspektive auf vorliegende Interessenslagen 
eingenommen, die Akzeptanz von Maßnahmen insgesamt 
gesteigert sowie Eigeninitiative und Engagement gefördert 
(Schmidt et al. 2023; Birkman/Blätgen 2018). Mögliche 
Konflikte – insbesondere solche zwischen ökologischen 
Zielen und Verteilungsgerechtigkeit – würden dadurch früh- 
zeitig sichtbar (Haase/Schmidt 2023). Um vulnerable Per-
sonengruppen zu erreichen, seien zudem quartiersbezogene 
Aufklärungs- und Beratungsaktionen notwendig (Buth  
et al. 2017; Böhme et al. 2019; Grothmann et al. 2021; UBA 
2022b). 

Grün-blaue Infrastrukturen 

Sowohl für den Klimaschutz als auch die Klimaanpassung 
wird grün-blauen Infrastrukturen45 eine große Bedeutung 
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zugeschrieben. Durch Verdunstung und Verschattung kann  
sie zur Kühlung beitragen, durch die Fähigkeit zur Auf-
nahme größerer Wassermengen die Schäden von Starkre-
genereignissen begrenzen. Hinzu kommt ihr Beitrag zur 
Biodiversität (Riechel 2020). In diesem Zusammenhang 
wird immer wieder der Begriff der „Schwammstadt“46 the-
matisiert (Schmidt et al. 2023; BMUV 2022; Mahrenholz/
Vetter 2019). Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass 
diesbezüglich Flächennutzungskonflikte, z. B. mit den Er-
fordernissen des innerstädtischen Wohnungsbaus entste- 
hen können (Schmidt et al. 2023). Um derartigen Konflik-
ten entgegenzuwirken, wird das Prinzip der „Doppelten 
Innenentwicklung“47 empfohlen (Böhm et al. 2016; Fekkak 
et al. 2016; Hardi et al. 2022). Grün-blaue Infrastrukturen 
in der Stadt verbessern zudem die Wohn- und Aufenthalts-
qualität im Quartier und dienen der Erholung und der  
Gesundheitsförderung (Schmidt et al. 2023). 

3.4.4  SOZIALE DIMENSIONEN IN DER  
KOMMUNALEN KLIMAANPASSUNG 

Verschiedene Studien untersuchen den Zusammenhang 
zwischen Klimawandel und sozialräumlichen Ungleichhei-
ten im Zuge klimaresilienter Stadt- und Regionalentwick-
lung (Greiving/Fleischhauer 2022; Difu 2023; Haase et al. 
2017; Andert et al. 2023). Insgesamt wird attestiert, dass 
kaum kleinräumliche Daten verfügbar sind, die meteorlo-
gische mit sozialstrukturellen Informationen verknüpfen 
und so die Verwundbarkeit lokaler Communitys durch den 
Klimawandel aufzeigen und entsprechende passgenaue  
Anpassungskonzepte ermöglichen (Difu 2023). Einzelne 
Ausnahmen bestehen im Berliner „Umweltgerechtigkeits-
atlas“ (Berlin.de 2022, 2023) und in dem Onlineinforma-
tionstool GENESISonline in Bayern (StMUV Bayern 2021, 
2023). Ein weiteres Beispiel beinhaltet die Analyse vulne-
rabler Gruppen in Klimaanpassungskonzepten niedersäch-
sischer Landkreise (Andert et al. 2023). Das Deutsche Ins-
titut für Urbanistik (Difu) hat darüberhinausgehend ei- 
ne Toolbox entworfen, die darauf abzielt, den Kommunen 
praktische Hilfe bei der Verbesserung von Umweltgerech-
tigkeit – auch im Zusammenhang mit Klimaanpassung – 
anzubieten. Sie offeriert Hintergrundwissen, Instrumente 
und Umsetzungstipps sowie Einblicke in Praxisbeispiele 
(Difu 2023). 

Vor dem Hintergrund der Aufwertung von Stadtquar-
tieren durch grüne und blaue Infrastrukturen wird kritisch 
diskutiert, dass diese mit einer Erhöhung von Mieten und 
Grundstückspreisen einhergehen (können) und somit ge-
rade sozial schwache Bewohner:innen zusätzlich benachtei- 
ligen, im Zweifelsfall sogar aus ihrer angestammten Wohn-
umgebung verdrängen („Green Gentrification“; vgl. Schmidt 
et al. 2023; Anguelovski 2023; Shokry et al. 2018; Haase et 

46 Hiermit gemeint ist das Konzept, möglichst viel anfallendes Regen- und Oberflächenwasser vor Ort aufzunehmen und zu speichern, 
anstatt es zu kanalisieren und abzuleiten. Der Begriff ist als Wortmarke der bgmr Landschaftsarchitekten GmbH, 10779 Berlin, eingetragen 
und geschützt – siehe: https://register.dpma.de/DPMAregister/marke/register/3020152172062/DE (10.12.2023).
47 Darunter wird die bauliche Weiterentwicklung einer Stadt bei gleichzeitiger Erhaltung und Qualifizierung von urbanem Grün und Ge- 
wässern verstanden.
48 Siehe auch Glossar, Anhang 3.

al. 2017). In diesem Zusammenhang wird auch von einem 
„Green-Resilience-Paradox“ gesprochen: Zum einen sollen 
klimawandelbedingte Vulnerabilitäten reduziert und Resi-
lienz gegenüber dem Klimawandel gestärkt werden, zum 
anderen aber bleiben soziale Benachteiligungen unberück-
sichtigt und dadurch bedingte Vulnerabilitäten werden – 
im wörtlichen Sinne, das heißt räumlich – verschoben oder 
sogar verschärft (Anguelovski et al. 2019). Dieses Paradox 
ist insbesondere dort anzutreffen, wo durch soziale und/
oder ethnische Segregation ohnehin schon soziale Benach-
teiligungen vorhanden sind (Shokry et al. 2018) – in diesen 
Fällen kann von einem typischen Beispiel für Maladapta-
tion gesprochen werden (siehe Textbox 2). Insgesamt zeigt 
sich, dass auch und gerade im Zusammenhang mit Klima-
anpassung Aspekte sozialer Gerechtigkeit bei der Stadtent-
wicklung von zunehmender Bedeutung sind (Rüdiger 
2018; Merk 2023).48

Textbox 2

Green Gentrifikation als Beispiel für 
Maladaptation

Maladaptation48 bezeichnet Fehlanpassungen, bei denen 
Maßnahmen, die dazu gedacht waren, Vulnerabilität 
zu verringern, stattdessen – zumindest bei einem Teil 
der Betroffenen – zu einem erhöhten Risiko negativer  
Folgen führten. Im Kontext von Klimaanpassungsmaß-
nahmen wird Maladaptation verstärkt im Zuge von 
Schwammstadtvorhaben und der Installation blau-grü-
ner Infrastruktur diskutiert (siehe Abschnitt 3.4.3). Die 
mit einer umweltfreundlichen Umgestaltung bestimmter 
Stadtquartiere verbundene soziale und statusbezoge-
ne Aufwertung sowie die gestiegene Lebensqualität 
gehen mit einer verstärkten Nachfrage und daraus resul- 
tierenden höheren Preisen bei Immobilien an diesen 
Orten einher. Diese wiederum können zu einer Ver-
drängung alteingesessener, insbesondere sozial benach- 
teiligter Bewohner:innen führen, die sich gezwungen 
sehen, in andere, jedoch möglicherweise noch stärker 
von Hitze und anderen Umweltrisiken belastete Quar-
tiere umzuziehen. Für diese Bevölkerungsgruppen hat 
sich also als Ergebnis von Klimaanpassungsmaßnah-
men letztlich ihre Verwundbarkeit durch Klimawandel-
folgen noch verstärkt („Green-Resilience-Paradox“,  
z. B. Anguelosvki et al. 2019, Shokry et al. 2022, Haase 
2017; 2023). Eine detailreiche Studie aus den USA zeigt 
am Beispiel Miamis, dass der dort wachsende Einfluss 
des Immobilieninvestment- und Finanzmarktsektors über 

>
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3.5  NICHTSTAATLICHE AKTEURE UND  
ORGANISATIONEN

In Ergänzung zu Regierungsakteuren spielt eine Reihe nicht- 
staatlicher Akteure und Organisationen eine wachsende 
Rolle bei der Klimaanpassung. Sie können dabei mit Stel-
lungnahmen und Expertisen zu staatlichen Anpassungs-
strategien und Maßnahmen intervenieren oder öffentlich 
wirksamen Druck ausüben, um konkrete Anpassungsmaß-
nahmen voranzutreiben. Daneben sind es gerade die nicht-
staatlichen Handelnden, die immer wieder auf soziale As-
pekte, das heißt Verteilungs- und Gerechtigkeitsfragen bei 
der Klimaanpassung aufmerksam machen. Das Spektrum 
reicht von Umweltorganisationen über Sozial- und Wohl-
fahrtsverbände sowie Gesundheitsorganisationen bis zu Ge- 
werkschaften oder auch un- bzw. nur locker organisierten 
Initiativen aus der Zivilgesellschaft. Nicht selten kooperie-
ren dabei Organisationen aus verschiedenen Engagement-
bereichen: „Die Zukunft gehört neben den bekannten 
Bündnissen, […] vor allem Multi-Stakeholder-Allianzen 
unterschiedlicher Couleur. Sie können als Pioniere des 

49 Die Klima-Allianz Deutschland ist ein breites gesellschaftliches Bündnis mit rund 150 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen Umwelt, 
Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit, Verbraucherschutz, Jugend, Soziales und Gewerkschaften. Sie setzt sich für eine 
ambitionierte und sozial gerechte Klimapolitik auf lokaler, nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein: www.klima-allianz.de 
(3.3.2024).

Wandels einen entscheidenden Beitrag zum Voranschreiten 
des Transformationsprozesses auf nationaler, regionaler 
und internationaler Ebene leisten, sofern es ihnen gelingt, 
die erforderliche gesellschaftliche und politische Unter-
stützung zu mobilisieren“ (Hirsch 2016). 

3.5.1  UMWELTVERBÄNDE,  
UMWELT-NGOS ETC.  

Einen großen Stellenwert nimmt Klimaanpassung inzwischen 
bei vielen umweltpolitisch engagierten Organisationen und 
Bündnissen ein; die Positionen und Aktivitäten einiger da-
von sollen im Folgenden vorgestellt werden. 

Klima-Allianz 

Die Klima-Allianz49 betont die zentrale Rolle der Kommu-
nen bei der Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen. 
Diese seien als gesamtgesellschaftliche Gemeinschaftsauf-
gabe – nach Art. 91a GG – von Bund, Ländern und Gemein- 
den zu konzipieren und zu finanzieren (Klima-Allianz 
2023). Bei Anhörungen zum Entwurf des Bundes-KAnG 
wies die Klima-Allianz nachdrücklich darauf hin, dass  
dort die erforderlichen Ressourcen finanzieller und perso-
neller Art sowie die verwaltungsrechtlichen Grundlagen 
(bisher) ungeklärt sind (Klima-Allianz 2023; Bundestag 
2023c). Vor diesem Hintergrund hat die Klima-Allianz 
Deutschland gemeinsam mit dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB) und seinen Mitgliedsgewerkschaften 
IG BAU und ver.di, der Deutschen Umwelthilfe, German-
watch, dem Institut für Kirche und Gesellschaft, Misereor, 
dem WWF Deutschland und dem Klima-Bündnis ein  
Forderungspapier/Rechtsgutachten erstellt, das detailliert 
auf diese Problematik eingeht (Klima-Allianz 2023; Klima-
Bündnis 2023; Verheyen/Hölzen 2022). Nur eine – juris-
tisch abgesicherte, auf das Grundgesetz gestützte – Ge-
meinschaftsaufgabe könne durch eine Mischfinanzierung 
von Bund, Ländern und Gemeinden – unabhängig von  
situativ und zeitlich begrenzten Fördermitteln – die benö-
tigten finanziellen Mittel zur Verfügung stellen. Gerade die 
Kommunen müssten mit festen Finanzbudgets rechnen 
können. In den Kommunalverwaltungen sei zusätzliches 
Personal bereitzustellen. Der projektbasierte Charakter 
und die damit verbundene temporäre Natur von Klimaan-
passungsmaßnahmen wird verstärkt in Forschung und 
Praxis kritisiert (Bruns/Fünfgeld 2021; Teebken i. E.). Die 
kommunale Daseinsvorsorge sei auch unter sozialen Ge-
sichtspunkten gerecht auszugestalten – wofür ebenfalls fi-
nanzielle Mittel vorzusehen seien. Zudem seien Klimaan-
passungs- und Klimaschutzmaßnahmen finanziell, gesetz-
geberisch und verwaltungstechnisch zu verzahnen, das 
heißt, sektorübergreifend zu planen und mit einem ver-
pflichtenden Monitoringsystem der Emissionsreduktionen 
zu verbinden (Bruns/Fünfgeld 2021; Teebken i. E.). 

QUELLE: Bundesgesetzblatt 2023.

den Städte- und Wohnungsbau zu spezifischen Auf- 
und Abwertungen von Wohnverhältnissen geführt hat 
und diese in einem Zusammenhang mit der Verwund-
barkeit durch Klimawandelfolgen stehen (Taylor/Aalbers 
2022). 

Um derartigen Verdrängungsprozessen entgegen-
zuwirken, kommen unterschiedliche Politikinstrumente 
infrage. So wurden beispielsweise Toolkits für eine kli-
magerechte Stadtentwicklung formuliert (für Deutsch- 
land z. B. Difu 2023). Durch die Einbeziehung und Akti- 
vierung Betroffener, insbesondere in sozial benachtei- 
ligten Lagen, können unerwünschte Folgen der Klima-
anpassung gemildert oder sogar vermieden werden. 
Dabei könnten Leitbilder und Szenarien helfen, eine 
strategische Planung mit lokal unterschiedlichen Optio- 
nen auszufüllen und diese mit verschiedenen Akteur:in- 
nen vor Ort zu diskutieren (Birkmann/Blätgen 2018). 
Ein interessantes praktisches Beispiel für eine klima- 
und sozialgerechte Umgestaltung innenstädtischer Be-
zirke ist Barcelona. Hier wurde u. a. auf folgende Stra- 
tegien gesetzt: Zuweisung von städtischen Zonen mit 
spezifischen Inklusionsanforderungen, gesetzliche Re- 
gulationen zu Kurzzeitmieten (wie z. B. über AirBnB) 
und Moratorien für die Ansiedlung neuer Unternehmen, 
Hotels und Gaststätten (BCNUEJ 2023). 

>
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Klima-Bündnis 

Das Klima-Bündnis50 hat zudem mit der Arbeitsgruppe 
„Anpassung“ im Jahr 2015 eine Plattform gegründet, die 
einen Wissens- und Erfahrungsaustausch rund um das 
Thema Anpassung an den Klimawandel ermöglicht. Die 
Arbeitsgruppe bringt Klimaexpert:innen und Politiker:in-
nen zusammen und erkundet Möglichkeiten, wie Akteure 
vor Ort die Abschwächung des Klimawandels und die An-
passung an diesen auf eine integrative Art und Weise be-
arbeiten können (Klima-Bündnis 2017).

Deutscher Naturschutzring  

Der Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR) 
hat, gestützt auf ein Gutachten des Unabhängigen Instituts 
für Umweltfragen (UfU), eine Stellungnahme zum Entwurf 
des Bundes-KAnG eingereicht (DNR/UfU 2023). Hierin 
wird eine stärkere Berücksichtigung von Öffentlichkeitsbe-
teiligung gefordert. Zudem betont der DNR (wie andere 
Umweltschutzakteure in diesem Zusammenhang auch), dass 
Klimaanpassung eine Gemeinschaftsaufgabe sei, bei der 
insbesondere die Finanzierung in der Verantwortung des 
Bundes liege, der die Verantwortung für das gesamte Bun-
desgebiet trage. Außerdem sei im Baugesetzbuch festzu-
schreiben, dass Städte und Gemeinden bei Flächennutzungs- 
und Bebauungsplänen Klimaschutz und Klimaanpassung 
verbindlich berücksichtigen müssen. Daneben schlägt der 
DNR vor, die IT-Infrastruktur und den Katastrophen-
schutz als eigene Handlungsfelder bei der vorsorgenden 
Klimaanpassung zu integrieren.

Naturschutzbund Deutschland  

Der Naturschutzbund Deutschland (NABU) hat ein Hin-
tergrundpapier zur Klimaanpassung herausgegeben, in 
dem (u. a.) die Zusammenhänge zwischen Klimaschutz 
und -anpassung, Naturschutz sowie den gesellschaftlichen 
Implikationen thematisiert werden (NABU 2021). Das Pa-
pier betont die Relevanz von Anpassungsmaßnahmen, weil 
diese „die politische und finanzielle Handlungsfähigkeit 
einer Gesellschaft im Angesicht von Klimafolgen“ sichere 
(NABU 2021: 7). Zudem verweist es darauf, dass sowohl 
der Naturschutz wie auch der Klimaschutz ihrerseits im-
mer auch auf eine Anpassung an Klimafolgen angewiesen 
seien; so bedrohe die Klimakrise neben der menschlichen 
Gesellschaft auch in hohem Maße die biologische Vielfalt. 
Dabei betont der NABU, dass gerade Naturschutzmaßnah-
men auch für die gesellschaftliche Klimaanpassung förder-
lich sind (z. B. ein naturnaher Fluss mit intaktem Auensys-
tem, der Siedlungsgebiete vor Hochwasser schützt), verweist 
aber auch auf Konflikte, die sich zwischen Naturschutz- 
und gesellschaftlichen Klimaanpassungszielen ergeben 

50 Das Klima-Bündnis ist ein 1990 gegründetes Netzwerk von Städten, Gemeinden und Landkreisen, die sich verpflichtet haben, das Welt- 
klima zu schützen. Die fast 2.000 Mitglieder aus mehr als 25 europäischen Ländern setzen sich für die Reduktion der Treibhausgas-Emissionen 
vor Ort ein: www.klimabuendnis.org (3.3.2024).
51 Z. B. durch den Schutz oder die Wiederherstellung von Grünflächen und Frischluftschneisen zur Kühlung oder von Gewässern zur Speiche- 
rung von Niederschlägen.

können (z. B. die Bewahrung von Kaltluftgebieten in der 
Nähe größerer Städte, welche Flächenkonkurrenzen ver-
schärfen können). Das Papier enthält ein nachdrückliches 
Plädoyer für Ökosystembasierte Anpassung (ÖbA), die da-
rauf setzt, Leistungen der Natur zu nutzen, um die Anpas-
sung der Menschen an den Klimawandel voranzubringen.51 

Deutsche Umwelthilfe  

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) setzt auf den Schutz von 
intakten Ökosystemen und die Renaturierung als Beitrag 
zur Anpassung an den Klimawandel, z. B. von naturnahen 
Gewässern als Schutz vor Überflutungen: „Menschen 
[brauchen] intakte Ökosysteme genauso zum Überleben wie 
der Fischotter“ (DUH 2021). In städtischen Gebieten setzt 
die DUH insbesondere auf eine „hochwertige grüne Infra-
struktur“ und erklärt, dass sie Kommunen bei deren Ge-
staltung unterstütze (DUH o. J.).

Greenpeace, Germanwatch und Naturfreunde  

Greenpeace (Deutschland), Germanwatch und die Natur-
Freunde Deutschlands befassen sich intensiv mit globalen 
Fragen der Klimaanpassung (NaturFreunde Deutschlands 
2022; Germanwatch 2021; Greenpeace 2017). Zentrale The- 
men sind u. a. die verheerenden Auswirkungen des Klima-
wandels im globalen Süden – und somit Schäden in Ländern, 
die historisch am wenigsten zum Klimawandel beigetragen 
haben. Hieraus wird abgeleitet, dass die Industrieländer 
– im Rahmen von Schäden- und Verluste-Kompensationen 
(Loss and Damages) eine Verpflichtung zur Unterstützung 
von Anpassungsmaßnahmen im globalen Süden hätten, 
und es wird gefordert, hierfür quantifizierbare Ziele im 
Rahmen internationaler Abkommen festzulegen. Zudem 
analysieren Studien im Auftrag von Greenpeace die Zu-
sammenhänge zwischen Migration, Vertreibung und Kli-
mawandel (Staud 2019; Bedarff/Jakobeit 2017). 

3.5.2  SOZIALPOLITISCHE AKTEURE 

Auch sozialpolitische Akteure beschäftigen sich verstärkt 
mit Fragen der Klimaanpassung; einige ihrer Interventio-
nen davon werden im Folgenden kurz dargestellt.

Gewerkschaften 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) fordert, zu lang-
fristigen und auskömmlichen Finanzierung der Klimaan-
passung eine Gemeinschaftsaufgabe nach Art. 91a Abs. 1 
GG einzurichten (DGB 2023b: 2). Inhaltlich sei die Klima-
anpassung als Querschnittsaufgabe zu begreifen, bei der 
auf den unterschiedlichen Governance-Ebenen die ver-
schiedensten Ressorts und Ämter zusammenarbeiten 
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müssen. Als zentrale Akteure der Klimaanpassung werden 
die Stadtverwaltungen benannt. Insofern fokussiert der 
DGB die Rolle, Aufgaben und Möglichkeiten des öffentli-
chen Dienstes (DGB 2023a). Kritisiert wird hier eine un-
zureichende Ausstattung mit personellen Ressourcen. Aus 
der Praxis wird zudem darauf hingewiesen, dass, selbst 
wenn es vorhandene Planstellen gibt, diese aufgrund der 
Konkurrenz mit privaten Arbeitgeber:innen um qualifi-
ziertes Personal häufig unbesetzt bleiben. Zudem gebe es 
in vielen Kommunen aufgrund fehlender finanzieller  
Mittel auch bei der materiellen Umsetzung von Klimaan-
passungsmaßnahmen Engpässe („Investitionsstau“; DGB 
2023a: 13). Auch betont der DGB die Heterogenität der 
Bevölkerung und daraus resultierend unterschiedliche Vul-
nerabilitäten angesichts von Klimawandelfolgen. Explizit 
erwähnt werden Ältere, Kranke und Kleinkinder sowie 
Haushalte mit geringerem Einkommen, die in engeren und 
schlecht isolierten Wohnungen und in Vierteln mit viel  
Beton und wenig Grün leben. Insofern berge der Klima-
wandel die Gefahr, soziale Ungleichheiten zu verstärken 
(DGB 2023a). Die IG Metall fokussiert darüber hinaus mit 
Wetterextremen, insbesondere Hitze verbundene Auswir-
kungen auf Arbeitnehmende. Hierzu verweist sie auf Ar-
beitsstättenregelungen und auf die Rolle, die Betriebsräte 
bei der Durchsetzung ihrer Einhaltung spielen (IG Metall 
2023). Die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di fokussiert 
die Rolle von Städten und Gemeinden bei der Klimaanpas-
sung, die darin von Bund und Ländern finanziell unter-
stützt werden müssten. Sie verweist dabei insbesondere auf 
die Bedeutung einer angemessenen Personalausstattung  
in den Kommunen für die zusätzlichen Aufgaben, welche 
die Klimaanpassung vor Ort mit sich bringt (ver.di 2021). 

Sozial- und Wohlfahrtsverbände 

Die deutschen Sozial- und Wohlfahrtsverbände stellen 
übereinstimmend einen Bezug von Klimaanpassung mit so- 
ziopolitischen Aspekten her und fordern in dieser Hinsicht 
Nachbesserungen beim KAnG (gemeinsame Stellungnah-
me: KLUG et al. 2023; siehe auch Abschnitt 3.2.2). Zudem 
fordert beispielsweise der Paritätische Gesamtverband, ge-
meinnützige soziale Organisationen bei der Investition in 
Klimaanpassungsmaßnahmen durch „soziale, solidarische 
und gerechte haushalts- und steuerpolitische Maßnahmen“ 
zu unterstützen und durch „unbürokratische Finanzie-
rungsgrundlagen“ in die Lage zu versetzen, vulnerable 
Gruppen besser zu schützen (Der Paritätische 2023). Die 
bisherigen Förderprogramme enthielten „keine Förderga-
rantien“, umfassten nur „ein geringes Fördervolumen“ und 
seien insofern für umfassende und nachhaltige Maßnah-
men nicht ausreichend (Der Paritätische 2023). Die Caritas 
betont die Notwendigkeit einer Unterstützung von Pflege-
bedürftigen, Wohnungslosen, Kranken und Pflegenden bei 
der Hitzeanpassung (Caritas 2021).

3.5.3  NICHT ODER INFORMELL ORGANISIERTE 
AKTEURE: KLIMAANPASSUNG „VON UNTEN“ 

Vor dem Hintergrund beschränkter Kapazitäten der staat-
lichen Institutionen gewinnen aus der Zivilgesellschaft  
heraus – das heißt von nicht oder nur locker informell or-
ganisierten Akteuren – entwickelte und von ihr getragene 
Klimaanpassungsaktivitäten an Bedeutung, sind aber ins-
gesamt noch wenig erforscht (z. B. Häußler/Haupt 2021; 
Teebken et al. 2023; Eckersley et al. 2023). Beispielsweise 
können während großer Hitze gemeinschaftlich organisier-
te Einkaufservices für ältere Menschen eine Hilfe darstel-
len; oder die Menschen flexibilisieren individuell oder kol-
lektiv die Zeiten ihrer Freizeit- und Arbeitsaktivitäten – 
wobei Letzteres wiederum gesetzliche, tarifvertragliche 
oder betriebliche Regelungen erfordert. So wird deutlich, 
dass es um ein Zusammenspiel von staatlicher oder institu-
tioneller Regulierung und zivilgesellschaftlichen Initiati-
ven geht – wie beispielsweise bei der Durchsetzung flexib-
lerer, klimaangepasster Arbeitszeiten – und eine Abgren-
zung der damit zusammenhängenden Verantwortlichkeiten 
kaum möglich und auch nicht sinnvoll ist, da die Sphären 
einander bedingen. Insofern kommt der Kooperation  
unterschiedlicher Akteursgruppen eine wichtige Rolle zu, 
wenn es darum geht, institutionelle und zivilgesellschaft-
liche Ressourcen effektiver zu bündeln (Wamsler/Raggers 
2018).

3.5.4  SOZIALE DIMENSIONEN BEI ZIVIL- 
GESELLSCHAFTLICHEN AKTEUREN 

Bei umweltpolitischen Akteuren aus der Zivilgesellschaft 
stehen – ihren vorrangigen Zielsetzungen entsprechend –  
überwiegend die Auswirkungen des Klimawandels auf 
Ökosysteme und die Gesamtgesellschaft im Vordergrund. 
Unter anderem aber adressieren Gruppen wie Greenpeace 
(Deutschland), Germanwatch und die NaturFreunde 
Deutschlands soziale Folgen und Anpassungsbedarfe unter 
einer globalen Perspektive, insbesondere mit Blick auf 
Länder des globalen Südens und der internationalen Kli-
magerechtigkeit. Zudem befasst sich Greenpeace mit  
den Zusammenhängen zwischen Klimawandel einerseits 
und Migrationsbewegungen andererseits.

Sozialpolitische Akteure fokussieren dagegen (naturge-
mäß) stärker die sozialen Aspekte. So thematisiert der 
DGB die Tendenz, dass durch den Klimawandel soziale 
Ungleichheiten weiter verstärkt werden können, und ver-
weist insbesondere auf Geringverdienende, die unter vom 
Klimawandel besonders belasteten Bedingungen leben. 
Gleichzeitig betonen verschiedene Gewerkschaften (z. B. 
IG Metall, ver.di), dass gesetzliche Regelungen zum Hitze-
schutz am Arbeitsplatz dringlicher werden. Die Sozial- 
und Wohlfahrtsverbände nehmen dagegen klimarelevante 
Aspekte bei Gesundheit gezielt in den Blick. Bezüglich der 
in staatlichen Strategien dominierenden Handlungsfeld- 
logik fordern sie, Gesundheit und Pflege oder auch den so- 
zialen Sektor als eigenständige Cluster zu berücksichtigen. 
Zudem fordern sie nachdrücklich (mehr) finanzielle Mittel, 
um Trägern der freien Wohlfahrtspflege mehr Klimaan-
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passung in ihren Einrichtungen zu ermöglichen und ins-
besondere Kranken, Pflegebedürftigen und Wohnungslo- 
sen angesichts klimawandelbedingter Gefahren helfen zu 
können.

3.6  RESÜMEE: AKTEURE UND GOVER- 
NANCE BEI DER KLIMAANPASSUNG 

Klimaanpassung ist ein Politikfeld von wachsender  
Bedeutung, das mit der „Deutschen Anpassungsstrategie an 
den Klimawandel“ (DAS) 2008 erstmals auf Bundesebene 
institutionalisiert52 und seitdem kontinuierlich weiterentwi-
ckelt wurde. Im föderalen System sind bei der Klimaan-
passung unterschiedliche Governance-Ebenen (Bund, Län-
der, Kommunen) relevant. Zudem spielen zivilgesellschaft-
lich getragene Anpassungsinitiativen („von unten“) eine 
inzwischen zunehmende, aber in der Forschung noch we-
nig beleuchtete Rolle. Im Mehrebenensystem haben die 
verschiedenen Akteure jeweils spezifische Aufgaben, Kom-
petenzen und Ressourcen. Bei der Umsetzung konkreter 
Maßnahmen wird dabei deutlich, dass die Herausforderun-
gen nur im Sinne einer Gemeinschaftsaufgabe nach Artikel 
91a GG, in der die Akteure der unterschiedlichen vertika-
len Ebenen zusammenarbeiten, gelöst werden können (sie-
he Textbox 3). Von verschiedensten Akteuren der kommu-
nalen Ebenen und der Zivilgesellschaft wird in diesem Zu-
sammenhang immer wieder darauf hingewiesen, dass ent-
scheidende Finanzierungsfragen noch ungelöst sowie dass 
Bund und Länder diesbezüglich in der Pflicht seien. So  
bemängeln insbesondere Vertreter:innen kommunaler 
Spitzenverbände im Zusammenhang mit dem KAnG, dass 
die vorgesehenen finanziellen Mittel bei Weitem nicht  
ausreichend seien, um eine adäquate Umsetzung der ge-
planten Maßnahmen vor Ort zu ermöglichen.

Inhaltlich bearbeitet wird die Klimaanpassung vorwie-
gend nach Handlungsfeldern, das heißt, es dominiert eine 
sektorale Perspektive. Dabei ist eine Vielzahl von Akteuren 
(vor allem Ministerien und die ihnen nachgeordneten Ins-
titutionen) involviert, die ihrerseits wiederum Anpassungs- 
maßnahmen unter dem Blickwinkel des je eigenen Res-
sortzuschnitts planen. Da die verschiedenen Handlungsfel-
der (z. B. Bauwesen, Infrastrukturen und Wirtschaft) mit-
einander wechselwirken und dabei von denselben Klima-
wandelfolgen betroffen sind, wird gerade bei der Klimaan-
passung deutlich, dass diese nur als Querschnittsaufgabe, 
bei der handlungs- und politikfeldübergreifend nach Lö-
sungen gesucht wird, zu bewirken ist. Eine zentrale Rolle 
für die Koordinierung dieser Zusammenarbeit ist die In-
terministerielle Arbeitsgruppe Klimaanpassung (IMAA), 
die vom BMUV geleitet wird. 

Soziale Aspekte stehen bislang weder auf der Bundes- 
noch auf der Länderebene im Vordergrund. Vor allem im 
Bereich Gesundheit werden verschiedene besonders vulne-
rable Gruppen gezielt adressiert (z. B. Ältere und Men-
schen mit Vorerkrankungen). Jedoch zeigt sich, dass ein-
zelne Bundeländer soziale Dimensionen bei der Klimaan-

52 Im internationalen Vergleich war Deutschland damit einer der Vorreiter auf dem Gebiet von Klimaanpassung (Biesbroek et al. 2010).

Textbox 3

Gemeinschaftsaufgabe nach  
Artikel 91a GGn

Im föderalen System der Bundesrepublik Deutschland 
kann der Bund an Aufgaben, die in die Zuständigkeit 
der Bundesländer fallen, mitwirken, wenn diese „für 
die Gesamtheit bedeutsam sind und die Mitwirkung 
des Bundes zur Verbesserung der Lebensverhältnisse 
erforderlich ist“ (Deutscher Bundestag 2022). Im Artikel 
91a GG ist geregelt, dass dies 1. für die Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur und 2. für die Verbesse-
rung der Agrarstruktur sowie des Küstenschutzes der 
Fall ist. Die Artikel 91b bis 91e regeln weitere Felder der 
Bund-Länder-Zusammenarbeit aufgrund überregionaler 
Bedeutung: Wissenschaft, Forschung und Lehre (b), 
informationstechnische Systeme (c), Vergleichsstudien zur 
Förderung der Leistungsfähigkeit von Verwaltungen (d) 
und Grundsicherung für Arbeitsuchende (e). Insofern 
beteiligt sich der Bund bei der Planung und Finanzierung 
von Aufgaben, die als „Gemeinschaftsaufgaben“ [im 
GG] deklariert wurden. Bezüglich der Aufgaben im Arti- 
kel 91a heißt es dort beispielsweise: „Der Bund trägt in 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 die Hälfte der Ausgaben 
in jedem Land. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 trägt 
der Bund mindestens die Hälfte“ (Deutscher Bundestag 
2022). Gemeinschaftsaufgaben werden in der Politik 
vielfach und kontrovers diskutiert. So wird darin einer-
seits ein Element der „Stärkung des kooperativen Föde-
ralismus“, andererseits aber auch ein „intransparentes 
System der Mischfinanzierung“ gesehen (Gelinsky 2019). 

Die Aufgaben, die auf Deutschland im Zuge der 
Anpassung an den Klimawandel zukommen, sind weit-
reichend, komplex und kostenträchtig. Entsprechend 
der föderalen Verfassung Deutschlands fallen sie grund-
sätzlich in die Kompetenz der Länder und werden vor 
allem auf der kommunalen Ebene umgesetzt – wobei die 
Kommunen wiederum von entsprechenden Finanzmit-
teln und anderen Ressourcen, die ihnen im Wesentlichen 
durch die Länder zugewiesen werden müssen, abhängig 
sind (vgl. Abschnitte 3.3 und 3.4). Insbesondere durch  
die Rahmengesetzgebung des Bundes-KAnG sind dies-
bezüglich viele Aufgaben verbindlich festgeschrieben 
und neue Aufgaben hinzugekommen, ohne dass jedoch 
damit verbundene, etwa der finanziellen und personellen 
Ausstattung der untergeordneten Governance-Ebenen 
geregelt wären (vgl. Abschnitt 3.2.2). In diesem Zusam-
menhang haben zahlreiche umwelt-, gesundheits-, sozial-  
und kommunalpolitische Akteure gefordert, die Klimaan-
passung als eine weitere Gemeinschaftsaufgabe „von  
übergeordneter und überregionaler Bedeutung“ grund-
gesetzlich zu verankern (DGB 2023b; Bundestag 2023c; 
DST 2023; DStGB/DLT 2023; Klima-Allianz 2023; Klima-
Bündnis 2023; KLUG et al. 2023).
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passung mithilfe kleinräumlicher sozialstruktureller und 
meteorologischer Daten gezielter bearbeiten (z. B. Berlin 
mit dem Umwelt(gerechtigkeits)atlas und Bayern mit GE-
NESISonline). Auf der lokalen Ebene ist insbesondere das 
Green-Resilience-Paradox von Bedeutung; darunter wird 
das Risiko verstanden, dass ohnehin marginalisierte sozia-
le Gruppen durch Klimaanpassungsmaßnahmen zusätzlich 
marginalisiert werden (z. B. indem nach einer Begrünung 
von Stadtvierteln, welche Hitzebelastungen reduzieren soll, 
dort die Mieten steigen, sodass sozial benachteiligte Be-
wohner:innen aus ihren angestammten Wohnungen ver-
drängt werden und in andere, womöglich noch stärker hit-
zebelastete Quartiere umziehen müssen). Eine (frühzeiti-
ge) Einbeziehung und Beteiligung der lokalen Bevölkerung 
und der vor Ort tätigen Aktiven wird als ein Mittel gese-
hen, derartigen Problemen zu begegnen und mögliche Kon- 
flikte zu lösen. 

In der bisherigen Anpassungspraxis dominieren plane-
rische Ansätze, Klimagerechtigkeit sowie soziale Aspekte 
finden bisher eher wenig Berücksichtigung (Vetter et al. 
2017; Remling 2019, 2023; Bruns/Fünfgeld 2021; Bohnen-
berger 2022; Bolte et al. 2023; Teebken i. E.). Mit Blick auf 
konkrete Instrumente bleiben „sozialstrukturelle Aspekte 
oder nicht marktbasierte Instrumente und Gestaltungsop-
tionen […] ein Nischenthema“ (Bohnenberger 2022: 8). 
Um aber die Wirkung von Klimaanpassungskonzepten un-
ter sozialen Aspekten bewerten zu können, sind nicht nur 
technische und wirtschaftliche Folgen (wie z. B. Wohl-
fahrtsgewinne bzw. -verluste) zu betrachten, sondern auch –  
oft schwerer messbare – Größen wie Zugang zu Grundver-
sorgung, Infrastrukturen und Ökosystemdienstleistungen 
sowie Teilhabe, Zeitsouveränität, soziale Absicherung und 
Lebensqualität (Witt 2021; Bohnenberger 2022). Ebenso 
werden mögliche vorteilhafte oder nachteilige Nebeneffek-
te von Klimaanpassung auf soziale Verhältnisse (sogenann-
te Co-Benefits bzw. Maladaptation) kaum in den Blick ge-
nommen, sodass – zumindest unter einer sozialpolitischen 
Perspektive – oft suboptimale Maßnahmen vorgeschlagen 
werden (Karlsson et al. 2020). 
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Sowohl in Analysen zum Klimawandel als auch in Gover-
nance-Dokumenten werden Folgen und Risiken des Klima-
wandels in Deutschland in der Regel handlungsfeldspezi-
fisch, das heißt mit Blick auf einzelne Politiksektoren dar-
gestellt und politisch dementsprechend bearbeitet. Klima-
wandelfolgen- und Verwundbarkeitsabschätzungen für 
einzelne Bevölkerungsgruppen werden dabei meist – wenn 
überhaupt – nur implizit adressiert (z. B. bezüglich der in 
einem Handlungsfeld tätigen Berufsgruppen).53 Insofern 
wird die Frage, welche sozialen und politischen Faktoren 
(die jenseits des Klimawandels liegen) Vulnerabilität be-
dingen, oftmals nicht adressiert. Selbst wenn Sensitivität, 
Exposition und Anpassungskapazität (siehe Abschnitt 4.1) 
einzelner Gruppen beschrieben werden, so wird selten ge-
fragt, welche tieferliegenden, strukturellen Ursachen (Root 
Causes of Vulnerability – z. B. Verteilung von sozialen und 
ökonomischen Ressourcen, Zugang zu Macht und Infra-
strukturen, Entscheidungsprozesse) erst dazu führen, dass 
eine Person mehr oder weniger verwundbar durch Klima-
wandelfolgen ist.54

Gleichzeitig gewinnt das Zusammenwirken von Klima-
wandelfolgen mit gesellschaftlichen Megatrends (wie z. B. 
Überalterung der Gesellschaft, Digitalisierung, Individua-
lisierung) und multiplen Krisen (wie z. B. steigender Ar-
mut, wachsender Ungleichheit, Covid-19-Pandemie, inter-
nationale Konflikte) an Bedeutung. Klimawandel wird in 
diesem Zusammenhang als Risikoverstärker in komplexen 
Systemen diskutiert (Scheffran 2017). Komplexe Wir-
kungsketten bedingen demnach die Vulnerabilität und die 
Wahrscheinlichkeit, in der Zukunft von Klimawandelfol-
gen betroffen zu sein, werden aber nur eingeschränkt in 
die aktuell verwendeten Modelle und Szenarien integriert. 
Durch die Überlappung und Verschneidung unterschied-
lichster Faktoren wächst jedoch der Bedarf nach integrati-
ven Ansätzen. Dies stellt die Klimaanpassungspolitik und 
-Governance in Deutschland wie auch global vor zusätzliche 
Herausforderungen. Zentrale wissenschaftliche Erkennt-
nisse zu diesen Themen und deren konzeptionelle Grund-
lagen sollen in diesem Kapitel erörtert werden.

53 In Deutschland erfährt die Auseinandersetzung mit den „sozialen 
Dimensionen von Klimawandelfolgen“, beispielsweise im Rahmen 
einzelner Forschungs- und Beratungsprojekte des BMUV und UBA 
zunehmende Aufmerksamkeit (Ressortforschungsplan des BMUV, FKZ 
3721 48 103 0). Dabei geht es darum, gruppenspezifische Anpassungs-
interventionen zu konzipieren, welche den Anpassungsbedürfnissen 
insbesondere sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen entsprechen 
und deren Anpassungskapazität stärken, sodass Belange der sozialen 
und Klimagerechtigkeit besser berücksichtigt werden.
54 Zu diesen Konzepten siehe auch das Glossar in Anhang 3.

4
SOZIOPOLITISCHE ASPEKTE VON  
KLIMAWANDEL UND -ANPASSUNG

Textbox 4

Kernursachen (Root Causes) sozialer 
Vulnerabilität

Viele Analysen, welche die gegenwärtig vorherrschende 
Klimaanpassungspraxis informieren, werden von An-
sätzen dominiert, welche die Vulnerabilität gegenüber 
Klimawandelfolgen durch Naturereignisse und -ge-
fahren sowie personenbasierte, individuelle Merkmale 
(Alter, Geschlecht, Einkommen, Gesundheitsstatus, 
Berufstätigkeit, ethnischer Hintergrund, aber auch all-
tägliche Routinen wie Care-Arbeit, Mobilitätsmuster 
etc.) erklären (wie umfassend im Abschnitt 2.2 und im 
Kapitel 3 dargestellt wurde). Hierfür werden Konzepte 
wie Sensitivität, Exposition und Adaptive Kapazität54 
genutzt, um für bestimmte gesellschaftliche Gruppen 
oder Individuen eine besondere, überdurchschnittliche 
Betroffenheit festzustellen. 

Diese Konzepte werden von einigen Forschenden 
dahingehend kritisiert, dass die strukturellen Ursachen 
für erhöhte Verletzlichkeiten unberücksichtigt blei-
ben. So würden beispielsweise soziale, politische und 
wirtschaftliche Verhältnisse, welche Marginalisierungs-
prozesse (re)produzieren, ausgeblendet und Anpassung 
an den Klimawandel allein als eine individuelle Aufgabe 
betrachtet (Ribot 2011, 2014). Tieferliegende soziopoli- 
tische, sozioökonomische und soziokulturelle Faktoren, 
die soziale Vulnerabilität erst hervorrufen und dazu 
führen, dass einzelne Menschen oder soziale Gruppen 
mehr als andere durch Klimawandelfolgen verwundbar 
sind, würden nicht untersucht. Eine ganzheitliche sozio-
politische Betrachtung müsse jedoch über Analysen,  
die allein biophysische Aspekte (z. B. Naturereignisse 
oder Naturgefahren) und personenbezogene, indivi- 
duelle Merkmale (z. B. Alter, Einkommen, Geschlecht) 
zur Erklärung von Verwundbarkeit heranziehen, hinaus-
gehen und Fragen nach der Verteilung von sozialen und 
ökonomischen Ressourcen, dem Zugang zu Macht, zu 
Versorgungs- und Infrastrukturen oder auch nach der 
Teilhabe an Entscheidungsprozessen stellen (Ribot 2014, 
2022; Teebken 2022, 2024). 

Insofern ist die jeweilige Perspektive im Rahmen von  
Vulnerabilitäts- und Risikoanalysen nicht zuletzt eine 
Grundlage, auf der Policy-Designs und die Auswahl von 
Politikinstrumenten (Policy-Mixes) aufbauen. Die Ein-
griffstiefe der Instrumente hängt maßgeblich mit dem 

>
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In der Forschung zu Verwundbarkeit durch und Anpas-
sung an den Klimawandel gibt es unterschiedliche Me- 
thoden, um die Betroffenheit einer Gesellschaft, einzelner 
Gruppen oder von Individuen zu ermitteln – diese resultie-
ren ihrerseits wiederum aus unterschiedlichen Perspekti-
ven und (wissenschaftlichen) Denkschulen. Im Folgenden 
sollen einige grundlegende Begriffe und Konzepte vorge-
stellt werden, die bei der Klimaanpassungspolitik und -for-
schung eine Rolle spielen – dabei wird auch auf Kritik und 
Diskussionen, die innerhalb der Klimaanpassungs-Com-
munity dazu geführt werden, eingegangen.

4.1  ANSÄTZE ZUR ERFASSUNG VON  
SOZIALER VULNERABILITÄT

Um (soziale) Vulnerabilitäten zu erfassen und messbar zu 
machen, werden verschiedene Formen von Vulnerabilitäts-
Assessments durchgeführt. Diese Assessments werden in 
der Klimaanpassungspraxis verwendet, um Vulnerabilitäten 
auf unterschiedlichen Politikebenen (global, national, re-
gional, lokal) zu verstehen und Anpassungspolitik zu be-
raten. Zu unterscheiden ist zunächst zwischen Ex-ante-As-
sessments, die – in der Regel mit quantitativen Daten – 
Faktoren erheben und zu Modellen verdichten, die soziale 
Verwundbarkeit aufzeigen sollen, und Ex-post-Assessments, 
die mit – in der Regel qualitativen Einzelfallstudien – zu 
ergründen versuchen, durch welche Faktoren, Prozesse und 
strukturelle Voraussetzungen soziale Vulnerabilität bei ei-
nem bestimmten klimawandelbedingten Ereignis eine Rolle 
gespielt haben. 

• Ex-ante-Vulnerabilitäts-Assessments erheben Daten, 
die – unter bestimmten Vorannahmen – Faktoren er-

fassen, die soziale Vulnerabilität bedingen. Hierfür wer- 
den verschiedenste Indikatoren eingesetzt, die zu Indi-
zes aggregiert und für Modellrechnungen benutzt werden. 
So sollen (in der Regel mit quantitativen Daten) Vor-
hersagen für die Vulnerabilität bestimmter Gruppen 
oder Regionen getroffen werden können. Ein einfluss-
reiches Beispiel ist der Social Vulnerability Index 
(SoVI; Cutter et al. 2003), der insbesondere in den USA 
wiederholt eingesetzt wurde. Derartige Indikatoren 
wurden stetig weiterentwickelt und an die Gegebenhei-
ten unterschiedlicher Regionen und Sektoren angepasst 
(Mah et al. 2023). Jedoch wird von Forschenden auf 
verschiedene Probleme bei derartigen Assessments hin-
gewiesen: Zum einen sei die Auswahl der zugrunde ge-
legten Indikatoren oft von subjektiven (Vor-)Annah-
men geprägt und die Indizes seien selten empirisch va-
lidiert worden (z. B. Rufat et al. 2019; Fekete/Rufat 
2023); zum anderen wird kritisiert, dass mittels der In-
dikatoren zwar faktische Gegebenheiten (z. B. Alter, 
Geschlecht, Bildungsniveau, Wohnort) erfasst, aber die 
Ursachen und das Verständnis ihres Zustandekommens 
(das heißt administrative und politische Prozesse,  
welche Vulnerabilität positiv bzw. negativ beeinflussen 
könnten) ausgeblendet blieben (Taylor 2014; Eriksen et 
al. 2015; Nightingale 2017; Teebken 2024). In dieser 
Hinsicht wird eine stärkere theoretische Fundierung 
der strukturellen und institutionellen Dimensionen von 
sozialer Vulnerabilität angemahnt (z. B. Li et al. 2023). 
Nicht zuletzt bei der Konzeption und Bewertung politi-
scher Klimaanpassungsstrategien sei es wichtig, sich 
über Limitationen der empirischen und theoretischen 
Grundlagen im Klaren zu sein (Brooks et al. 2005; Ri-
bot 2014).

• Ex-post-Vulnerabilitäts-Assessments versuchen, Betrof-
fenheiten im Einzelfall unter Berücksichtigung mög-
lichst vieler konkreter Einflussfaktoren und individuel-
ler Gegebenheiten nachzuzeichnen. Derartige Fallstu-
dien vermögen zwar (besser) systemische und struktu-
rell bedingte Zusammenhänge offenzulegen und die 
Komplexität des Zusammenwirkens unterschiedlicher 
Faktoren auf den verschiedensten Ebenen zu verstehen. 
Ihre Ergebnisse sind aber, eben weil es sich – metho-
disch zwangsläufig – um Einzelfallstudien handelt, nur 
schwer verallgemeinerbar (z. B. Steinführer/Kuhlicke 
2006; Großmann et al. 2012; Fekete und Sandholz 2021; 
Puntub et al. 2022). 

Die Zuschreibung sozialer Vulnerabilität und die gängi-
gen Methoden zur Ermittlung vulnerabler Gruppen gehen 
oftmals von gegebenen Machtpositionen aus, aus deren 
Sicht Vulnerabilität definiert wird. Sie resultieren deswegen 
mitunter in einer Stigmatisierung und/oder Entmachtung 
bestimmter Gruppen, denen aus einer Außenperspektive 
heraus Verletzlichkeit zugeschrieben und Anpassungsfähig- 
keit aberkannt wird (Teebken 2022, 2024). Vor diesem 
Hintergrund wird – anstelle von Top-down-Assessments 
mittels standardisierter Indikatoren – vermehrt für Bot-
tom-up-Ansätze bei der Ermittlung (sozialer) Vulnerabili-
täten argumentiert, die beispielweise auf Quartiers- oder 

jeweiligen Vulnerabilitätsverständnis zusammen, das 
den gewählten Anpassungspolitiken zugrunde liegt. 
Informatorische, verhaltensbasierte oder ökonomische 
Instrumente wie Hitzeinformationsbroschüren, bauliche 
Veränderungen oder Elementarschadensversicherungen 
können beispielsweise wenig an den Kernursachen von 
Vulnerabilität im Sinne einer Reproduktion gesellschaft-
licher Ungleichheit ändern. Instrumente dagegen, die 
auch Möglichkeiten gesellschaftlicher Umverteilung in 
Betracht ziehen (wie z. B. eine gerechtere Finanz- und 
Steuerpolitik durch eine progressivere Einkommens-, 
eine Vermögens- oder eine Erbschaftssteuer) sind daher 
auch im Kontext der Anpassung an den Klimawandel 
bedeutsam (Teebken 2024). Studien sozialer Stratifizie- 
rung und Umverteilungsinstrumente setzen zwar an 
den Kernursachen von Vulnerabilität an, werden aber 
bislang im Kontext der deutschen Anpassungspolitik 
noch kaum berücksichtigt.

>
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Nachbarschaftsebene durchgeführt werden und bei denen Be- 
troffene mit ihrer Eigensicht stärker zum Zuge kommen 
(EEA 2022a, 2022b). Gerade wenn Gesellschaften unter dem 
Einfluss des Klimawandels und vielfältiger anderweitig be-
reits bestehender Krisenfaktoren insgesamt vulnerabler 
werden (Otto et al. 2017; Thomas et al. 2018), gilt es, neben 
den nach wie vor berechtigten naturwissenschaftlichen 
Perspektiven auf die globale Erwärmung auch sozial-struk-
turellen und subjektiv-betroffenheitsbezogenen Sichtwei-
sen auf Vulnerabilität eine besondere Beachtung zu widmen.

4.2  UNTERSCHIEDLICHE PERSPEKTIVEN  
AUF SOZIALE VULNERABILITÄT

Soziale Vulnerabilität grenzt die Vulnerabilität von Indivi-
duen oder Bevölkerungsgruppen von der biophysischen 
Dimension natürlicher Gefahren ab (z. B. Cutter et al. 
2003; Cutter/Finch 2008). In der wissenschaftlichen For-
schung gibt es verschiedene Ansätze, um soziale Vulnera-
bilität zu ermitteln. In der derzeitigen Klimaanpassungs-
praxis wird vor allem auf Ansätze Bezug genommen, die 
individuelle und personenbezogene Merkmale fokussieren 
(z. B. Alter, Geschlecht, Gesundheitsstatus). Diese Ansätze 
lassen aber oftmals Faktoren unberücksichtigt, die nicht 
im Individuum begründet liegen – wie etwa sozialstruktu-
relle Dimensionen von Ungleichheit (finanziell, politisch, 
kulturell; Teebken 2024). So haben sich beispielsweise  
die Berichte des Weltklimarats in den vergangenen Jahren 
stärker in Richtung eines allumfassenderen Risikover-
ständnisses55 entwickelt (IPCC 2022, 2023). Hier steht das 
Potenzial, nachteilig von Klimafolgen betroffen zu sein im 
Vordergrund und wird stärker vorausschauend verstanden 
als herkömmliche Vulnerabilitäts-Assessments. Ansätze, 
die bei der Ermittlung sozialer Vulnerabilität explizit die 
gesellschaftlichen Kontextfaktoren, auf welche der Klima-
wandel trifft, in den Fokus rücken, werden auch als Assess-
ments „von unten“ verstanden (Dessai/Hulme 2004). Wie-
der andere Ansätze nehmen alltägliche Routinen wie bei-
spielsweise Mobilitäts- und Zeitverwendungsmuster in den 
Blick, die soziale Vulnerabilität bedingen (z. B. Großmann 
et al. 2012). 

Polit-ökonomische und polit-ökologische Ansätze wid-
men sich neben einer Analyse komplexer Natur-Mensch-
Beziehungen den institutionellen Kontextfaktoren und ad-
ressieren die Frage, inwiefern vorherrschende Macht- und 
Interessenkonstellationen Vulnerabilität (re)produzieren 
(z. B. Taylor 2014; Ribot 2014). So wird in der Forschung 
(durchaus kontrovers) diskutiert, dass Vulnerabilität kei-
neswegs ein weltanschaulich neutrales, unschuldiges Kon-
zept (Innocent Concept; Barnett 2020) ist, sondern es  
vielmehr immer auch um Fragen von sozioökonomischen 
Verteilungsprozessen, Zugang zu Macht und Entschei-
dungsfindung sowie soziopolitischer Identitäten geht. In-
sofern erscheinen viele der gängigen Klimaanpassungspo- 
litiken im Sinne eines breiten, ganzheitlichen Politikver-
ständnisses in bemerkenswerter Weise „entpolitisiert“ (Eri-

55 Siehe hierzu auch das Glossar (Anhang 3): Stichwort „Risiko“.

ksen et al. 2015; Liverman 2015; Glover/Granberg 2020), 
das heißt, sie fokussieren technische und sektorale Maß-
nahmen, lassen aber die tieferliegenden Ursachen von so-
zialer Vulnerabilität unberücksichtigt (siehe auch Textbox 4 
zu Kernursachen von Vulnerabilität). Entsprechend wird 
der Frage nach der Rolle von strukturellen und sozioökono- 
mischen Rahmenbedingungen für spezifische Verwund-
barkeiten – und somit auch nach der Verantwortung von 
Politik, diesen grundlegend und umfassend entgegenzu-
wirken – eher aus dem Weg gegangen. Demgegenüber wird 
unter polit-ökonomischen Perspektiven die Rolle von po- 
litischen Institutionen kritisiert und werden Herausforderun- 
gen in Bezug auf grundlegende Existenzbedingungen in 
den Vordergrund gestellt (Taylor 2014; Sovacool/Linnér 
2016). Hierzu zählen u. a.: 

• adäquate Gesundheitsvorsorge;
• gute und fair bezahlte Arbeit;
• bezahlbares gesundes Wohnen (in nicht umwelt- 

belasteten Bezirken);
• bezahlbares gesundes Essen. 

Intersektionale Vulnerabilitätsstudien setzen an den 
geschilderten Kritiken vereinfachter, „entpolitisierter“ und 
rein quantitativ orientierter Vulnerabilitätsverständnisse 
an. Vielmehr werden verschiedenartig ausgeprägte soziale 
Entwicklungen und unterschiedliche Marginalisierungs-
prozesse in den Blick genommen, bei denen sich Ungleich- 
heiten oftmals überlappen – diese werden unter dem 
Stichwort „Intersektionalität“ diskutiert (Amorim-Maia et 
al. 2020; Kuran et al. 2020; Chisty et al. 2021; Amorim-
Maia et al. 2022, 2023; Bolte et al. 2023). Dabei werden 
beispielsweise sozial-strukturell bedingte Faktoren (Ein-
kommen, Zugang zu Bildung, Zugang zu sozialen Netzwer-
ken, zu politischer Macht etc.), personenbezogene Merk-
male (z. B. Alter, Gesundheitszustand) und soziokulturell-
konstruierte Eigenschaften (wie z. B. Geschlecht, ethni-
sche Zugehörigkeit, Identität) im Zusammenhang und 
unter Einbeziehung von verschiedenen Wechselwirkungen 
zwischen diesen Faktoren untersucht. Es geht also um die 
Betrachtung miteinander verschränkter Marginalisierungs-
prozesse, also von Merkmalen und Kontexten, durch die 
Menschen durch unterschiedliche Dimensionen von Un-
gleichheit betroffen sein und dadurch diskriminiert werden 
können (Bolte et al. 2023). Die intersektionale Perspektive 
ergänzt somit die polit-ökonomische und nimmt das Zu-
sammenspiel verschiedener Ungleichheitsdimensionen in 
den Blick und widmet sich ungleichen Machtverhältnissen, 
die wiederum einen ungleichen Zugang zu sozialen und 
materiellen Ressourcen bedingen. 

Bei der Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen 
sind also Klimagerechtigkeitskonzepte erforderlich, welche 
polit-ökonomische und intersektionale Perspektiven ein-
beziehen. In der urbanen Klimaanpassungsplanung – hier 
am realen Beispiel Barcelonas dargestellt – sollen dem- 
entsprechend fünf Komponenten berücksichtigt werden 
(Amorim-Maia et al. 2022):
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1. Historische und ökonomische Verstärker von ethnischer 
und geschlechtsbasierter Ungleichheit

2. Treiber von Vulnerabilität, die Klimaauswirkungen und 
soziale Krisen verschärfen (wie etwa neoliberal gepräg-
te Stadtentwicklungskonzepte oder Covid-19)

3. Eine Ethik und Politik des „Kümmerns“ (Politics of 
Care)

4. Anbindung planerischer Ansätze an lokale Gemein-
schaften und Nachbarschaftsbeziehungen

5. Identifizierung, Anerkennung und Förderung zivilge-
sellschaftlicher Aktivitäten, um die lokale Selbstbefähi-
gung zu unterstützen

Eine Studie kommt allerdings am Beispiel des deutschen 
Gesundheitsbereichs zu dem Schluss, dass derartige polit-
ökonomische und intersektionale Perspektiven auf Klima-
gerechtigkeit derzeit noch unzureichend berücksichtigt 
werden (Bolte et al. 2023). Es wird deutlich, dass die An-
forderungen an das Politikfeld Klimaanpassung weit über 
herkömmliche umweltpolitische Aufgaben hinausgehen 
und dabei Fragen von sozialer (Un)gleichheit, Teilhabe, 
Verteilungs- und Verfahrensgerechtigkeit gezielt und ex-
plizit zu adressieren sind.

4.3  BEISPIELHAFTE VERTIEFUNGEN

Die bisherigen Erörterungen haben gezeigt, dass auf stan-
dardisierten Indikatoren beruhende und oft von Außenste-
henden vorgenommene Zuschreibungen „vulnerabler Be-
völkerungsgruppen“ den Kernursachen von Vulnerabilität 
und ihren lebensweltlichen Kontexten nur begrenzt gerecht 
werden. So kann beispielsweise eine von sozialen Margi- 
nalisierungsprozessen betroffene Person sowohl in einem 
besonders hitzebelasteten Wohngebiet leben als auch einer 
in besonderem Maße hitzeexponierter Berufstätigkeit 
nachgehen. Zugleich können diese Personen auch zentrale 
Akteure sein, die beispielsweise über ein spezifisches Er-
fahrungswissen verfügen oder auch aus ihrer Situation und 
Sichtweise heraus wichtige Anpassungsbedarfe artikulie-
ren. In den folgenden zwei Abschnitten sollen daher zwei 
sozialpolitisch relevante Themen beispielhaft vertieft wer-
den: Arbeit und Wohnen. Beide Themen repräsentieren 
dabei Alltagssphären, die einerseits von verschiedenen po-
litischen Handlungsfeldern berührt werden, andererseits 
aber als lebensweltliche Zusammenhänge zu begreifen sind, 
denen nur durch eine ganzheitliche, handlungsfeldüber-
greifende Perspektive gerecht zu werden ist. Gleichzeitig 
wird in beiden Bereichen eine Überlagerung von sozialstruk- 
turellen, interessengeleiteten und machtpolitischen Fakto-
ren deutlich. 

4.3.1  ARBEIT 

Arbeit ist eine elementare Quelle der menschlichen Exis-
tenzsicherung. Außerdem ist es ein Alltagsbereich, in dem 
viele Menschen viel Zeit ihres Lebens verbringen. Im Sinne 
der Klimaanpassungs-Governance sind zahlreiche politi-
sche Handlungsfelder betroffen – u. a. Wirtschaft (Indus-

trie und Gewerbe), Energie- und Verkehrsinfrastrukturen, 
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, Raumplanung sowie –  
nicht zuletzt – menschliche Gesundheit. Die Bearbeitung 
von Klimaanpassung mit Blick auf die Erfordernisse der Ar- 
beit ist somit eine typische Querschnittsaufgabe. Eine be-
sondere Bedeutung kommt dabei einem klimawandelange-
passten Arbeitsschutz für Beschäftigte zu (Dasgupta/ 
Robinson 2023).

Politisch betrachtet wird Klimaanpassung mit Bezug 
auf Arbeit vor allem unter einer ökonomischen, das heißt 
unter der Produktivitätsperspektive. Steigende Temperatu-
ren am Arbeitsplatz können die Arbeitsproduktivität sen-
ken (Dasgupta/Robinson 2023). Gleichzeitig können Hit-
zeperioden die Gesundheit allgemein und die Gesundheit 
am Arbeitsplatz (z. B. Dehydrierung, Erschöpfung, im Ex-
tremfall: Hitzschlag) im Besonderen negativ beeinflussen, 
was wiederum zu vermehrten Fehlzeiten (verminderter 
Arbeitskapazität) führen kann. Hinzu kommt eine erhöhte 
Fehler- und Unfallanfälligkeit als Resultat abnehmender 
Konzentration (UBA 2019). Schätzungen zufolge resul-
tiert die Produktivitätsminderung allein in Deutschland in 
wirtschaftlichen Einbußen von rund 540 Millionen bis  
2,4 Milliarden Euro. Es kann aber aufgrund veränderter Tem- 
peraturen auch zu Produktivitätszuwächsen kommen,  
z. B. infolge einer Verlängerung von Arbeit im Freien, wie 
etwa in der Baubranche (UBA 2019).

Unterschieden werden Innenraumarbeitsplätze und Ar-
beiten im Freien. Dabei können unterschiedliche Risiko-
gruppen identifiziert werden. Besondere Risikogruppen 
sind neben Beschäftigten im Außenbereich auch Schwange-
re, Menschen mit Vorerkrankungen oder Behinderungen 
und ältere Personen. „Darüber hinaus scheinen männlich 
gelesene Personen mittleren Alters, die körperlich anstren-
gende Tätigkeiten vornehmlich im Freien verrichten, eine 
besondere Risikogruppe darzustellen“ (Bühn/Voss 2023: 
11). Eine weitere Risikogruppe sind Saisonarbeiter:innen 
(Luig et al. 2023) und/oder Menschen in prekären Beschäf-
tigungsverhältnissen (Bühn/Voss 2023). Allgemein gelten 
Arbeitende in den unteren Einkommensklassen, mit körper- 
lich schwerer Arbeit befasste, gering qualifizierte im ver-
arbeitenden Gewerbe und in der Landwirtschaft tätige als 
besonders vulnerabel. Eine besondere, im Zuge vermehrter 
Homeoffice-Tätigkeiten an Bedeutung zunehmende, aber 
bislang noch wenig erforschte Problematik ist der Zusam-
menhang zwischen Heimarbeit und Hitze (Bachelet et al. 
2021). Mit Bezug auf den Gesundheitssektor wird ange-
sichts neuer oder zunehmender Aufgaben durch den Kli-
mawandel vor einer Überlastung der (ohnehin oft schon 
bis an die Grenze der Belastbarkeit beanspruchten) Beschäf- 
tigten in diesem Bereich gewarnt (Lehmann et al. 2023). 

Weniger beachtet werden sogenannte versteckte Arbei-
ten der Klimawandelanpassung und des Katastrophen-
schutzes (Johnson et al. 2023). Darunter fallen alltägliche 
produktive und reproduktive Arbeiten, um die bereits  
eingetretenen oder erwarteten Auswirkungen des Klima-
wandels zu bewältigen, wie beispielsweise die Reparatur 
von Umgebungen, Infrastrukturen oder Produktionssyste-
men. Aus der Klimagerechtigkeitsperspektive wird kriti-
siert, dass ein Großteil dieser Arbeiten unbezahlt, unterbe-
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zahlt oder unentgeltlich ist. So würde Anpassungsarbeit 
bisher nicht als Arbeit anerkannt, sondern als „Beitrag“ 
oder „Beteiligung“ betrachtet – und entsprechend auch nicht 
vergütet (Johnson et al. 2023). Diese Debatte um unsicht-
bare Anpassungsarbeiten knüpft an Diskussionen um über- 
lastete Ehrenämter an, welche durch den Klimawandel ver-
stärkt in Anspruch genommen werden, z. B. durch eine 
steigende Zahl von Einsätzen von Notärzt:innen und Feu-
erwehren, erhöhte Einsatzbereitschaft bei Rettungsdiens-
ten und insgesamt mehr benötigte Ressourcen (DRK 2023). 
Gleichzeitig werden die ehrenamtlich Tätigen als „Rück-
grat“ des deutschen Zivil- und Katastrophenschutzes be-
trachtet (Geier 2017).56 Auch hier spielt eine Sensibilisierung 
für vulnerable Bevölkerungsgruppen eine Rolle – und dies 
nicht nur im Sinne besonderer Betroffenheiten, die es bei 
Einsätzen zu bedenken gilt, sondern auch im Sinne von In- 
klusion vulnerabler Gruppen in ehrenamtliche Tätigkeiten. 
So wird beispielsweise darauf verwiesen, dass Menschen 
mit Behinderung aufgrund ihrer spezifischen Erfahrungen 
neue Perspektiven und Fähigkeiten einbringen können 
(BBK 2023). 

Anpassungsoptionen, die im Zusammenhang von Ar-
beit und Klimawandel diskutiert werden, betreffen zu- 
vörderst Maßnahmen, die das thermische Wohlbefinden 
am Arbeitsplatz erhöhen (z. B. Klimaanlagen, die sich aller-
ding nicht in allen Arbeitsbereichen, insbesondere nicht 
bei den besonders hitzebelasteten Tätigkeiten, die im Frei-
en ausgeübt werden, umsetzen lassen). Für die Landwirt-
schaft werden Maßnahmen wie beschattete Arbeitsplätze, 
Bereitstellen von Trinkwasser, Kopfbedeckungen, Sonnen-
cremes etc. diskutiert (Luig et al. 2023). Der besonderen 
Betroffenheit von Saisonarbeiter:innen widmet sich eine 
aktuelle Studie, die derzeit vom Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) erstellt wird.57

Auf Bundes- und Landesebene wird die Anpassung an 
Klimawandelfolgen inzwischen u. a. im Arbeitsschutzge-
setz, Arbeitszeitgesetz und in Arbeitsstättenverordnungen 
behandelt. Letztere formulieren „verschiedene Vorgaben, 
um die Gesundheit und damit auch die Leistungsfähigkeit 
der Beschäftigten in Gebäuden auch bei hohen Außenluft-
temperaturen von über 26 Grad Celsius zu erhalten“ (UBA 
2019). Dabei müssen bei einem Überschreiten der Raum-
temperaturen von 26 bzw. 30 Grad Celsius Maßnahmen er- 
griffen werden. „Arbeitgeber:innen können z. B. dafür 
sorgen, dass geeignete Sonnenschutzvorrichtungen instal-
liert und effektiv eingesetzt, die Räumlichkeiten in den 
frühen Morgenstunden ausreichend gelüftet, innere Wär-
melasten reduziert, Arbeitszeiten verschoben und Erfri-
schungsgetränke bereitgestellt werden. Auch kann es sinn-
voll sein, bestehende Bekleidungsordnungen zu lockern“ 
(UBA 2019).

Insgesamt ist zu konstatieren, dass der Nexus Arbeit 
und Klimawandel hierzulande noch wenig systematisch 
erforscht ist. Auch in der Anpassungs-Governance wird er –  
zumindest nach Ansicht der Gewerkschaften (vgl. Abschnitt 

56 Aktuell sind in Deutschland über 1,7 Millionen Ehrenamtliche im Katastrophen- und Bevölkerungsschutz tätig (BBK 2023).
57 Erste Informationen hierzu sind verfügbar unter: https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2020/20201222-interview-emn-stu-
die-saisonarbeitskraefte.html?nn=845080 (1.3.2024).

3.2.2) – noch nicht angemessen berücksichtigt. Auch fehlen 
bislang noch Untersuchungen zur Umsetzung und Wirk-
samkeit gesetzlicher Richtlinien bezüglich eines klimawan-
delangepassten Arbeitsschutzes. Ebenso werden Zusam-
menhänge zwischen Klimagerechtigkeit und Arbeit noch 
wenig bearbeitet. Eine Vorreiterrolle nimmt diesbezüglich 
die International Labour Organization (Internationale  
Arbeitsorganisation – ILO) ein, die Vorlagen zur Umset-
zung menschenwürdiger Arbeit im Klimawandel und  
globale Arbeitsschutzstrategien entworfen hat (z. B. ILO 
2020).

4.3.2 WOHNEN 

Auch im Bereich Wohnen wird der Charakter von Klima-
anpassung als Querschnittsaufgabe deutlich. Ebenso wie 
Arbeit gehört Wohnen zu den elementaren Bedürfnissen 
der menschlichen Existenz. Der Klimawandel wirkt dabei 
sowohl unmittelbar auf die Wohnverhältnisse (z. B. durch 
Hitzebelastung oder Überflutungsrisiken) als auch mittel-
bar auf die Bedingungen, unter denen guter und bezahlbarer 
Wohnraum verfügbar sein wird (Veränderungen bezüglich 
guter und weniger guter Wohnlagen, entsprechende Preis-
entwicklungen etc.). So manifestieren sich viele Ungleich-
heitsthemen und soziopolitische Aspekte von klimawandel- 
bedingter Vulnerabilität am Thema Wohnen, das insbeson-
dere auf kommunaler Ebene relevant ist (siehe auch Ab-
schnitt 3.4.3). Mit Blick auf die politischen Handlungsfel-
der der Klimaanpassung (vgl. Abschnitt 2.2, Textbox 1) 
sind beim Wohnen u. a. betroffen: Gebäude, Energie- und 
Verkehrsinfrastruktur, Raumplanung, Stadt- und Sied-
lungsentwicklung sowie Bevölkerungs- und Katastrophen-
schutz. 

Empirisch gut erforscht sind in Deutschland u. a. die 
Zusammenhänge zwischen unterschiedlichen Wohnsitua-
tionen und Hitzebelastung durch zahlreiche Fallstudien in 
größeren und mittleren Städten (z. B. Großmann et al. 
2012; Sandholz et al. 2017; Jobst 2020; Mittermüller 2020; 
Laranjeira et al. 2021; Looks et al. 2021; Sandholz et al. 
2021; Westermann et al. 2021; Zorn et al. 2021). Weil sie 
konkrete Gegebenheiten in ihren spezifischen Zusammen-
hängen detailliert untersuchen, erlauben sie, das Zusam-
menspiel unterschiedlicher – klimatischer wie sozialer, 
ökonomischer und kultureller – Faktoren zu verstehen. Sie 
kommen zu differenzierteren, mitunter aber auch wider-
sprüchlichen Ergebnissen. Primär zeigt sich – nicht über-
raschend –, dass konkrete kleinräumliche Gegebenheiten 
wie Haus-, Wohnungs- und Siedlungstypen einen großen 
Einfluss darauf haben, inwieweit Menschen bei Hitzewel-
len besonders belastet oder sogar gefährdet sind. Gleich-
zeitig ergeben sich verschiedenste Wechselwirkungen mit 
sozialen Merkmalen, weil beispielsweise Einkommen, aber 
auch Lebensstile oder Migrationshintergründe das Woh-
nen in bestimmten Gebieten bedingen. Ein besonderes Ri-
siko besteht bei Personen, die in Einrichtungen leben oder 

32 SOZIALE FRAGE KLIMAWANDEL JULI 2024 FES diskurs

https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2020/20201222-interview-emn-studie-saisonarbeitskraefte.
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2020/20201222-interview-emn-studie-saisonarbeitskraefte.


sich dort längere Zeit aufhalten, die bei Hitze wenig Aus-
weichmöglichkeiten bieten, so z. B. in Pflegeheimen, Kran- 
kenhäusern, Schulen und Kitas, aber auch in Gefängnissen 
und Geflüchtetenunterkünften (Großmann et al. 2012). 
Außerdem sind Obdachlose besonderen Hitzerisiken aus-
gesetzt (Kidd et al. 2021; KARUNA e.V. 2023). Insgesamt 
lässt sich festhalten, dass Stadtbewohner:innen weit eher 
extremer Hitze ausgesetzt sind als auf dem Lande lebende 
Personen. Darüber hinaus aber lassen sich in den vorlie-
genden empirischen Fallstudien keine sozialen Gruppen 
erkennen, die allgemein überdurchschnittlichen Hitzerisiken 
ausgesetzt sind. Vielmehr ist es jeweils ein komplexes Zu-
sammenwirken mehrerer Faktoren und spezifischer Kon-
texte, aus denen sich eine erhöhte Vulnerabilität durch Hitze 
ergibt. Letztlich können alle urbanen Gruppen von Hitze-
stress betroffen sein, wenn auch in unterschiedlichem Aus-
maß und aus unterschiedlichen Gründen (Puntub et al. 
2022). 

Einzelne Fallstudien bringen darüber hinaus überra-
schende Erkenntnisse: So kommt eine Haushaltsbefragung 
in Bonn zu dem Ergebnis, dass jüngere Menschen wie z. B. 
Studierende und qualifizierte Berufsanfänger:innen 
(Young Professionals) einer vergleichsweise hohen Hitze-
belastung ausgesetzt sind (Sandholz et al. 2021). Dagegen 
wiesen traditionell als besonders vulnerabel betrachtete 
Bevölkerungsgruppen wie etwa Senior:innen eine geringe-
re Exposition auf. Faktoren, die zu einer höheren Exposi-
tion in Zusammenhang mit der Wohnumgebung führten, 
seien 1) das Leben in einer Dachgeschosswohnung, 2) in 
Gebieten ohne Grünflächen und andere Kühlmöglichkei-
ten und 3) die häufige Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
(Sandholz et al. 2021). Hinzu komme eine geringe Risiko-
wahrnehmung und Anpassungsneigung der Jüngeren, sodass 
diese trotz eines allgemein guten Gesundheitszustands  
bei Hitzewellen dennoch einer hohen Belastung ausgesetzt 
seien. Die Studie verweist auf blinde Flecken in der Art 
und Weise, wie urbane Hitzerisiken gemeinhin betrachtet 
werden, und zeigt auf, dass insbesondere jüngere Men-
schen in der Stadtpolitik bisher wenig Berücksichtigung 
finden. 

Empirisch ebenfalls gut untersucht sind die Risiken von 
durch Starkregen bedingten Überflutungen (z. B. Steinfüh-
rer/Kuhlicke 2006; Fekete 2009; Rufat et al. 2015; Tapia et  
al. 2017; Bubeck/Thieken 2018; Rufat et al. 2020; Fekete/
Sandholz 2021; Berghäuser et al. 2021; Schulzki-Haddouti 
2022; Trenczek et al. 2022; Vorogushyn et al. 2022; Fekete/
Rufat 2023; Birkmann et al. 2021). Ein zentrales soziales 
Merkmal für die Vulnerabilität gegenüber Überflutungen 
sind die Wohneigentumsverhältnisse: Wohnungs- und 
Hauseigentümer:innen treffen signifikant mehr bauliche 
Präventionsmaßnahmen und schließen mehr Versicherun-
gen ab, um sich und ihr Eigentum vor Hochwasser zu 
schützen als Mieter:innen (Rufat et al. 2015). Während ei-
nes Hochwasserereignisses hingegen erscheinen beide 
Gruppen gleichermaßen vulnerabel; hier ist vor allem die 

58 Besonders fatal erwies sich dies während des Ahr-Hochwassers von 2021, bei dem zwölf Bewohner:innen eines Wohnheims für 
körperlich Behinderte starben, weil sie nicht rechtzeitig evakuiert werden konnten (Fekete/Sandholz 2021).
59 Zum Zusammenhang von Wohnen und Maladaptation/dem „Green-Resilience-Paradox“ siehe Textbox 2.

Lage der Wohnung entscheidend (Fekete 2009). In der 
Wiederaufbauphase wiederum sind Wohnungseigentü-
mer:innen vulnerabler, da ihr Eigentum stärker betroffen 
ist. Allgemein wird Einkommen als ein zentraler Faktor  
gesehen, der Präventionsmaßnahmen begünstigt (Berghäu-
ser et al. 2021). Ein ganz besonders hohes Risiko bei Über-
flutungen tragen psychisch oder physisch eingeschränkte 
sowie pflegebedürftige Personen, da sie ohne fremde Hilfe 
oft ihren Aufenthaltsort nicht verlassen können (Fekete/
Sandholz 2021).58 Einen mittelbaren Einfluss habe außerdem 
das Funktionieren von Verkehrs- und anderen kritischen 
Infrastrukturen (Fekete/Sandholz 2021). Nicht zuletzt könn- 
ten Hochwasser- und Überflutungsereignisse langfristig 
nachwirkende Auswirkungen auf das psychische Wohlbe-
finden haben (Bubeck/Thieken 2018; Steinführer/Kuhlicke 
2006).

Mit Bezug auf die Anpassungspraxis wird im Kontext 
Wohnen die Notwendigkeit eines klimaangepassten Woh-
nens in einem klimafitten Gebäudebestand diskutiert 
(Sandholz et al. 2021). Dementsprechend sind die meisten 
Handlungsempfehlungen in diesem Zusammenhang eher 
technischer und baulicher Natur. Fragen des Zugangs zu 
gutem und bezahlbarem Wohnraum und eine Analyse der 
soziopolitischen Faktoren, die sich auf den Wohnungs-
markt auswirken und insofern tieferliegende Ursachen von 
Vulnerabilität bestimmter Bevölkerungsgruppen sind, blei-
ben meist unbeleuchtet.59 Dabei leben gerade einkom-
mensschwache Menschen häufig in schlechteren Wohnver-
hältnissen und haben weniger Möglichkeiten, auf diese 
einzuwirken. Insofern rückt eine sozial gerechte Stadtent-
wicklung auch im Zusammenhang mit Klimaanpassung 
stärker in den Vordergrund (Rüdiger 2018; Merk 2023). 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass der Zugang zu be-
zahlbarem Wohnraum in den Klimaanpassungsdiskursen 
einen wachsenden Stellenwert erhält. Gleichzeitig sind die 
Ursachen, die diesbezüglich einen Mangel erzeugen bzw. 
das Wohnen in klimaangepassten Gebäuden und Quartie-
ren erschweren, noch selten Gegenstand wissenschaftlicher 
Studien (ein Beispiel ist die Studie von Taylor/Aalbers 
2022). Insbesondere Besitzverhältnisse und damit zusam-
menhängende Anpassungsmöglichkeiten an den Klima-
wandel sowie die diese bedingenden Strukturen bleiben 
unterbelichtet. Desgleichen sind die Ursachen und Folgen 
zunehmender Obdachlosigkeit in Klimaanpassungsdiskur-
sen bislang noch wenig präsent. 

4.4  RESÜMEE: SOZIOPOLITISCHE ASPEKTE

Während im offiziellen Auftrag erstellte Analysen zum Kli-
mawandel (zuletzt Monitoringbericht: UBA 2023b sowie 
Klimawandel- und Risikoanalyse: u. a. Kahlenborn et al. 
2021c) und politstrategische Klimaanpassungsmaßnah-
men auf Bundesebene (insbesondere das KAnG: Bundes-
gesetzblatt 2023) die Aufgaben vorwiegend sektorspezi-
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fisch und Lösungen überwiegend technisch-ökonomisch 
betrachten, widmen sich unterschiedlichste wissenschaft-
liche Untersuchungen verstärkt Fragen von sozialer und 
Umweltgerechtigkeit, die mit dem Klimawandel verbunden 
sind. Dies impliziert, auch tieferliegende, sozialstrukturelle 
Ursachen von Verwundbarkeit in den Blick zu nehmen 
und die Verteilungswirkung von Anpassungsmaßnahmen 
oder prozedurale Aspekte wie ungleicher Zugang zur Macht 
und Entscheidungsfindung zu thematisieren. Gleichzeitig 
werden das komplexe Zusammenwirken und die Überlage-
rung unterschiedlicher Faktoren (Intersektionalität) und  
die Interaktion des Klimawandels mit anderen Megatrends 
(Alterung der Gesellschaft, Digitalisierung, multiple öko-
nomische und internationale Krisen etc.) diskutiert. Dabei 
zeigt sich, dass integrativen Ansätzen eine große Bedeu-
tung zukommt, die neben den physisch-klimatischen und 
räumlich-natürlichen Faktoren auch konkrete lebenswelt-
liche Kontexte sowie alltägliche Routinen und Praktiken der 
Menschen in einer ganzheitlichen Betrachtung einbeziehen. 

Bei der Erfassung von (sozialer) Vulnerabilität zeichnet 
sich ein Paradigmenwechsel ab: Frühe Ansätze von Vulne-
rabilitäts-Assessments waren bestimmt durch eine Top-
down-Perspektive, in der globale Klimamodelle auf die re-
gionale und lokale Ebene projiziert wurden und die Erfas-
sung biophysischer Aspekte im Mittelpunkt stand (Füssel/
Klein 2006). Neuere Assessments dagegen nehmen inzwi-
schen stärker die Gesellschaft und einzelne soziale Gruppen 
in den Blick (Mah et al. 2023). Diese Ansätze fokussieren 
soziale Vulnerabilität – wobei sie Vulnerabilität als einen 
sozialen Zustand verstehen, für dessen Erklärung auch nicht- 
klimatische Faktoren, das heißt die jeweiligen gesellschaft-
lichen Bedingungen, die Vulnerabilität erst bedingen, zu 
erfassen sind (Dessai/Hulme 2004). Derartige Assessments 
thematisieren den Zusammenhang zwischen Klimawandel 
und -anpassung einerseits und sozialen Gerechtigkeits- 
und Verteilungsfragen andererseits. Damit verweisen sie 
auch auf die Verantwortung der Klimaanpassungs-Gover-
nance, neben den klimawandelbedingten auch die sozialen 
Risikofaktoren zu reduzieren, und auf die Gefahr, dass  
einseitig konzipierte Anpassungsmaßnahmen bestehende 
Marginalisierungen reproduzieren oder sogar zusätzliche 
soziale Marginalisierungsprozesse induzieren können (Breil 
et al. 2018; EEA 2018). 

Am Beispiel Arbeit ergibt sich, dass angesichts von Kli-
mawandelfolgen bislang vorwiegend ökonomische Aspekte 
wie Arbeitsproduktivität und Fehlzeiten betrachtet werden, 
während die Arbeitsbedingungen selbst und Fragen nach 
menschenwürdiger Arbeit weniger Aufmerksamkeit finden. 
Im Bereich Wohnen werden vor allem gebäudebezogene 
und städtebauliche Maßnahmen ins Visier genommen, wäh- 
rend sozial bedingte Wohnsituationen und der Mangel  
an bezahlbaren, gesunden Wohnungen im Hintergrund blei- 
ben. Dabei zeigen diese beiden vertieft betrachteten Berei-
che beispielhaft, dass Vulnerabilitäten durch die Folgen des 
Klimawandels aus tieferliegenden und in breitere Kontexte 
einzuordnenden sozialen und politischen Verhältnissen 
entstehen. Bei Hitzebelastungen wird dies unmittelbar augen- 
scheinlich: Sowohl Arbeiten als auch Wohnen findet in 
Räumen statt, die historischen, sozialen, politischen und 

kulturellen Gestaltungen entsprungen sind. Dabei unter-
liegt Arbeiten und Wohnen sozialen Bedingungen und 
Machtverhältnissen, durch die einige Gruppen mehr und 
andere weniger Hitzebelastung ausgesetzt sind bzw. einige 
diesen leichter und andere schwerer aus dem Weg gehen 
können. Bei durch Starkregen verursachten Überflutungen 
ist dies zunächst weniger offensichtlich: Zu sehr steht in 
der unmittelbaren („naiven“) Wahrnehmung ein Extrem-
wetterereignis, eine „Naturkatastrophe“ im Vordergrund. Wie 
aber Untersuchungen zeigen – und das „Jahrhundert-
Hochwasser“ im Ahrtal ist hierfür ein aussagestarkes Bei- 
spiel (siehe Kapitel 1: Einleitung) –, sind es auch hier men-
schengemachte Dinge wie Gebäude, Siedlungsstrukturen, 
Naturnutzung etc., welche natürliche Vorkommnisse erst 
zu einer Katastrophe werden lassen. Eine effiziente und 
nachhaltige Klimaanpassung erfordert daher ganzheitliche 
und transformative Konzepte, welche die Wechselwirkun-
gen des Klimawandels mit den gesellschaftlichen Bedingun- 
gen in die Entwicklung von Strategien und Maßnahmen 
integriert. 
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Zunehmende Extremwetterereignisse, aber auch insgesamt 
(allmählich) ansteigende Durchschnittstemperaturen machen 
deutlich, dass der Klimawandel bereits jetzt und zukünftig  
in noch stärkerem Ausmaß die Bedingungen verändert, un-
ter denen wir als Gesellschaft leben und produzieren. Das 
„Jahrhundert-Hochwasser“ im Ahrtal hat gezeigt, welch 
katastrophale Auswirkungen daraus resultieren können.  
Es hat aber auch deutlich gemacht, dass die Konsequenzen 
des Klimawandels nicht losgelöst von sozialen, ökonomi-
schen, politischen und kulturellen Faktoren betrachtet wer- 
den können. Erst in der Analyse des Zusammenspiels von 
natürlichen Ereignissen und menschengemachten Verhält-
nissen können die Folgen des Klimawandels verstanden 
und dementsprechend adäquate Strategien zu seiner Bewäl- 
tigung konzipiert werden. 

Aktuelle Daten und darauf beruhende Projektionen zei-
gen zudem, dass der Klimawandel schneller voranschreitet, 
als in früheren Studien angenommen wurde, und dass 
Deutschland davon stärker als der weltweite Durchschnitt 
betroffen ist. Neben ambitionierten Maßnahmen zur Mil-
derung der globalen Erwärmung werden daher auch Strate- 
gien zur Anpassung an die bereits eingetretenen und in 
Zukunft noch verstärkt auftretenden Folgen des Klima-
wandels unumgänglich. Durch diese Herausforderung ist 
ein neues Politikfeld entstanden. Die „Deutsche Anpas-
sungsstrategie an den Klimawandel“ formulierte 2008 erst-
mals explizit diesbezügliche zentrale Aufgaben auf Bundes- 
ebene. Das Klimaanpassungsgesetz setzte 2023 dafür erst-
mals einen nationalstaatlich-gesetzlich verankerten Rahmen. 
Im föderalen System haben die verschiedenen Governance-
Ebenen Bund, Länder und Gemeinden dabei jeweils eige- 
ne Aufgaben und Kompetenzen. So ist die konkrete Ausar- 
beitung von Anpassungsmaßnahmen Ländersache, die 
konkrete Umsetzung findet auf der lokalen Ebene statt – 
die aber ihrerseits von national oder länderspezifisch ge-
setzten Rahmenbedingungen, Regelungen und Ressourcen 
abhängig ist. Zudem spielen verschiedenste zivilgesell-
schaftliche Akteure – von Umweltorganisationen über So-
zialverbände und Gewerkschaften bis hin zu informellen 
Initiativen – eine (in der Forschung bis dato noch wenig 
untersuchte) Rolle. 

Auf staatlicher Ebene (im Bund wie in den Ländern) 
wird Klimaanpassung vorwiegend differenziert nach poli-
tischen Handlungsfeldern bearbeitet – das heißt, es do- 
miniert eine sektorale und damit meist auch technisch und 
administrativ orientierte Perspektive. Gleichzeitig aber 
wird klar – und viele wissenschaftliche Studien unterstrei-
chen dies –, dass Anpassung an den Klimawandel nur als 
Querschnittsaufgabe, das heißt, durch ein ganzheitliches 
Herangehen sowie ein koordiniertes und kooperatives Zu-

sammenwirken von Akteuren aus verschiedensten gesell-
schaftlichen Bereichen zu bewältigen ist. Zudem erfordern 
die verschiedenen Zuständigkeiten und Ressourcen im  
föderalen Mehrebenensystem, Klimaanpassung als Gemein- 
schaftsaufgabe zu verstehen, bei der insbesondere Finan-
zierungsfragen auf nationaler Ebene adressiert und die 
umsetzungsbeauftragten weiteren Ebenen mit angemesse-
nen Ressourcen ausgestattet werden. Von umweltpoliti-
schen, sozialen und kommunalen Verbänden wird in diesem 
Zusammenhang immer wieder gefordert, Klimaanpassung 
als eine Gemeinschaftsaufgabe von „überregionaler Bedeu-
tung und für die Verbesserung der Lebensverhältnisse  
erforderlich“ explizit im Grundgesetz nach Art. 91 zu eta-
blieren (Deutscher Bundestag o. J.). 

In den derzeitigen Anpassungsstrategien und -praktiken 
dominieren – nicht zuletzt als Folge der meist sektororien-
tierten Analysen (im öffentlichen Auftrag) – technische An- 
sätze. Soziale Aspekte – die im vorliegenden Papier gezielt 
in den Fokus gerückt wurden – finden nur bedingt Berück-
sichtigung. Am deutlichsten werden im Handlungsfeld Ge-
sundheit spezifische, besonders vulnerable Gruppen in den 
Blick genommen (z. B. Ältere und Menschen mit Vorer-
krankungen). Dabei besteht die Gefahr, dass aus gesamtge-
sellschaftlicher Sicht und insbesondere unter Aspekten von 
sozialer und Klimagerechtigkeit suboptimale Lösungen 
umgesetzt werden – das heißt, dass bestehende Ungleich-
heiten unberücksichtigt bleiben oder durch Anpassungs-
maßnahmen sogar verstärkt werden (Beispiel: grüne Gen-
trifizierung). Dies wiederum bedeutet: Für eine sozial sen-
sible und gerechte Klimaanpassung sind auch die tieferlie-
genden sozialstrukturellen und machtpolitischen Ursachen 
von Ungleichheit, die eine besondere klimabedingte Vul-
nerabilität erst bedingen, zu adressieren. Eine derartige 
Betrachtung von Verwundbarkeit kommt zudem nicht um-
hin, verschiedene Überschneidungen und Überlagerungen 
von Marginalisierungsprozessen, sprich die Intersektio- 
nalität von Ungleichheiten zu erfassen (beispielsweise von 
Alter, Armut und Geschlecht). Ferner gilt es, auch Wech-
selwirkungen zwischen gesellschaftlichen Megatrends wie 
z. B. Überalterung, Digitalisierung oder multiplen Krisen-
situationen und dem Klimawandel zu berücksichtigen. 

Eine derart holistische Perspektive kann dazu führen, 
Klimaanpassung nicht nur sektoral und inkrementell (das 
heißt in kleinen Schritten auf nächstliegende Aufgaben 
ausgerichtet) zu praktizieren, sondern transformativ zu 
konzipieren. Eine transformative Anpassung setzt sich re-
flektierend mit den historischen und gegenwärtigen Vo-
raussetzungen von sozialer Ungleichheit und Vulnerabilität 
auseinander. Sie setzt dabei auf Strategien, die nicht nur 
Verwundbarkeit abmildern, sondern die Ursachen dafür 
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beseitigen. Derartige Strategien sind in den sozialökologi-
schen Umbau der Gesellschaft zu integrieren; indem sie 
dessen soziale Komponenten stärken, haben sie auch das 
Potenzial, das Interesse breiter Bevölkerungsgruppen an 
und deren Akzeptanz für ambitionierte Klimaschutz- wie 
-anpassungsmaßnahmen zu steigern. 

Obwohl in Deutschland soziale Gerechtigkeitsaspekte 
lange Zeit nicht im Fokus von Klimaanpassungsstrategien 
standen, gewinnt die Betrachtung vulnerabler Bevölke-
rungsgruppen inzwischen in der deutschen Anpassungs-
politik größere Bedeutung – so etwa im Rahmen einzel- 
ner Beratungsprojekte oder in der Erwähnung in zentralen 
polit-strategischen Dokumenten. Dennoch bleibt zu konsta-
tieren, dass die Bearbeitung spezifischer Verwundbarkei-
ten von benachteiligten Bevölkerungsgruppen bislang in 
Deutschland eher ein Nischendasein führt und sich vor-
wiegend mit einer Beschreibung einzelner Gruppen beschäf- 
tigt, ohne jedoch die sozialstrukturellen Ursachen tiefer- 
gehend zu untersuchen. Die Gründe dafür reichen von be-
grenzten finanziellen Ressourcen in einem relativ neuen, 
aber an Bedeutung zunehmenden Politikfeld über konkur-
rierende Politikinteressen und eine geringe Politisierung 
der bisherigen Anpassungsstrategien bis hin zu einer ins-
gesamt spärlichen Betrachtung sozialpolitischer Aspekte 
im Rahmen bestehender (im öffentlichen Auftrag durch-
geführter) Verwundbarkeitsanalysen.

Aus diesen zusammenfassenden (wenn auch im Rahmen 
des vorliegenden Papiers notwendigerweise kursorischen) 
Betrachtungen ergeben sich – insbesondere adressiert an 
sozialpolitische engagierte und der Sozialen Demokratie ver- 
pflichtete Akteure – einige Schlussfolgerungen, die wir im 
Folgenden zur Diskussion stellen wollen. 

Eine integrierte, ganzheitliche Perspektive  
einnehmen 

Neben der Bearbeitung von Handlungsfeldern und Clustern 
wären verstärkt soziale Gruppen, insbesondere benachtei-
ligte und marginalisierte Bevölkerungssegmente und ihre 
besondere Vulnerabilität im Kontext ihrer spezifischen Le-
benswelten in den Blick zu nehmen. Dabei geht es nicht 
zuletzt auch darum, die sozialstrukturellen Ursachen, wel-
che Vulnerabilität und Benachteiligung gleichzeitig und 
miteinander verschränkt bedingen, zu untersuchen und 
politisch zu thematisieren. Für eine derartige holistische 
Herangehensweise ist zudem einerseits eine verstärkte ver-
tikale Integration der verschiedenen Governance-Ebenen 
(Bund, Länder, Gemeinden, gegebenenfalls auch der EU) 
erforderlich (Stichwort: Gemeinschaftsaufgabe), anderer-
seits ein intensivierte horizontale Kooperation unterschied- 
licher staatlicher, zivilgesellschaftlicher, sozialer und wirt-
schaftlicher (sowie gegebenenfalls kultureller) Akteure aus 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen und poli- 
tischen Handlungsfeldern erforderlich (Stichwort: Quer-
schnittsaufgabe).

Eine auskömmliche Finanzierung sicherstellen 

Bis dato ist die deutsche Klimaanpassung mit erheblichen 
Finanzierungslücken konfrontiert, insbesondere bei der 
Umsetzung auf der lokalen Ebene. Zahlreiche Stellungnah-
men sozialpolitischer, gewerkschaftlicher, kommunaler so-
wie gesundheits- und umweltpolitischer Akteure zur Kli- 
maanpassung haben in diesem Kontext deutlich gemacht, 
dass eine „auskömmliche“ Finanzierung der mit Klimaan-
passung verbundenen Aufgaben – und hierbei wiederum 
nicht zuletzt die Berücksichtigung sozialer Aspekte – nur 
möglich ist, wenn verbindliche personelle, administrative, 
rechtliche und monetäre Ressourcen bereitgestellt werden 
(z. B. Bundestag 2023a; DGB 2023b; Klima-Allianz 2023; 
KLUG et al. 2023). Auch in diesem Zusammenhang ist eine 
Erklärung von Klimaanpassung – über die Rahmengesetz-
gebung hinaus – zu einer „Gemeinschaftsaufgabe von 
überregionaler Bedeutung“ gemäß Paragraf 91 des Grund-
gesetzes wichtig. Gleichzeitig gilt es – zwar nicht nur, so 
doch auch –, in diesem Zusammenhang die Bedeutung ei- 
ner progressiveren und gerechteren Steuer- und Finanz-
politik herauszustellen. So werden öffentlich vielfach die 
Finanzbedarfe (und -lücken) der notwendigen Dekarboni-
sierung der Wirtschaft und des sozialökologischen Um-
baus der Gesellschaft diskutiert, wobei aber die Erforder-
nisse der ebenfalls unabdingbaren Klimaanpassung noch 
kaum mitgedacht werden. Hinzu kommt, dass wahrschein-
lich nur eine sozial gerechte und transparente Verteilung 
von Lasten und Auswirkungen die notwendige Akzeptanz 
all der erforderlichen Maßnahmen in der Bevölkerung be-
wirken kann. 

Klimaanpassung transformativ konzipieren 

Eine transformative Anpassung widmet sozial benachteilig- 
ten und von Klimawandelfolgen überdurchschnittlich  
betroffenen Bevölkerungsgruppen besondere Aufmerksam- 
keit (Taylor et al. 2022). Sie adressiert tieferliegende sozia-
le, ökonomische, politische und kulturelle Ursachen von 
Vulnerabilität, indem sie sich neben dem Klimawandel 
auch mit den historischen und gegenwärtigen Prozessen der 
(Re-)Produktion gesellschaftlicher Ungleichheiten beschäf- 
tigt. Aus dieser Perspektive reichen inkrementelle und nur 
auf Symptome, das heißt die unmittelbaren Klimawandel-
folgen bezogene Anpassungskonzepte nicht aus. Es bedarf 
mehr und systematischerer Analysen, welche die struktu-
rellen Ursachen von Vulnerabilität herausarbeiten – und 
dabei auch die Eigenperspektive und spezifischen Erfahrun- 
gen sowie Wissensbestände vulnerabler Gruppen einbezie-
hen (siehe auch die nächste Schlussfolgerung: Bottom-up-
Assessments). Indem sie die sozialen Aspekte der Klima-
anpassung stärken, haben transformative Ansätze auch das 
Potenzial, das Interesse breiter Bevölkerungsgruppen an 
und deren Akzeptanz für ambitionierte Klimaschutz- wie 
-anpassungsmaßnahmen zu steigern. 
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Lokale, kontextspezifische, bottom-up  
konzipierte Assessments 

Vulnerabilität ist ein Produkt spezifischer räumlicher, so-
zioökonomisch-demografischer, kultureller, politischer 
und institutioneller Kontexte. Spezifische lokale Wissens-, 
Wahrnehmungs- und Deutungsmuster beeinflussen die 
individuellen Risiken und Anpassungsfähigkeiten. Deswe-
gen ist es erforderlich, die jeweiligen Vulnerabilitäten vor 
Ort und für dort relevante soziale Gruppen (z. B. auf 
Quartiersebene) konkret und fallspezifisch zu erfassen und 
daraus kontextspezifische Lösungen zu entwickeln. Dabei 
gilt es, nicht auf der deskriptiven Ebene, wie z. B. bei stan-
dardisierten Indikatoren, stehen zu bleiben, sondern alle 
im konkreten Einzelfall wirksamen soziostrukturellen, so-
ziopolitischen und soziokulturellen Faktoren aufzuarbei-
ten. Daneben ist Überlappungsprozessen, die zu besonde-
ren Formen der Benachteiligung führen können, eine ge-
zielte Aufmerksamkeit zu widmen. Nur so können die tief-
erliegenden Ursachen von Vulnerabilität aufgedeckt und 
(idealerweise) politisch bearbeitet werden. Hierfür sind 
einerseits Bottom-up-Einzelfallstudien unter Einbeziehung 
der Betroffenen – in der Regel mit qualitativen Methoden –,  
andererseits kleinräumlich differenzierende meteorologi-
sche und sozialstrukturelle Daten erforderlich, die in Form 
von Kartierungen und Statistiken (vgl. z.B. Berliner Um-
weltatlas) aufbereitet und für die konkrete, kriterienbasier-
te – und zumindest in der Tendenz: transformative – Kon-
zeption von Anpassungsmaßnahmen genutzt werden können. 

Einbeziehung sozialpolitischer Akteure und  
Betroffener bei der Konzeption von Anpassungs-
maßnahmen 

Nichtstaatliche sozialpolitische und ähnliche Akteure wie 
z. B. aus Gesundheitsberufen, Pflege, Quartiersmanage-
ment etc., verfügen oft über hervorragende Kenntnisse be-
züglich der Gegebenheiten und Herausforderungen vor 
Ort – und in vielen Fällen auch über das Vertrauen der lo-
kal Ansässigen. In einer gezielt organisierten Zusammen-
arbeit mit staatlichen und administrativen Stellen können 
sie dies in die Erarbeitung von effizienten Anpassungsstra-
tegien einbringen und gleichzeitig zur besseren Akzeptanz 
von Maßnahmen beitragen. Insbesondere die Möglich- 
keiten für Allianzen zwischen sozial- und umweltpolitisch 
Engagierten sollten dabei ausgelotet werden. Darüber hi-
naus sollten die unmittelbar Betroffenen aktiv einbezogen 
werden: einerseits, um Paternalisierung und Stigmatisie-
rungen (etwa im Sinne von „schwach“ oder „begrenzt an- 
passungsfähig“) zu vermeiden; andererseits, um auch die 
bei den Betroffenen vielfach vorhandenen Erfahrungen 
und Wissensbestände (im Sinne von „Expert:innen ihrer 
selbst“) einzubeziehen und für sozial sensible Anpassungs-
prozesse wirksam werden zu lassen. Dabei sind soziale und 
aus der Zivilgesellschaft heraus entstehende (autonome) 
Anpassungsprozesse ernst zu nehmen, zu fördern und ge-
gebenenfalls zu initiieren. Ein Schwerpunkt sollte auf dem 
Empowerment marginalisierter Gruppen liegen, nicht zu-
letzt um Selbstwirksamkeits-, Selbstachtungs- und Achtsam- 

keitserfahrungen zu stärken und von ihren Wissensständen 
zu lernen.

Möglichkeiten und Grenzen der lokalen Umsetzung 
diskutieren 

Die konkrete Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen fin-
det vor Ort, das heißt auf der lokalen Ebene statt. Dabei 
darf jedoch nicht übersehen werden, dass viele extra-lokale 
Faktoren auf die lokalen Anpassungsprozesse einwirken. 
Hierzu gehören Fragen der finanziellen und personellen 
Ausstattung der Kommunen, rechtliche Regelungen, Aus-
wirkungen von Handlungsfeldern, die nicht lokal verant-
wortet werden, aber auch die mittelbaren Folgen von ge-
sellschaftlichen Megatrends wie Überalterung, Digitalisie-
rung, multiple Krisen etc. Auch das Verhältnis und die 
Entwicklung von urbanen versus ländlichen Regionen ge-
hört in diesen Kontext. Als Konsequenz sind auch die Ur-
sachen sozialer Ungleichheit und spezifischer daraus resul-
tierender Verwundbarkeiten durch den Klimawandel we-
der auf lokaler Ebene angesiedelt noch dort zu bewältigen. 
Auch in diesem Zusammenhang ist eine Erklärung von 
Klimaanpassung – über die Rahmengesetzgebung hinaus –  
zu einer „Gemeinschaftsaufgabe von überregionaler Be-
deutung“ wichtig.

Zeitregimes klimawandelspezifisch ausgestalten und 
flexibilisieren 

Ein besonderes Augenmerk für sozial adäquate Klimaan-
passung sollte auf Zeitregimes liegen. Lebenszusammen-
hänge, in denen Menschen in ihrer räumlichen und zeitli- 
chen Souveränität eingeschränkt sind, bedeuten eine er-
höhte Vulnerabilität gegenüber Klimawandelfolgen, indem 
die Betroffenen diesen nicht oder nur schwer ausweichen 
können, ergo in ihrer Anpassungskapazität eingeschränkt 
sind. Dies betrifft Arbeitszeiten und Arbeitsorte ebenso 
wie die Verteilung von Reproduktions- und Care-Arbeit. 
Die Schaffung von zeitlicher Flexibilität sowohl in der Ar-
beitswelt als auch bei für die private Alltagsbewältigung 
wichtigen Infrastrukturen (Verkehr, Schule/Kinderbetreu-
ung, Einkaufen, Behörden etc.) kann adaptive Kapazitäten 
(z. B. bei Hitze, aber auch anderen Extremwetterereignissen) 
deutlich stärken. Die Ermöglichung flexibilisierter Zeit-
nutzung etwa in Form einer „Hitze-Siesta“ – wie sie jüngst 
in einem eher feuilletonistischen Beitrag (Rau 2023a, 
2023b) vorgeschlagen wurde – könnte in diesem Kontext 
ernsthaft diskutiert werden. 
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A1 – METHODISCHES VORGEHEN

Zunächst wurde ein breit angelegtes Literaturscreening 
durchgeführt. Hierzu wurden benutzt:  

• eine Datenbank des Umweltbundesamts, die einen 
Überblick über die Forschungslandschaft zu Klimawan-
delfolgen und Klimawandelanpassung gibt (https://
www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/kli-
mafolgen-anpassung/werkzeuge-der-anpassung/projek-
te-studien; 21.1.2024);

• Quellen, die den Autor:innen aufgrund vorangegange-
ner eigener Arbeiten im Forschungsfeld bekannt waren;

• eine Schlagwortsuche auf Google Scholar, die zwischen 
dem 11. und 18.11.2023 durchgeführt wurde;

• eine Schlagwortsuche auf Google, mit der relevante 
Dokumente verschiedener Akteursgruppen (Parteien, 
NGOs, Gewerkschaften, Sozialverbände etc.) zur The-
matik recherchiert wurden;

• einschlägige Gesetzestexte des Bundes und der Länder 
sowie Dokumente im Kontext der Vorbereitung von 
Gesetzen und Strategien auf Bundesebene. 

Auf dieser Basis wurden insgesamt 457 Quellen identifi-
ziert, von denen 232 in die engere Auswertung einbezogen 
wurden. Kriterien für diese Auswahl waren:

• Relevanz: Die Quelle thematisiert (zumindest auch) so-
ziale Dimensionen von Klimawandelfolgen und/oder 
Klimaanpassung.

• Aktualität: Die Quelle ist nicht älter als zehn Jahre (Er-
scheinungsdatum ab 2014); bei Grundlagenstudien und 
-werken wurden einzelne Ausnahmen gemacht.

• Bezug zur Situation in Deutschland: Die Quelle enthält 
Ergebnisse aus Deutschland oder Ergebnisse, die sich 
auf Deutschland übertragen lassen.

• Es sind sowohl Quellen vertreten, die repräsentative 
Daten enthalten, als auch solche, die qualitative Einzel-
fallstudien dokumentieren. 

Für die Auswertung dieser Quellen wurde ein Kategorien-
system erstellt, das sich an den zentralen Erkenntnisinteres-
sen der Literaturstudie orientierte. Diese waren: 

• aufgrund des Klimawandels (bis 2050) zu erwartende 
Entwicklungen in Deutschland (z. B. Hitzewellen, 
Überflutungen, Dürren);

• Auswirkungen auf Gesellschaft und Wirtschaft; 
• Betroffenheiten (Vulnerabilität, Risiken, Anpassungs-

kapazität etc.) in unterschiedlichen Bevölkerungsgrup-

pen – regional, soziodemografisch (z. B. Alter, Ge-
schlecht), sozioökonomisch (z. B. Einkommen, Wohn-
eigentum), soziokulturell (z. B. Bildungsressourcen, 
Wertorientierungen, soziale Milieus) sowie daraus re-
sultierende Verteilungsfragen;

• indirekte Folgen des globalen Klimawandels auf 
Deutschland (z. B. Migration, Nahrungsmittelversor-
gung, Lieferketten, Preisentwicklungen);

• Governance-Anforderungen im Mehrebenensystem 
(national, regional, lokal) und in den verschiedenen 
Handlungsfeldern; existierende und vorgeschlagene 
Politikinstrumente;

• Herausforderungen und Möglichkeiten für zivilgesell-
schaftliche Akteure und Stakeholder, insbesondere mit 
Blick auf sozialpolitisch aktive und der Sozialen Demo-
kratie verpflichtete Akteure und gegebenenfalls Bot-
tom-up-Initiativen.

ANHANG
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A2 – ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS

APA Aktionsplan (Klima-)Anpassung
BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
BauGB Baugesetzbuch
BBK Bundesamt für Bevölkerungs- und  

Katastrophenschutz
BCNUEJ Barcelona Lab for Urban Environmental  

Justice and Sustainability 
BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
BMDV Bundesministerium für Digitales und Verkehr
BMEL Bundesministerium für Ernährung und  

Landwirtschaft
BMG Bundesministerium für Gesundheit
BMI Bundesministerium des Innern und  

für Heimat
BMU Bundesministerium für Umweltschutz,  

Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 (1986–2013 und 2017–2021)
BMUB Bundesministerium für Umweltschutz,  

Naturschutz, Bau und nukleare Sicherheit 
(2013–2017)

BMUV Bundesministerium für Umweltschutz,  
Naturschutz, nukleare Sicherheit und 

 Verbraucherschutz (seit 2021)
BMWK Bundesministerium für Wirtschaft und  

Klimaschutz
BMWSB Bundesministerium für Wohnen,  

Stadtentwicklung und Bauwesen 
BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche  

Zusammenarbeit und Entwicklung
bpb Bundeszentrale für politische Bildung
DAS Deutsche Anpassungsstrategie an den  

Klimawandel
DGB Deutscher Gewerkschaftsbund
difu Deutsches Institut für Urbanistik
DKKV Deutsches Komitee Katastrophenvorsorge
DNR Deutscher Naturschutzring
DUH Deutsche Umwelthilfe
DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches
DWD Deutscher Wetterdienst
EEA European Environment Agency (Europäische 

Umweltagentur)
FKZ Forschungskennzeichen 
GG Grundgesetz (für die Bundesrepublik  

Deutschland)
HochwSchG Hochwasserschutzgesetz 
IG BAU Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt
IMAA Interministerielle Arbeitsgruppe zur  

Anpassung an den Klimawandel 
IPCC Intergovernmental Panel on Climate  

Change (Weltklimarat)
IT Informations- (und Kommunikations-) 

Technologien
KAnG (Bundes-)Klimaanpassungsgesetz
KLiVO Deutsches Klimavorsorgeportal 
KLUG Deutsche Allianz für Klima und Gesundheit
KWRA Klimawandel- und Risikoanalyse
NABU Naturschutzbund Deutschland 

NGO Nichtregierungsorganisationen
ÖbA Ökosystembasierte Anpassung 
SDG Sustainable Development Goals (Ziele  

nachhaltiger Entwicklung)
SoVI Social Vulnerability Index (Index sozialer  

Vulnerabilität)
StA AFK Ständiger Ausschuss zur Anpassung an  

die Folgen des Klimawandels 
UBA Umweltbundesamt
UfU Unabhängiges Institut für Umweltfragen 
UVPG Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz
WHG Wasserhaushaltsgesetz 
WMO World Meteorological Organization  

(Weltorganisation für Meteorologie) 
WWF World Wide Fund For Nature (Weltweiter 

Fonds für die Natur)
ZKA Zentrum für Klimaanpassung
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A3 – GLOSSAR

Das nachfolgende Glossar definiert zentrale Begriffe, die 
im vorliegenden Papier verwendet wurden. Selbst wenn 
einige dieser Begriffe im Text schon erläutert wurden, wer-
den sie hier nochmals aufgenommen. Um die Begriffe 
leicht auffindbar zu machen, sind sie hier in alphabetischer 
Reihenfolge erläutert. [->] verweist auf Begriffe innerhalb 
einer Begriffserklärung, die in diesem Glossar an anderer 
Stelle eigenständig geklärt werden.  

Adaptation
Unter Adaptation (Anpassung) an den Klimawandel wer-
den alle Maßnahmen verstanden, die darauf abzielen, die 
Auswirkungen des bereits eingetretenen oder (als unver-
meidbar) zu erwartenden Klimawandels auf Gesellschaften, 
bestimmte soziale Gruppen oder Individuen, aber auch auf 
natürliche Systeme und insbesondere die Biodiversität ab-
zufedern, das heißt, sich an die Folgen des Klimawandels 
anzupassen. In der Literatur wird dezidiert darauf ver- 
wiesen, dass Klimaschutz ([->] Mitigation) und Klimaan-
passung keine Alternativen darstellen, sondern als „zwei 
untrennbare Bereiche der Vorsorge“ zu verstehen sind 
(Born et al. 2016). 

Adaptation Mainstreaming
Adaptation Mainstreaming bezeichnet das Ziel, Klimaan-
passung in die Breite zu tragen (siehe auch Glossar). Dies 
bedeutet die Integration von Anpassungsbelangen einerseits 
in sektorale Fachpolitiken (z. B. verschiedene Ressorts:  
horizontales Mainstreaming), andererseits in die verschie-
denen Governance-Ebenen (vertikales Mainstreaming). 
Adaptation Mainstream gilt – neben der gezielten, eigen-
ständigen Entwicklung von Klimaanpassungspolitiken – 
als weitere Option, um Anpassungsstrategien effektiv und 
effizient umzusetzen (z. B. Reckien et al. 2019).

Anpassungskapazität
Unter Anpassungskapazität wird die Fähigkeit verstanden, 
sich an bestimmte Folgen des Klimawandels anzupassen 
oder dessen negativen Auswirkungen aktiv entgegenzuwir-
ken (IPCC o. J.). Dieses Konzept wird von einigen For-
schenden dahingehend kritisiert, dass dabei die strukturel-
len Ursachen (Kernursachen/Root Causes, siehe auch Text-
box 4: Seite 28) für hohe oder niedrige adaptive Kapazitä-
ten) unberücksichtigt bleiben (Ribot 2022).

Exposition
Die Intensität oder Stärke, mit der eine Klimafolge zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt an einem bestimmten Ort auf 
ein soziales oder natürliches System, eine Gruppe oder ein 
Individuum tatsächlich einwirkt (IPCC o. J.). Die Exposi-
tion kann zeitlich, situativ und räumlich variieren. Tat-
sächliche nachteilige Folgen einer Exposition von Klima-
wandelfolgen hängen zudem von der [->] Sensitivität ge-
genüber diesen Folgen ab.

Gefahr (engl.: Hazard)
Gefahr bedeutet in diesem Kontext „das potenzielle Eintre-
ten eines natürlichen oder vom Menschen verursachten 
physischen Ereignisses oder Trends, das zu Todesfällen, 
Verletzungen oder anderen gesundheitlichen Auswirkungen 
sowie zu Schäden und Verlusten an Eigentum, Infrastruk-
tur, Lebensunterhalt, Ökosystemen und Umweltressourcen“ 
führen kann (IPCC o.J.). 

Inkrementelle Anpassung
Planungen und Maßnahmen zur Klimaanpassung, die 
schrittweise und eher kurzfristig konzipiert werden, oft je 
nachdem, wo sich der größte Handlungsbedarf zeigt oder 
wenn situativ entsprechende Ressourcen verfügbar sind 
(Mahrenholz/Vetter 2019). 

Maladaptation
(Fehlerhafte) Anpassungsmaßnahmen, welche anstelle zu 
einer geringeren Vulnerabilität durch Klimawandelfolgen 
zu einer höheren führen – gegebenenfalls auch nur bei be-
stimmten Bevölkerungsgruppen oder Individuen. Dies 
kann insbesondere bei ohnehin schon benachteiligten Be-
völkerungsgruppen der Fall sein (Thomas/Warner 2019; 
Anguelovski et al. 2019; Shokry et al. 2022; IPCC 2023). 

Mitigation (des Klimawandels)
Unter Mitigation wird allgemein der Klimaschutz verstanden, 
das heißt alle Maßnahmen, die dazu beitragen können,  
die weitere globale Erwärmung – insbesondere durch die 
Reduktion von Treibhausgasemissionen – zu verringern. 

Ökosystembasierte Anpassung
Ökosystembasierte Anpassung setzt darauf, Leistungen der 
Natur zu nutzen, um die Anpassung der Menschen an  
den Klimawandel zu verbessern, z. B. durch den Schutz 
oder die Wiederherstellung von Grünflächen und Frisch-
luftschneisen zur Kühlung oder von Gewässern zu Speiche- 
rung von Niederschlägen.

Risiko (engl.: Risk)
Ein Risiko ergibt sich aus „dynamischen Wechselwirkungen 
zwischen klimabedingten [->] Gefahren und der [->] Vul-
nerabilität der betroffenen Systeme [Menschen, Regionen, 
Gesellschaften, Ökosysteme] durch diese Gefahren“ (IPCC 
o. J.). Soziale und ökonomische Verhältnisse sowie politi-
sche und administrative Entscheidungen werden dabei als 
Faktoren gesehen, welche die Risiken beeinflussen können. 
Dabei wird auch auf die Interaktion klimatischer (z. B. 
Hitze) und nichtklimatischer Faktoren (z. B. soziale Un-
gleichheit) hingewiesen, die in kombinierten Risiken 
(Compounding Risks) und in komplexen, sich über Hand-
lungsfelder und Regionen hinweg verstärkenden Wir-
kungsketten (Cascading Risks) resultieren können (IPCC 
o. J.). Bei der Analyse von Risiken steht die Eventualität, 
nachteilig betroffen zu sein, im Fokus; das Konzept ist so-
mit stärker vorausschauend und vorsorgend orientiert als 
Vulnerabilitätsbetrachtungen.
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Sensitivität
Das Ausmaß, in dem ein soziales oder natürliches System, 
eine Gruppe oder ein Individuum durch eine Klimaverän-
derung direkt oder indirekt beeinflusst werden kann 
(IPCC o. J.). Eine Sensitivität bedeutet ein mögliches Risi-
ko; sie besteht dauerhaft, wirkt sich aber erst bei entspre-
chender [->] Exposition nachteilig aus. Im Gesundheits-
kontext wird Sensitivität oftmals mit Blick auf „individuel-
le körperliche Charakteristiken oder Konditionen“ wie  
Alter oder Vorerkrankungen diskutiert (Yu et al. 2021: 2).

Soziale Vulnerabilität
Diese grenzt die [->] Vulnerabilität von Individuen oder 
Bevölkerungsgruppen von der biophysischen Dimension 
natürlicher Gefahren ab (z. B. Cutter et al. 2003). Konzepte 
sozialer Verwundbarkeit unterscheiden verschiedenartige 
Faktoren, wie etwa „interne“, personenspezifische Merk-
male (z. B. Alter, Geschlecht, Ethnie, Gesundheitsstatus) 
und „externe“ Faktoren (z. B. sozioökonomischer Hinter-
grund, Wohnform, Zugang zu Bildung, sozialen Netzwer-
ken und politischer Macht – vgl. Cutter/Finch 2008, Otto et 
al. 2017). Soziale Vulnerabilität bestimmter Individuen 
oder Bevölkerungsgruppen kann räumlich, geophysisch und 
strukturell bedingt sein und von soziodemografischen 
(Geschlecht, Alter), sozioökonomischen (Einkommen/
Vermögen, Berufstätigkeit, Bildung), soziokulturellen 
(Wertorientierung, Lebensstil, auch Umwelt- und Klimabe-
wusstsein etc.) oder persönlichen Merkmalen (ethnische 
Zugehörigkeit, Sprachkenntnisse, Gesundheitszustand etc.) 
abhängen (vgl. Dietz 2006). Zudem spielen weitere Fakto-
ren wie die Wohnsitu-ation und -umgebung oder der Zu-
gang zu öffentlichen Gütern (z. B. Gesundheitsversorgung, 
Verkehrs- und Energieinfrastrukturen etc.) eine Rolle.

Sozioökologische Systeme 
Sozioökologische Systeme sind voneinander abhängige 
und miteinander verbundene Systeme aus Mensch und Na-
tur. Der Begriff fokussiert die Wechselwirkung menschli-
cher und ökologischer Systeme und betrachtet Menschen 
als Teil der Natur, die sie von lokaler bis globaler Ebene 
formen und gleichzeitig von der Fähigkeit der Natur ab-
hängen, (Ökosystemdienst-)Leistungen für das menschliche 
Wohlbefinden und die gesellschaftliche Entwicklung be-
reitzustellen (Fischer et al. 2015).

Transformative Anpassung
Eine transformative Anpassung setzt auf Strategien, die nicht 
nur einzelne räumliche oder soziale Verwundbarkeiten  
abmildern, sondern die Anpassung an den Klimawandel in 
einen ganzheitlich verstandenen, langfristig zu planenden 
sozialökologischen Umbau (Transformation) der Gesell-
schaft integrieren. Sie widmet sozial benachteiligten und von 
Klimawandelfolgen überdurchschnittlich betroffenen Be-
völkerungsgruppen besondere Aufmerksamkeit und beschäf- 
tigt sich neben dem Klimawandel auch mit historischen 
und aktuellen Prozessen der (Re)Produktion gesellschaft-
licher Ungleichheiten (Taylor et al. 2022).

Vulnerabilität
Vulnerabilität (oder Verwundbarkeit) ist ein Schlüsselbe-
griff; Vulnerabilität bezeichnet das Maß, in dem eine Per-
son, eine geografische Region oder ein soziales System von 
Auswirkungen des Klimawandels negativ beeinflusst wer-
den kann (IPCC o. J.). Vulnerabilität besteht in einer Kom-
bination von [->] Gefahr, [->] Risiko, [->] Sensitivität, [->] 
Exposition und [->] adaptiver Kapazität. Dementspre-
chend ist der Vulnerabilitätsbegriff multidimensional und 
umfasst eine Vielzahl von Konzepten und Elementen.
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Häufigere Extremwetterereignisse und ansteigende Durchschnittstemperaturen machen die 
Auswirkungen des Klimawandels auch in Deutschland zunehmend greifbar. Besonders vor dem 
Hintergrund unterschiedlich starker Folgen für verschiedene, oft benachteiligte Bevölkerungs-
gruppen wird die Notwendigkeit transformativer Klimaanpassung deutlich. 

Diese Studie stellt zunächst die Handlungsfelder der Klimaanpassungspolitik dar und bietet an- 
schließend einen Überblick über die Anpassungsstrategien der unterschiedlichen föderalen 
Ebenen und nichtstaatlichen Akteure. Die zentrale Fragestellung zielt auf die sozialpolitischen 
Implikationen von Klimaanpassungspolitik ab, weshalb insbesondere das Konzept der sozialen 
Vulnerabilität in den Fokus gerückt wird. Darauf aufbauend werden die entstehenden Unter-
stützungsbedarfe herausgearbeitet und Handlungsempfehlungen abgeleitet. 

Die Ergebnisse zeigen insbesondere die sozialen Risiken des Klimawandels auf und verdeutlichen 
die Auswirkungen über föderale und sektorale Grenzen hinweg. Die Studie hebt vor allem  
die Relevanz einer integrierten und ganzheitlichen Planung von Anpassungsstrategien und die 
damit zusammenhängenden Finanzierungsbedarfe hervor. 
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